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C O L L O Q U I U M  VERLAG 
B E R L I N
Als sich Ende der fünfziger Jahre die 
EWG konstituierte, blieb ein paralleler 
Integrationsprozeß in Lateinamerika in 
Europa weitgehend unbeachtet: die fünf 
zentralamerikanischen Republiken Gua­
temala, El Salvador, Honduras, Nica­
ragua und Costa Rica schlossen sich 
zum Zentralamerikanischen Gemeinsa­
men M arkt zusammen.
Sehr früh schon war eine umfangreiche 
juristische Literatur über das Recht der 
Europäischen Gemeinschaften erschienen. 
An einer Darstellung des juristischen 
Instrumentariums des Zentralamerika­
nischen Gemeinsamen Marktes fehlte es 
bislang jedoch. Diese Lüdke versucht 
das vorliegende Buch zum Teil zu 
schließen. Die Arbeit, als juristische Dis­
sertation von der Rechts- und Staats­
wissenschaftlichen Fakultät der Univer­
sität Bonn angenommen, ist weder eine 
ökonomische noch eine soziologische Un­
tersuchung. Sie stellt vielmehr die Grund­
züge der Basisverträge des Zentralame­
rikanischen Gemeinsamen Marktes und 
die Interpretation und Anwendung dar, 
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V O R W O R T
U nter den Versuchen, durch Freihandelszonen und andere Formen von 
Integration größere W irtschaftsblöcke und  Einheiten zu schaffen, verdient 
das Beispiel des Zentralamerikanischen Gemeinsamen Marktes besondere 
Beachtung. Einmal, weil die fün f Republiken1 Guatemala, El Salvador, 
Honduras, Nicaragua und  Costa Rica nach dem Verlust der politischen 
Einheit im  Jahre 1838 nunm ehr eine wirtschaftliche Einheit anstreben; 
und zum zweiten, weil dieser Versuch bisher einen unerwarteten Erfolg 
gehabt hat, unerw artet in einem Teil der W elt, in dem N ationalismus, 
politische U nstabilität und eifersüchtiges Bewahren eigener Souveränität 
keine geeignete G rundlage einer W irtschaftsintegration zu sein schienen2.
Einleitung: Politische Einigungsbestrebungen 
in Zentralamerika bis 1951
N ach der spanischen Eroberung Mittelamerikas 1524 wurde schon bald 
(1542) das Gebiet, das etwa die heutigen fünf Republiken und den mexika­
nischen Bundesstaat Chiapas um faßt, politisch zur „Real Audiencia de los 
Confines“ zusam mengefaßt3. An der Spitze der V erwaltung stand der 
„Capitán General“ m it Sitz in der Ciudad de Guatemala. Bis zur U nabhän­
gigkeit im Jahre 1821 wurde diese politische V erwaltungseinheit beibehal­
ten, abgesehen von einer fünfjährigen U nterbrechung, als Philip II. 1563 
die Verlegung der „Audiencia de Guatemala“ nach Panama dekretierte und 
Costa Rica und Nicaragua Panama unterstellte, den Rest Mittelamerikas 
Mexiko zuschlug. 1568 wurde die „Audiencia de Guatemala“ wiederher­
gestellt4.
N ach der U nabhängigkeitserklärung am 15. September 18215 sollte ein 
K ongreß die endgültige Staatsform und Verfassung der ehemaligen 
„Capitanía General de Guatemala“ bestimmen. Dazu kam es jedoch nicht. 
D ie Provinzen m it Ausnahme El Salvadors erklärten zunächst den A n­
schluß an Mexiko. Das W iderstreben El Salvadors6 beantw ortete Mexiko 
m it dem Einmarsch von Truppen. D er A nschluß an Mexiko war nur 
von kurzer Dauer. Schon 1823 beschloß der mexikanische K ongreß, den 
Provinzen der „Capitanía General“ die Lösung von Mexiko freizustellen7. 
Das geschah durch die „Acta de Independencia Absoluta“ vom 1. Ju li 18238
der „Provincias Unidas del Centro de América“ ; und am 22. Novem ber 
1824 wurde die erste Verfassung des neuen Bundesstaates erlassen9. Als 
Modell hatte die Verfassung der USA gedient10. D ie Föderation bestand 
nur bis 1838. D ann brach sie zusammen, und der „Congreso Federal“ 
sanktionierte am 30. Mai 1838 den Zerfall m it einem Dekret, das jedem der 
fünf Bundesstaaten die Bildung eines eigenen souveränen Staates erm ög­
lichte11.
Sogar der westliche Teil Guatemalas m it der Stadt Q uetzaltenango trennte 
sich und bildete einen Staat „Los Altos“ 12.
In den folgenden Jahren versuchten zunächst H onduras, El Salvador und 
Nicaragua vergeblich, die verlorene politische Einheit wiederzuerlangen13. 
Statt dessen kam Nicaragua zeitweise unter die Herrschaft des amerikani­
schen Abenteurers W illiam W alker, der dort 1855 landete und erst im 
April 1857 m it Hilfe der T ruppen aller übrigen zentralamerikanischen 
Länder zur K apitulation gezwungen werden konnte.
D ie U nionsbestrebungen erhielten 1885 einen etwas ungewöhnlichen Im ­
puls von General R ufino Barrios, dem Präsidenten von Guatemala. Er pro­
klamierte einseitig die „Unión de Centroamérica“14 und ernannte sich zum 
M ilitärchef von Zentralamerika. D ann marschierte er in El Salvador ein 
und fiel in der Schlacht bei Chalchuapa.
Vier Jahre später unternahm en die fünf Staaten durch die U nterzeichnung 
eines präparatorischen Vertrages einen weiteren Versuch, die politische 
Einheit wiederherzustellen15, und H onduras, El Salvador und Nicaragua ver­
einbarten später die „República Mayor de Centroamérica“16. Dieser Re­
publik schlossen sich Guatemala und  Costa Rica an17. D er Anschlußvertrag 
blieb, wie schon so oft, Papier. D ie drei Staaten der „República Mayor“ 
schlossen sich 1898 zu den „Estados Unidos de Centroamérica“ zusam­
m en18. Die am 1. Novem ber 1898 in K raft getretene Verfassung der neuen 
Föderation war erst vierzehn Tage alt, als sich El Salvador aus dem Bund 
wieder zurückzog.
In rascher Folge wechselten in dem nächsten Jahrzehnt Kriege und Revo­
lutionen einander ab. Um die W irren zu beenden, trafen sich die fünf 
Staaten zur Konferenz von W ashington 1907. Sie schlossen insgesamt neun 
Verträge, deren wichtigste ein allgemeiner Friedens- und Freundschafts­
vertrag und ein Abkommen über die Errichtung eines Zentralamerikani­
schen Gerichtshofes waren. D er G erichtshof trat tatsächlich im Mai 1908 
zu seiner konstituierenden Sitzung in C artago19 zusammen. Im U nter­
schied zu der im Völkerrecht üblichen Schiedsgerichtsbarkeit hatte der 
Zentralamerikanische G erichtshof als ständiger G erichtshof eine wesentlich 
erweiterte Zuständigkeit. So konnten auch Private eine Regierung -verkla­
gen, wenn sie V erletzung internationaler Verträge rügten (Art. 2 der
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K onvention)20. In den zehn Jahren seines Bestehens entschied er zehn 
Fälle21. D ie beiden letzten Entscheidungen betrafen den Bryan-Chamorro- 
Pakt und beruhten auf Klagen von El Salvador und Costa Rica gegen 
Nicaragua. Dieser Staat küm m erte sich n icht um  die Entscheidungen und 
zog seinen Richter vom G erichtshof zurück22.
Einen erneuten Ansporn der U nionsbestrebungen bot das 100jährige Ju b i­
läum der Unabhängigkeit Zentralamerikas. N icaragua beteiligte sich zwar 
an den V erhandlungen in San José (Costa Rica), Unterzeichnete dann aber 
n icht den „Pacto de U nión“ vom 19. Januar 1921 wegen des Bryan-Cha- 
morro-Paktes. Costa Rica ratifizierte den Vertrag nicht. D ie übrigen 
Staaten bildeten dennoch die im Vertrag vorgesehene Verfassunggebende 
Versammlung, die noch rechtzeitig zum U nabhängigkeitstag am 15. Sep­
tember 1921 eine Verfassung23 ausarbeitete. Am 1. O ktober 1921 trat sie 
in Kraft. D och schon im Dezember wurde Präsident Herrera von G uate­
mala gestürzt, und der neue Präsident Orellana erklärte im Januar 1922 
die volle Souveränität Guatemalas24.
D er Außenm inister der USA lud die fünf Staaten zu einer neuen K onfe­
renz nach W ashington ein, an der er selbst teilnahm. Die zentralamerika­
nischen Länder schlossen am 7. Februar 1923 auf dieser Konferenz wie­
derum eine Fülle von Verträgen25, darunter eine „Convención para el 
Establecimiento de un Tribunal Internacional Centroamericano“26. Dieses 
T ribunal sollte ein ad-hoc-Schiedsgericht klassischer Prägung sein, wobei 
auch ein Richter aus den USA berufen werden sollte (Art. 3 der K onven­
tion). Das Tribunal wurde nie tätig.
N ach dem zweiten W eltkrieg ergriff Präsident Arévalo von Guatemala die 
Initiative zur U nion. Guatemala und El Salvador schlossen einen Ver­
trag27 über die schrittweise Verwirklichung der politischen U nion, u. a. 
sollte ein G erichtshof errichtet werden m it ähnlich weiter Kompetenz, 
wie der G erichtshof von 1907 sie hatte. M it dem M ilitärputsch im Dezem­
ber 1948 scheiterte auch dieser Versuch.
1951 schlossen sich die fünf Staaten in der regionalen Organisation 
O DECA  („Organización de Estados Centroamericanos“) zusammen, m it 
dem Ziel, die Bande untereinander zu festigen (Art. 1 der C arta)28. H aupt­
organ war die Außenministerversammlung. Als ständiges Sekretariat wurde 
eine „Oficina Centroamericana“ m it Sitz in San Salvador eingerichtet, an 
deren Spitze ein Generalsekretär stand. D ie ODECA leistete jedoch wenig 
effektive A rbeit29.
U m  die O DECA  wirksamer zu gestalten, verabschiedete man eine neue 
Carta30. D ie O DECA  erhielt eine neue Struktur. So sieht Art. 2 neue 
Organe vor, u. a. eine „Corte de Justicia Centroamericana“. D er Ge­
richtshof kann nur über Fälle entscheiden, die die Länder einverständlich
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vor ihn bringen. Bisher ist der G erichtshof n icht in Funktion getreten. 
Ebenso ist es dem „Consejo Legislativo“ ergangen.
D ie politischen Einigungsbestrebungen in Zentralamerika sind wie schon in 
der Vergangenheit so auch in jüngster Zeit n icht erfolgreich gewesen. 
Es lag daher nahe, den W eg der wirtschaftlichen Integration zu erproben.
A • W IR T S C H A F T L IC H E  
IN T E G R A T IO N S B E S T R E B U N G E N
1. Die Zeit von 1951 bis 1958 
0
Die ersten Schritte in R ichtung auf eine wirtschaftliche Integration wurden 
auf der 4. Sitzungsperiode der „Comisión Económica para América La­
tina“ (CEPAL) der U N O  in Mexiko von Mai bis Jun i 1951 unternom m en. 
D ie fünf zentralamerikanischen Regierungen legten der CEPAL ein gemein­
sames Exposé vor, in dem sie ihr Interesse an einer Integration ihrer 
W irtschaften und der K oordination von Entwicklungsplänen bekundeten. 
Gleichzeitig baten sie um  Kooperation der CEPAL, um diese Ziele zu er­
reichen.
D aß die Staaten nach nunm ehr über 100 Jahren vergeblicher politischer 
Einigungsbestrebungen den Versuch einer wirtschaftlichen Integration mach­
ten, sieht Castillo1, der Generalsekretär der Sieca, wesentlich in dem U m ­
stand m itbegründet, daß eine neue Generation, die sich m ehr m it w irt­
schaftlichem W achstum  als m it diplomatischer Rhetorik über eine politi­
sche U nion beschäftigte, in führende Staatspositionen vorgerückt war.
D ie CEPAL begrüßte in der Resolution 9-IV2 die Vorschläge und beauf­
tragte ihren Exekutivsekretär m it der Ausarbeitung von Vorschlägen zur 
schrittweisen wirtschaftlichen Integration. D ie fünf Regierungen lud sie 
ein, ein „Comité de Cooperación Económica del Istm o Centroamericano“ 
(CCE), bestehend aus den fünf W irtschaftsm inistern, zu bilden, das als 
K onsultativorgan der CEPAL die Integrationsm aßnahm en koordinieren 
solle. D er CCE trat im A ugust 1952 zu seiner ersten ordentlichen Sitzung 
zusammen.
Im Laufe der Jahre schuf er mehrere „Subcomités“, die sich m it den ver­
schiedenen Aspekten der Integration beschäftigten (u. a. industrielle E nt­
wicklung, einheitliche Zollnom enklatur, Elektrifizierung etc.).
Die Studien richteten sich in erster Linie auf zwei Ziele: Schaffung einer 
Freihandelszone und eines gemeinsamen Außenzolles.
In den Jahren 1951 bis 1957 schlossen die Staaten untereinander zunächst 
bilaterale Freihandelsverträge3 ab.
In diesem Zusam m enhang sei darauf hingewiesen, daß Nicaragua als 
einziges zentralamerikanisches Land M itglied des GATT ist. D urch E nt­
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scheid vom 13. N ovem ber 1956 wurde Nicaragua grundsätzlich erlaubt, 
einer Freihandelszone in Zentralamerika beizutreten4.
Es hatten Verträge: El Salvador m it den übrigen Staaten; Guatemala m it 
El Salvador, H onduras und Costa Rica; H onduras m it Guatemala und 
El Salvador; Costa Rica m it Guatemala und El Salvador; N icaragua nur 
m it El Salvador.
N ach diesen Verträgen genossen nur solche W aren Freihandel, die in einer 
Annexliste aufgeführt waren. D er interregionale Handel wuchs von 
8 Mill. US-Dollar auf 16,6 Mill. im Jahre 1957s.
In demselben Zeitraum  entstanden auf Vorschlag des CCE zwei regionale 
Institute, die „Escuela Superior de Administración Pública, América Cen­
tral“ (ESAPAC) m it Sitz in San José und der „Institu to  Centroamericano 
de Investigación y Technologia Industrial“ (ICA ITI) in Guatemala.
Die ESAPAC -  sie wurde 1967 in „Institu to  Centroamericano de A dm ini­
stración Pública“ (ICAP) um benannt -  soll den Ausbildungsstand der 
Angehörigen der öffentlichen Verwaltung verbessern und insbesondere 
Experten ausbilden, die die Integrationsverträge anwenden sollen.
D er ICAITI erfüllt verschiedene technische Aufgaben, wie Beratung der 
Regierung und der Privatwirtschaft bei Industrieprojekten, technologische 
Forschungen für die A nwendung regionaler Rohstoffe und  insbesondere 
Erstellung von G utachten für die anderen O rgane der Integration. Um 
den grenzüberschreitenden Verkehr zu erleichtern und zu beleben, schloß 
man 1956 ein A bkom m en6. Danach dürfen Autos, die in einem der fünf 
Staaten zugelassen sind, zollfrei und ohne Sicherheitsleistung bis zu 
30 Tagen innerhalb Zentralamerikas die Grenzen überschreiten.
2. Multilaterale Verträge 1958 bis 1960
Die erfolgreiche Praxis der bilateralen Freihandelsverträge führte 1958 zum 
Abschluß des ersten multilateralen Freihandelsvertrages7. Sein Ziel ist eine 
Zollunion. Als ersten Schritt in dieser R ichtung sieht der Vertrag vor, in­
nerhalb von zehn Jahren eine Freihandelszone schrittweise zu vervoll­
ständigen. Freihandel gilt zunächst für die W aren zentralamerikanischen 
Ursprungs, die in einer Zusatzliste des Vertrages aufgeführt sind. Diese 
Liste soll dann durch Protokolle im Laufe der Jahre erweitert werden.
Bei derselben Gelegenheit wurden noch zwei verkehrsrechtliche Abkom ­
m en8 und das A bkommen über die Integrationsindustrien9 unterzeichnet. 
Das letztere förderte Industrien, die zur A usnutzung ihrer M inim um kapa­
zität den regionalen zentralamerikanischen M arkt benötigen. Das Abkom ­
men trat jedoch erst später zusammen m it dem Generalvertrag (s. S. 12) 
in Kraft.
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Um die im Multilateralen Freihandelsvertrag vorgesehene Zollunion 
schrittweise zu erreichen, schloß man 1959 das Abkommen über A ußen­
zollangleichung10.
Die A ngleichung erfolgt auf der Basis einer einheitlichen Zollnom en­
klatur11. Dabei enthält eine Annexliste den Katalog der W aren, die sofort 
angeglichen werden, und eine andere die W aren, die graduell angeglichen 
werden innerhalb von fünf Jahren. Dieser Termin konnte nicht eingehalten 
werden.
3. Das beschleunigte Programm I960
M itte 1959 offerierte eine Delegation der USA finanzielle und technische 
Hilfe für den Fall, daß Zentralamerika eine W irtschaftsgemeinschaft bil­
dete, wobei El Salvador und H onduras den Anfang machen sollten. Dies 
gab den beiden Regierungen, denen sich G uatem ala12 anschloß, den A n­
sporn, ein beschleunigtes Integrationsprogram m  zu beschließen13. Die 
Drei Unterzeichneten am 6. Februar I960 einen Assoziationsvertrag14.
Er führte zum  Unterschied von allen bisherigen Freihandelsverträgen die 
Regel ein, daß alle U rsprungs waren der drei Länder Freihandel genießen 
sollen. Ausnahm en sind in einer Annexliste enthalten. Außerdem sollte 
spätestens fünf Jahre nach Inkrafttreten des Vertrages -  er trat am 
27. April I960 in K raft -  eine Zollunion bestehen, wobei dann alle W aren, 
ganz gleich, ob Ursprungsware oder aus D rittländern im portierte, liberali­
siert sein sollten. Und schließlich garantierte der Vertrag -  und damit ging 
er noch über den späteren Generalvertrag hinaus -  den freien Personen- 
und Kapitalverkehr.
D adurch war der gemeinsame Integrationsprozeß aller fünf Staaten un ter­
brochen; drei Länder beschritten einen schnelleren W eg, während die 
restlichen beiden diesen Rhythm us n icht mithielten.
Diese neue Lage behandelte der CCE im April I960 auf seiner zweiten 
außerordentlichen Sitzung in San José. In seiner Resolution N r. 10115 bat 
er die CEPAL um  die Erarbeitung eines Vertragsentwurfs m it folgenden 
G rundzügen : sofortiger Freihandel aller Ursprungswaren, A nw endung 
des Regimes der Integrationsindustrien, einheitliche Industrieförderungs­
m aßnahm en, Schaffung eines zentralamerikanischen Finanzierungsinstituts 
für Entwicklung. Costa Rica hielt sich wiederum abseits.
Die CEPAL arbeitete ein entsprechendes Projekt aus, und auf seiner 
G rundlage Unterzeichneten die vier Staaten am 13. Dezember I960 den 
G eneralvertrag16, der Costa Rica den B eitritt freistellte.
Für Guatemala, El Salvador und N icaragua trat er am 4. Ju n i 1961, für 
H onduras im April 1962 und für Costa Rica, das im Ju li 1962 seinen
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B eitritt erklärte, im September 1963 in Kraft. D er Vertrag hat zum  Ziel, 
b innen fün f Jahren einen Gemeinsamen M arkt zu vollenden und eine Zoll­
union zu schaffen, Art. I. W ie im „Tratado T ripartito“ gilt jetzt der 
G rundsatz generellen Freihandels von Ursprungswaren m it einer A usnahme­
liste im Annex „A“.
Im  Generalvertrag sind drei O rgane vorgesehen:
W irtschaftsrat („Consejo Económico Centroamericano“17),
Exekutivrat („Consejo Ejecutivo“) 18
und  das Ständige Sekretariat („Secretaría Perm anente del Tratado General 
de Integración Económica Centroamericana“) 19 m it Sitz in Guatemala.
D ie Sieca nahm  im O ktober 1961 ihre Tätigkeit auf, und die beiden Räte 
traten im Ju li 1962 zu ihren ersten Sitzungen zusammen.
D er Generalvertrag war ein entscheidender Schritt auf dem W ege zur w irt­
schaftlichen Integration. In der Folgezeit machte man große Fortschritte 
auf vielen Sektoren. Sie betreffen im einzelnen folgende Gebiete:
4. Zollverwaltung
Die Verwirklichung eines gemeinsamen Außenzolls und einer Freihandels­
zone erfordert ein weitgehend einheitliches Zollverfahren. Art. X X IX  T G  
bestim m t die Verpflichtung zum Abschluß eines einheitlichen Zollkodex. 
Am 13. Dezember 1963 Unterzeichneten die fünf Staaten ein Protokoll, 
in dem sie den Kodex vereinbarten20. Z ur Reglem entierung des CAUCA 
erließ der CEC durch Resolution N r. 2021 den RECAUCA22. D a H onduras 
den CAUCA23 noch nicht ratifiziert hat, ist der RECAUCA nach Art. 182 
CAUCA noch nicht wirksam.
5. Industrieförderung und Planung
a) Integrationsindustrie
Das Abkommen über die Integrationsindustrie ist durch den Generalvertrag 
(Art. XVII) ausdrücklich übernom m en worden. A uf G rund  dieses Ab­
kom m ens Unterzeichnete man am 29. Januar 1963 ein Protokoll zum Ab­
kom m en24. Es erklärt zwei Fabriken zur Integrationsindustrie: eine Fabrik 
zur H erstellung von Schädlingsbekämpfungsmitteln in Nicaragua und die 
bereits produzierende Kfz-Reifenfabrik „GINSA“ in Guatemala.
Eine dritte Fabrik zur Herstellung von Flachglas kann sich in Honduras 
als Integrationsindustrie etablieren. Diese M öglichkeit eröffnet das Proto­
koll vom 5. N ovem ber 196525, das seit Januar 1968 in K raft ist. Bisher 
ist die Fabrik aber noch nicht errichtet.
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b) Spezielles Förderungssystem
In Kap. IV des 1. Protokolls zum Abkommen über Integrationsindustrie 
ist ein spezielles System26 zur Industrieförderung geschaffen worden. Es 
soll neue Industrien von besonderem Interesse für Zentralamerika anziehen. 
D ie förderungswürdigen Produktionszweige sind im Protokoll aufgezählt. 
D ie Industrien müssen eine M indestkapazität von 50% des zentralamerikani­
schen Marktes haben. D ie Förderung besteht in einem über dem gemein­
samen Außenzoll liegenden Protektionszoll auf gleiche W aren aus D ritt­
ländern.
D ie Liste der Produktionszweige, die unter das System fallen, wurde durch 
das 2. Protokoll zum  Abkommen über Integrationsindustrie27 (Kap. II) 
und durch das Protokoll vom 16. N ovem ber 196728 (Kap. IV) erweitert.
c) Steuervergünstigungen zur industriellen Entwicklung
D ie in den fünf Staaten bestehenden Industrieförderungsgesetze m it 
ihren unterschiedlichen Steuervergünstigungen bringen u. a. eine ungleiche 
W ettbew erbssituation der Freihandelswaren m it sich. Deshalb verpflichtet 
Art. X IX  T G  die Staaten zum Abschluß eines Abkommens, das die Ma­
terie einheitlich regelt.
In Erfüllung dieser Verpflichtung Unterzeichneten sie am 31. Ju li 1962 
ein entsprechendes A bkom m en29. Das Inkrafttreten verzögerte sich bis 1969, 
weil H onduras es erst im März 1969 ratifizierte.
Es kann aber noch n icht angewandt werden, da das nach Art. 47 erforder­
liche „Reglamento“ noch aussteht.
D er CE erzielte bei der Ausarbeitung eines Entw urfs30 Ü bereinstim m ung 
in vielen Artikeln. D ie noch ausstehenden Artikel sollten auf der näch­
sten Sitzung des CE im Ju li 1969 verabschiedet werden. D er K rieg zwischen 
H onduras und El Salvador vom Ju li 1969 unterbrach die Tätigkeit des CE, 
die bis heute noch nicht wieder aufgenom men worden ist.
D ie einheitlichen Steuervergünstigungen modifiziert das Protokoll vom 
23. September 196631. Danach kann H onduras wegen seiner relativ gerin­
geren Entw icklung größere V ergünstigungen gewähren, als sie im Ab­
kom m en vorgesehen sind.
d) Sondersystem für Trockenmilch
Kap. II des Protokolls vom 31. Ju li 196232 enthält für Trockenm ilch Son­
derbestim mungen, die darauf abzielen, ihre Produktion in der Region zu 
fördern. Das soll durch zwei M aßnahm en erreicht werden: 1. durch einen 
relativ hohen Außenzoll auf Im porte aus D rittländern (Art. V i.V. mit 
Liste „B“ des Protokolls) und 2. durch E inführung eines Q uotensystems 
für Im porte aus D rittländern (Art. V). D ie Q uoten  dienen dazu, der
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einheimischen Produktion den regionalen M arkt zu sichern. D er CE setzt 
die Im portquoten für die einzelnen Länder fest, und die Regierungen 
sind an sie gebunden ; es bleibt ihnen jedoch freigestellt, ob sie überhaupt 
Trockenm ilch und wieviel innerhalb der Q uote im portieren (Art. V, 
Abs. 3).
O bw ohl das Protokoll für vier Länder bereits seit April 1964 (für Nicara­
gua seit März 1965) in K raft war, gelang es dem CE erst im September 
1968 durch seine Resolution N r. 10833, erstmalig Q uoten festzusetzen. Sie 
galten für das Jah r 1969.
e) P lanung in der Textilindustrie
Die Textilindustrie ist eine der wenigen traditionellen Industrien in Z en­
tralamerika und eine wichtige Quelle der Im portsubstitu tion34. Um ein 
geordnetes W achstum  dieser Industrie zu garantieren, legte man im
2. Protokoll von Managua (Kap. III) R ichtlinien für ihre Entw icklung fest. 
Art. IV enthält die projizierte Maximalkapazität bis 1970 an Spindeln und 
W ebstühlen zur H erstellung von Garnen und Stoffen aus Baumwolle. 
D ie Staaten verpflichteten sich, Projekte, die die Maximalkapazität über­
schreiten wollen, weder steuerlich noch in sonstiger W eise zu un ter­
stützen, Art. V.
In Art. X X  ist die Errichtung einer zentralamerikanischen Textilschule 
in N icaragua vorgesehen zur A usbildung von Führungspersonal und Ar­
beitskräften. Im  März 1969 trat das Protokoll für alle Länder m it Ausnahme 
von H onduras in Kraft.
6. Finanz- und Währungswesen
a) Integrationsbank
Art. X V II T G  sieht die E rrichtung einer Integrationsbank vor. N och 
zusammen m it dem Generalvertrag Unterzeichnete man ein G ründungs­
abkom m en35. Die Bank m it Sitz in Tegucigalpa soll durch Finanzierung 
bestim m ter Projekte, wie zum Beispiel Straßenbau, Integrationsindustrie 
etc., eine gleichmäßige Entwicklung der fünf Staaten fördern36.
b) K om pensationskam m er
Die fün f zentralamerikanischen Zentralbanken richteten durch ihr Ab­
kom m en vom 28. Ju li 196137 eine K om pensationskam m er ein. Sie hat zur 
Aufgabe, den Gebrauch zentralamerikanischer W ährungen bei Transaktio­
nen innerhalb der Region zu fördern38. Das gleiche Kompensationssystem 
wird inzwischen auf G rund des A bkom m ens39 der Zentralbanken m it der 
Bank von Mexiko bei Transaktionen m it Mexiko angewandt.
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c) W ährungsunion
Im H inblick auf Art. X  TG, der die Zentralbanken zur engen Zusam m en­
arbeit verpflichtet m it dem Ziel, stabile W echselkurse und freie K on­
vertibilität der W ährungen zu wahren, schlossen die Zentralbanken am 
25. Februar 1964 ein Abkommen zur G ründung  einer W ährungsunion40. 
Das Abkommen zielt darauf ab, die W ährungs-, Wechsel- und K redit­
politik der fünf Staaten zu koordinieren und schrittweise die Grundlagen 
zu einer W ährungsunion41 zu legen. D ie A nwendung des Abkommens 
obliegt einem W ährungsrat („Consejo M onetario Centroamericano“).
7. Landwirtschaftlicher Sektor
N ach Art. III T G  genießen die landwirtschaftlichen Produkte grundsätz­
lich Freihandel42. Ausnahmen ergeben sich aus dem Annex „A“ des 
Vertrags. Danach sind die H auptexportgüter, wie Baumwolle, Kaffee und 
Zucker, auf unbestim m te Zeit vom Freihandel ausgeschlossen. Für eine 
Reihe anderer Produkte gelten Übergangsregelungen, wie Im portquoten 
etc., für eine gewisse Zeit, nach deren A blauf Freihandel eintritt. Für die 
G rundnahrungsm ittel der breiten Bevölkerungsschichten Zentralamerikas, 
Mais, B ohnen/R eis und Hirse, sieht der Annex „A“ eine Sonderregelung 
vor, die in einem Protokoll getroffen werden muß.
Dieses Protokoll Unterzeichnete man am 28. O ktober 196543. Es sieht die 
Regulierung von Im port und Export von und nach D rittländern und 
andere M aßnahm en zur Versorgung des Marktes vor, wie zum Beispiel 
E inrichtung eines regionalen Silonetzes44. D ie D urchführung dieser M aß­
nahm en obliegt einer neugeschaffenen Kommission („Comisión Coordina­
dora de Mercadeo y Estabilización para Centroamérica“).
8. Luftfahrt und Fernsprechverbindung
Am 26. Februar I960 Unterzeichnete man ein A bkommen über Lufttrans­
port45. D ie darin geschaffene K orporation (COCESNA) m it Sitz in Tegu­
cigalpa sorgt für die Flugsicherheit des zivilen Luftverkehrs in Zentral­
amerika und arbeitet an der V ereinheitlichung der nationalen N orm en über 
Luftfahrt.
D ie vier Staaten ohne Costa Rica schlossen am 26. April 1966 den Ver­
trag über Fernsprechverbindung46, dem sich Costa Rica im Januar 1967 
anschloß. Darin vereinbaren die Staaten den Aufbau eines modernen 
Fernsprech- und Telegrafennetzes, das die fünf H auptstädte miteinander 
verbinden soll. D ie Integrationsbank hat zu diesem Zweck Darlehen 
gewährt, und  man hoffte, das N etz bis 1971 fertigzustellen47.
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Ende 1971 war das N etz jedoch noch nicht vollständig. W ahrschein­
lich werden bis zur Inbetriebnahm e noch ein bis zwei Jahre ver­
gehen.
9. Notmaßnahmen zur Verteidigung der Zahlungsbilanz
Im  Jahre 1967 stiegen in Zentralamerika die Im porte von G ütern und 
Dienstleistungen aus D rittländern um 10,2% gegenüber dem Vorjahr, 
während die Exporte nach jenen Ländern nur um  1,1% Zunahmen48. Die 
laufende R echnung der Zahlungsbilanz erreichte dadurch ein Defizit von 
284 Mill.49 $ CA50. A uf der anderen Seite stiegen die laufenden Einnah­
men der Staaten aus Zöllen etc. nu r um  0,7%, die laufenden Ausgaben 
dagegen um  13,5%51. Die Sieca52 schätzte in Projektion auf die kom m en­
den Jahre ein noch größer werdendes Defizit.
Angesichts dieser Tatsachen berieten der CEC, der W ährungsrat und die 
Finanzminister der fünf Staaten auf einer gemeinsamen Konferenz Ende 
Mai 1968 in San José über M aßnahm en zur V erteidigung der Zahlungs­
bilanz.
Als Ergebnis der Konferenz Unterzeichneten sie am 1. Ju n i 1968 ein Pro­
tokoll zum T G 53. Es sieht zwei M aßnahm en vor: eine zwingende und 
eine fakultative.
Zwingend eingeführt wird ein sogenannter Stabilisierungszoll54, auf alle 
Einfuhren aus D rittländern, Art. 2. Er besteht aus einer 30prozentigen 
Erhöhung der Zölle, die bei der E infuhr von W aren zu zahlen sind. Er 
fällt auch auf die G üter, die nach den nationalen Industrieförderungs­
gesetzen oder dem Abkommen über Steuervergünstigungen von Zöllen 
befreit sind, Art. 7. Vom Stabilisierungszoll ausgenommen sind die in 
der Annexliste 1 zum  Protokoll aufgeführten essentiellen W aren. 
Fakultativ können die Staaten eine K onsum steuer einführen, Art. 13, und 
zwar in H öhe bis zu 20% des W ertes der W are für die G üter, die in der 
Annexliste 2, und bis zu 10% für die G üter, die in der Annexliste 3 auf­
geführt sind, unabhängig davon, ob in dem Staat die W are hergestellt 
wird. Das hat insofern Bedeutung, als nach Art. VI, b T G  kein Staat 
K onsum steuern auf W aren erheben darf, die n icht im eigenen Lande, 
wohl aber in einem der übrigen Länder des MCCA hergestellt werden. 
Das Protokoll hat eine G eltungsdauer von fün f Jahren vom Z eit­
punkt seines Inkrafttretens an. Für Guatemala, El Salvador und N ica­
ragua ist es seit N ovem ber 1968 in Kraft, für H onduras seit März 1969 
und für Costa Rica seit A ugust 1970.
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10. Kriegerischer Konflikt vom Ju li 1969
Einen schweren Rückschlag erlitt der MCCA durch den Vier-Tage-Krieg 
zwischen El Salvador und H onduras im Ju li 1969. Anlaß des Krieges waren 
die beiderseitigen Ausschreitungen während der zwei Ausscheidungsspiele 
am 8. und 15. Ju n i 1969 der beiden Fußballnationalm annschaften zur W elt­
meisterschaft. Am 16. Ju n i 1969 begann Honduras, Salvadoreaner auszu­
weisen. Schließlich bombardierte die Luftwaffe El Salvadors Tegucigalpa, 
im Gegenzug griff die Luftwaffe von H onduras die Ölraffinerien im Hafen 
von Acajutla an55. D ie OEA konnte dann einen W affenstillstand arran­
gieren.
Die Ursachen des Krieges liegen tiefer. El Salvador, m it etwa 3 Mill. Ein­
w ohnern und ca. 21 000 km 2, hat m it 150 Einwohnern pro km 2 56 nach 
H aiti die größte Bevölkerungsdichte ganz Lateinamerikas57. D ie sogenann­
ten vierzehn Familien sind direkt oder indirekt Eigentümer des gesamten 
Landes58. Viele landlose Bauern sind daher nach H onduras ausgewandert -  
meist illegal - ,  da dieses Land m it ca. 2,5 Mill. Einwohnern auf ca. 112 000 
km 2 nur eine geringe Bevölkerungsdichte aufweist (22 E /k m 2) 59.
Man schätzt die Zahl der Salvadoreaner in Honduras auf ca. 300 OOO60. In 
dieser illegalen Einwanderung verbirgt sich Konfliktstoff. In Gesprächen 
m it politisch informierten G uatemalteken wurde dem Verfasser wiederholt 
zu verstehen gegeben, daß der Fleiß der in Honduras ansässigen Salvadore­
aner den N eid der H ondurener erweckt, da jene sich einen relativ hohen 
Lebensstandard erarbeiten konnten. D ie hondurenische Regierung ihrerseits 
nü tzt diese Emotionen aus, um  die Schuld an der wirtschaftlichen Misere 
großer Bevölkerungskreise auf die Salvadoreaner zu wälzen und außerdem 
von eigenen innenpolitischen Schwierigkeiten abzulenken.
D er Krieg hatte für den MCCA zur Folge, daß zwischen den beiden am 
K onflikt beteiligten Staaten die Integrationsverträge de facto außer K raft 
gesetzt sind. Seit Ju li 1969 besteht zwischen ihnen weder Personen- noch 
Güterverkehr.
D ie N orm alisierung der Beziehungen der beiden Länder kam nur langsam 
in Gang. Erstmals nach dem Kriege trafen die fün f A ußenm inister am 4. 
Dezember 1969 in Managua zusammen und beschlossen, eine bilaterale 
Arbeitsgruppe aus Vertretern von El Salvador und H onduras unter Leitung 
eines von beiden Seiten akzeptierten Vermittlers zu bilden, die Vorschläge 
zur schrittweisen Norm alisierung der Beziehungen ausarbeiten sollte61. 
Außerdem einigten sie sich auf eine Konferenz der W irtschaftsminister, 
die, m it den entsprechenden Instruktionen der Regierungen versehen, die 
W iederaufnahm e der Tätigkeit der O rgane des MCCA (CEC und CE) be­
schließen sowie einen „modus operandi“ für das Funktionieren des MCCA
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in der jetzigen Situation finden sollten62. Die fünf W irtschaftsm inister 
trafen sich am 9. Januar 1970 in Managua zu einem ersten M einungsaus­
tausch63. In der Konferenz vom 21. bis 25. Ju li 1970 in M anagua kamen 
sie überein, in Permanenz zu tagen, bis ein „modus operandi“ gefunden 
sei. Sie riefen eine Arbeitsgruppe ins Leben, die Entwürfe und Vorschläge 
unterbreiten sollte64. D ie W irtschaftsm inister gelangten schließlich zu ei­
ner grundsätzlichen Einigung über den „modus operandi“, den sie auf ei­
ner Konferenz am 8. Dezember 1970 in San José, Costa Rica, im einzelnen 
in einem Abkom m en festlegen wollten. Z ur Überraschung aller übrigen 
Beteiligten verweigerte der Vertreter El Salvadors auf dieser Konferenz je­
doch die U nterschrift65. H onduras hob daraufhin durch „Decreto Legisla­
tivo 97“ vom 31. Dezember 197066 viele Zollsätze des Gemeinsamen Zen­
tralamerikanischen Außenzolls auf und belegte auch Freihandelswaren aus 
Zentralamerika m it Importzöllen. D ie übrigen Länder schlossen darauf ihre 
Grenzen für hondurenische W aren. W enn  auch Honduras seine Mitglied­
schaft im MCCA nicht aufgekündigt hat, so hat es sich doch de facto au­
ßerhalb der Gemeinschaft gestellt. Allerdings sind alle Seiten weiterhin 
bem üht, den MCCA wieder funktionsfähig zu machen.
18
B • ZIELE D ES G E N E R A L V E R T R A G E S
In Artikel I T G  verpflichten sich die fünf Staaten zur Bildung eines Ge­
meinsamen Marktes („Mercado C om m ún“) und einer Zollunion („Unión 
Aduanera“). Um dieses Ziel zu erreichen, wollen sie gemäß Art. II T G  ei­
ne Freihandelszone sowie einen gemeinsamen Außenzoll schaffen.
D ie Begriffe „Gemeinsamer M arkt“ und „Zollunion“ werden im T G  einer­
seits und in der lateinamerikanischen Literatur andererseits inhaltsverschie­
den gebraucht.
Balassa1 geht von fün f Formen wirtschaftlicher In tegration2 aus:
1. Freihandelszone: in ihr sind die Zölle und andere Handelsbeschränkungen 
der Mitglieder untereinander für W aren, die aus ihnen stammen (U r­
sprungswaren), beseitigt; jedes Land behält jedoch seine eigenen Zölle 
gegenüber D rittländern.
2. Zollunion: sie schließt die Freihandelszone ein, erweitert den Freihandel 
auf alle, also auch auf die in ein Teilnehmerland von außen im portier­
ten W aren bei gleichzeitigem gemeinsamem Außenzoll gegenüber D ritt­
ländern.
3. Gemeinsamer M arkt: in ihm gibt es neben der Zollunion noch Freizü­
gigkeit von Arbeitskräften, D ienstleistungen und Kapital.
4. Wirtschaftsunion: sie weist neben den Merkmalen des Gemeinsamen 
Marktes eine gewisse Harm onisierung der W irtschafts-, W ährungs-, Fi­
nanz- und Sozialpolitik auf.
5. Vollständige wirtschaftliche Integration: hier besteht eine einheitliche W irt­
schaftspolitik e tc .; außerdem entscheidet eine supranationale Gewalt.
W ie Balassa unterscheidet auch Q uiñones Amézquita3. Villagrán-Kramer4 
kennt ebenfalls fün f Integrationsformen. D en Begriff Freihandelszone ge­
braucht er in demselben Sinne wie die vorgenannten Autoren. D ie Zoll­
union erfordert neben Freihandel und gemeinsamem Außenzoll eine ge­
meinsame Zollverwaltung, die zum Beispiel die Zolleinkünfte aus D ritt­
länderim porten unter die Länder verteilt. Der Gemeinsame M arkt um faßt 
einerseits die Zollunion ganz oder teilweise; für letzteres reicht das Beste­
hen eines gemeinsamen Außenzolls, einer gemeinsamen Zollverwaltung und 
des Freihandels der Ursprungswaren au s; und andererseits Freizügigkeit von 
Arbeitskräften, D ienstleistungen und Kapital sowie K oordination der W irt­
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schaftspolitik etc. D ie Währungsunion schließt einen Gemeinsamen Markt 
m it einer einheitlichen W ährung ein. D ie höchste Form ist die Wirtschafts­
union (auch W irtschaftsgemeinschaft g en an n t); sie impliziert neben den 
oben aufgeführten Formen eine gegenüber D rittländern als Einheit auf­
tretende Gemeinschaft.
P in to5 definiert Freihandelszone und Zollunion wie Balassa. Als nächst höhere 
Integrationsstufe erscheint in seiner Formenhierarchie die Wirtschaftsgemein­
schaft (auch W irtschaftsunion genannt). Sie schließt eine Zollunion ein 
und hat darüber hinaus drei weitere Merkmale:
1. freier Verkehr nicht nur von W aren, sondern auch von Personen, 
Dienstleistungen und K apital;
2. A uftreten der Gemeinschaft als Einheit gegenüber D rittländern;
3. supranationale Institutionen. Gemeinsamer M arkt ist nach ihm weniger 
ein juristischer Term inus als vielmehr ein ökonomisches Konzept. Um 
dieses K onzept anwenden zu können, m uß wenigstens eine Zollunion 
bestehen, zu der noch einige Charakterzüge der W irtschaftsgemeinschaft 
hinzukom m en. D ie höchste Integrationsform  stellt die politische Inte­
gration dar, in der wirtschaftliche und politische Einheit kulminieren.
So verschieden die einzelnen Integrationsform en in der Literatur6 auch 
konzipiert sind, so besteht doch Einigkeit darüber, daß eine Zollunion 
im m er nur eine Vorstufe zu einem Gemeinsamen M arkt ist. D er mehr oder 
weniger weit gefaßte Gemeinsame M arkt schließt jedenfalls immer eine 
Zollunion ein.
Dem gegenüber geh t der T G  von einer anderen K onzeption aus. Art. I, 
Satz 1 T G  spricht von der Schaffung eines Gemeinsamen Marktes. In 
Satz 2 heißt es d a n n : „. . . darüber hinaus eine Zollunion zu errichten . . .“ 
Aus diesem W ortlau t ergibt sich, daß der Gemeinsame M arkt nicht die 
Zollunion einschließt. D er T G  enthält keine Legaldefinition des Begriffs 
„Gemeinsamer M arkt“. N ähere Angaben über die in Art. I niedergelegten 
Ziele gibt Art. II. Er lautet im W ortlau t: „Zur Erreichung der im vorge­
henden Artikel aufgezählten Ziele verpflichten sich die Vertragspartner, 
eine zentralamerikanische Freihandelszone binnen fünf Jahren voll wirksam 
werden zu lassen und einen einheitlichen zentralamerikanischen Zolltarif 
nach Maßgabe des Zentralamerikanischen Abkommens zur Angleichung 
der Einfuhrzölle einzuführen.“
D er Gebrauch des Plurals „Ziele“ in Zusam m enhang m it Art. I bezieht 
sich demnach auf den Gemeinsamen M arkt und die Zollunion. Da Art. II 
zwei M aßnahm en vorsieht, nämlich eine Freihandelszone und einen ge­
meinsamen Außenzoll, m üßte konsequenterweise Freihandelszone =  Ge­
meinsamer Markt bedeuten und gemeinsamer Außenzoll =  Zollunion. Das 
aber hieße, für einen Begriff je zwei Term ini zu verwenden. Es hätte nahe­
gelegen, dann in beiden Artikeln nur die Term ini Freihandelszone und ge­
meinsamer Außenzoll zu verwenden. D ie unscharf redigierten Artikel haben 
in der Integrationspraxis jedoch eine eindeutige Interpretation von seiten 
der Sieca7 erfahren.
Sie geht vom selben Begriff der Freihandelszone8 wie die oben angeführte Li­
teratur aus. U nter Gemeinsamem M arkt9 im Sinne des T G  versteht sie eine 
Freihandelszone, zu der dann noch ein gemeinsamer Außenzoll tritt. D ie aus 
D rittländern im portierten W aren genießen also im Gemeinsamen M arkt 
keinen Freihandel. W ird  der Freihandel auch auf diese W aren ausgedehnt 
und sorgt eine gemeinsame Zollverwaltung für eine ausgeglichene Vertei­
lung der Im portzölle auf die Mitgliedsländer, so besteht eine Z ollunion10. 
Als höchste Stufe sieht die Sieca die W irtschaftsunion11 an, in der neben 
der Zollunion freier Verkehr von Personen, G ütern und Kapital garantiert 
wird und die Mitglieder eine gemeinsame W irtschafts- und Sozialpolitik 
betreiben. D er Ausdruck W irtschaftsunion wird in Art. X X I T G  gebraucht, 
der die Zuständigkeiten des CE regelt. D arin heißt es u. a . : „. . . alle Ver­
handlungen und Arbeiten zu erledigen, die die W irtschaftsunion von Zen­
tralamerika praktisch wirksam werden lassen
Das K onzept des Gemeinsamen Marktes im T G  unterscheidet sich we­
sentlich von dem der EW G. D er Begriff „Gemeinsamer M arkt“ erscheint 
zunächst in Art. 2 EW G-Vertrag. Danach ist es Aufgabe der Gemeinschaft, 
durch Errichtung eines Gemeinsamen Marktes und die schrittweise A n­
näherung der W irtschaftspolitik der Mitgliedstaaten eine harmonische E nt­
wicklung des W irtschaftslebens innerhalb der Gemeinschaft etc. . . .  zu 
erreichen. D ie Tätigkeit der Gemeinschaft im Sinne des Art. 2 um faßt ge­
mäß Art. 3 u. a. die Abschaffung der Zölle bei Ein- und A usfuhr von 
W aren innerhalb der Gemeinschaft sowie m engenm äßiger Beschränkungen, 
die Schaffung eines gemeinsamen Zolltarifs und die Beseitigung der H in ­
dernisse für den freien Personen-, Dienstleistungs- und Kapitalverkehr. 
Art. 9 erklärt zur G rundlage der Gemeinschaft eine Zollunion, die sich 
auf den gesamten W arenaustausch erstreckt. Sie um faßt das Verbot, zwi­
schen den M itgliedstaaten Ein- und Ausfuhrzölle und Abgaben gleicher 
W irkung  zu erheben, und die Einführung eines gemeinsamen Zolltarifs 
gegenüber D rittländern.
W ährend im T G  die Zollunion ein M ehr gegenüber dem Gemeinsamen 
M arkt ist, verhält es sich im EW G-Vertrag um gekehrt. Art. 8 EW G-Ver­
trag bestim m t die schrittweise Verwirklichung des Gemeinsamen Marktes 
in drei Stufen. A uf diesen grundsätzlichen Zielablauf nehm en außer den 
Bestimm ungen über den freien W arenverkehr (Art. 13-15, 33-34 , 37) 
auch die über freien Personenverkehr (Arbeitnehmerfreizügigkeit Art. 48 
Abs. 1 und Niederlassungsfreiheit Art. 52, 54, 57), über die D ienstleistungs­
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freiheit (Art. 59, 63), den freien Kapitalverkehr (Art. 67, 69) sowie den frei­
en Zahlungsverkehr (Art. 106) Bezug12.
D er Gemeinsame M arkt im Sinne des E^JFG-Vertrags geht daher über eine 
Z ollunion hinaus. Er um faßt neben der Zollunion den freien Verkehr nicht 
nur der ^JVaren, sondern auch der Arbeitskräfte, der D ienstleistungen, des 
Kapitals, der Zahlungen sowie die Niederlassungsfreiheit und gleiche W ett­
bewerbsbedingungen im Gebiet der G em einschaft13.
Die ganz herrschende M einung im Schrifttum  teilt diese Ansicht über den 
Begriff „Gemeinsamer M arkt“ in der E W G 14 Carstens15 dagegen faßt ihn 
wesentlich enger. N ach ihm  bedeutet er die Befreiung des W arenverkehrs 
zwischen den M itgliedstaaten von allen Hemmnissen und die Schaffung 
einheitlicher Regeln für den W arenverkehr zwischen der Gemeinschaft und 
D ritten  Staaten.
Das EFTA-Übereinkommen enthält den Begriff „Gemeinsamer M arkt“ 
n ic h t; es schafft lediglich eine Freihandelszone. Im  M ittelpunkt der Tätig­
keit der EFTA steht die Schaffung des freien Verkehrs von W aren, die 
Z onenursprung haben, ohne Einfuhr- und Ausfuhrzölle und ähnlicher Ab­
gaben innerhalb des Gebietes der Assoziation, Art. 3, 4 EFTA-Übereinkom­
men. Gegenüber D rittländern behält jeder M itgliedstaat den eigenen Zoll­
tarif.
I ■ FREIH A N D EL
D er Freihandel zwischen den fün f Staaten ist in Kap. II des T G  geregelt. 
N ach Art. III, Abs. 1 T G  gewähren die Staaten einander Freihandel für 
alle Produkte, die aus ihren Ländern stammen („productos originarios“), 
m it den einzigen Einschränkungen, die sich aus dem Annex „A“ des TG  
ergeben. U nter Produkten sind nach Artikel III, Abs. 2 T G  sowohl N a tu r­
produkte („productos naturales“) als auch dort hergestellte Produkte („pro­
ductos manufacturados“) zu verstehen. Sie sind von allen Ein- und Aus­
fuhrabgaben (Abs. 2) und von jeder A rt von Restriktion (Abs. 4) befreit.
1. Ursprung (Origen)
W as im einzelnen unter den Begriff Ursprungswaren („productos origi­
narios“) fällt, ist bei Naturprodukten in der Regel problemlos. Schwierig­
keiten ergeben sich aber bei der Bestim m ung des U rsprungs von hergestellten 
Produkten. Bei Zweifeln über den U rsprung einer W are sieht Art. V, Abs. 2 
vor, daß die beteiligten Staaten zunächst bilateral eine Lösung des Problems 
suchen sollen. K om m t keine E inigung zustande, kann jeder Beteiligte den
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CE zur Entscheidung anrufen. Art. V, Abs. 2 gibt dann eine Negativdefi­
nition des Ursprungs. Danach kann der CE die Produkte nicht als U r­
sprungswaren ansehen, die aus einem D rittland stammen oder dort her­
gestellt sind und in dem Exportland nur einfach zusammengestellt („arma­
dos“), verpackt („empacados“), abgefüllt („envasados“), geschnitten („corta­
dos“) oder verdünnt („diluidos“) sind.
D er W ortlau t des Art. V, Abs. 2 T G  läßt an eine erschöpfende Aufzählung 
der Tatbestände denken, die eine Qualifizierung von Produkten als U r­
sprungswaren ausschließen. Dabei ist jedoch zu bedenken, daß ähnliche 
Tatbestände, wie zum Beispiel das einfache Vermischen oder Anstreichen, 
nicht aufgeführt sind. In der Praxis des MCCA hat man auch schon sehr 
früh andere Kriterien zur U rsprungsbestim m ung herangezogen.
a) Praxis des CE ,
D er CE beschäftigte sich in seiner vierten Sitzung im Mai 1963 m it der 
Frage der U rsprungsbestim m ung. Dabei kam er zu dem Ergebnis, es sei 
notwendig, zunächst einmal m ehr Erfahrungen auf diesem Gebiet zu sam­
meln, bevor man allgemeine Regeln über U rsprungsbestim m ung aufstellen 
könne. W ährend dieser Zeit müsse jeder Fall einzeln beurteilt und seiner 
Eigenart gemäß unterschieden werden. D ie W irkung  der getroffenen Re­
solutionen müsse auf die einzelnen Fälle beschränkt bleiben und dürfe nicht 
verallgemeinert werden. Allerdings sei zu überlegen, ob n icht in bestim m ­
ten Industriezweigen, für deren Entwicklung ein besonderes Interesse be­
stehe, wie zum Beispiel die Textilindustrie, die Regel eingeführt werden 
sollte, daß nur solche Produkte als Ursprungswaren anzusehen seien, deren 
H erstellung bei einer bestim m ten Stufe innerhalb des Produktionsprozesses 
begonnen werde16. Die Sieca17 schlug außerdem als K riterium  vor, die 
Qualifizierung als Ursprungsware außer in den in Art. V, Abs. 2 T G  ge­
nannten Fällen dann abzulehnen, wenn das aus D rittländern im portierte 
Material und das in Zentralamerika daraus hergestellte Produkt in dem­
selben U nterposten („subpartida“) oder Absatz („inciso“) der N A U CA  
klassifiziert sei. D er CE griff den Vorschlag nicht auf.
1. D er erste Fall von Zweifeln bei der Ursprungsbestim m ung, den der CE 
zu entscheiden hatte, betraf die H erstellung von Decken in einer Textil­
fabrik in Nicaragua. El Salvador und Guatemala hoben für diese Decken 
den Freihandel auf, und Guatemala hielt eine größere Menge dieser W are 
im H auptzollam t in Guatemala-Stadt zurück. Beide Länder führten als 
B egründung an, die zollfrei aus den USA im portierten Stoffe würden le­
diglich in Nicaragua zu Decken geschnitten, zudem sei die Freieinfuhr 
eine unlautere Handelspraktik, da diese Stoffe'in Zentralamerika hergestellt 
würden. D er vom CE beauftragte ICA ITI untersuchte den Produktions­
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prozeß und kam zu dem Ergebnis, die Stoffe würden nicht nur geschnitten, 
sondern auch anderweitig bearbeitet18. D er CE entschied durch Resolu­
tion 1719, die Decken genössen keinen Freihandel. Z ur B egründung führte 
er an, die Decken seien aus zollfrei im portierten Stoffen hergestellt; solche 
Stoffe würden jedoch in Zentralamerika in ausreichendem Maße hergestellt. 
In diesem Falle verbiete Art. IX, Abs. 1 T G  die zollfreie Einfuhr. A ußer­
dem stellte der CE in der Resolution 17 unter Ziffer 1 den G rundsatz auf, 
daß Decken, die m it zollfrei im portierten Stoffen hergestellt seien, unter 
den Voraussetzungen des Art. IX T G  nicht unter Freihandel fielen. U nter 
Ziffer 3 heißt es dann n o ch : „Diese Resolution berührt nicht die im 
H auptzollam t von Guatemala lagernden Decken der Firma . . .“
Art. IX, Abs. 1 T G  besagt, daß die Regierungen der Vertragsstaaten für 
Artikel, die aus D rittländern eingeführt werden, keine Zollbefreiungen 
oder -ermäßigungen gewähren, wenn die betreffenden W aren in den Ver­
tragsstaaten hinreichend hergestellt werden. Der Art. sieht aber keine kon­
kreten Sanktionen für den Fall der Verletzung der N orm  vor, sondern be­
stim m t in Abs. 2 allgemein, daß der CE auf A ntrag eines betroffenen Staa­
tes das Problem prüft und eine Entscheidung fällt.
Da nach Art. III, Abs. 1 T G  alle Ursprungswaren Freihandel genießen, be­
deutet die Entscheidung des CE im vorliegenden Fall, gestü tzt auf Art. IX, 
Abs. 1 TG, eine Einengung des Begriffs „Ursprungsware“ gegenüber der 
D efinition in Art. V, Abs. 2 TG, soweit es die H erstellung von Decken 
betrifft; denn die Resolution 17 schließt nicht generell alle W aren unter 
den Voraussetzungen des Art. IX T G  vom Freihandel aus.
D ie rechtssystematische Q ualität der Entscheidung in Ziffer 3 der Reso­
lution 17 erscheint unklar. D er CE nim m t darin die Decken im H aupt­
zollamt von Guatemala von der Resolution 17 aus. Das bedeutet konklu­
dent, daß diese i$7aren Freihandel genießen, obwohl auch sie unter der 
Voraussetzung des Art. IX hergestellt wurden. D ie Tatsache, daß sie die 
Grenze einmal überschritten haben, m üßte sie demnach von Nicht-Ur- 
sprungsware in Ursprungsware umqualifizieren.
Die Regierung Nicaraguas hob später die Zollbefreiung für die Stoffe auf, 
und der CE hob daraufhin durch Resolution 2520 die Resolution 17 auf, 
m it der Folge, daß die Decken, die nun  m it verzollten Im portstoffen her­
gestellt wurden, Freihandel erhielten.
2- N icaragua brachte den zweiten Fall vor den CE. Es bezweifelte den Ur­
sprung einer W ürze („salsa inglesa“), die in El Salvador hergestellt wurde. 
Der ICA ITI untersuchte den Produktionsprozeß und stellte fest, daß die 
Herstellerfirma konzentrierte W ürze aus England im portierte und ihr destil­
liertes W asser beigab. D ie Sieca21 kam in ihrem G utachten zu dem Ergeb­
nis, die W ürze werde zwar n icht nu r verpackt („simplemente envasado“),
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wohl aber nur verdünnt („diluido“) und könne daher nach Art. V TG  
nicht als Ursprungsware angesehen werden. Der CE erklärte in seiner Re­
solution 1822 m it der gleichen B egründung die W ürze für nicht zentral­
amerikanischen U rsprungs und schloß sie vom Freihandel aus.
D er Vertreter El Salvadors im CE stim m te gegen die Resolution, m it der 
Begründung 3, der CE könne nicht bestimmen, wann eine W are nur ver­
d ünn t sei, ohne vorherige A ufstellung von Kriterien zur Bestim m ung des 
Begriffs „verdünnt“. Doch selbst wenn eine konzentrierte W ürze m it W as­
ser verdünnt werde, könne man bei einer Industrie dieser A rt n icht von 
„verdünnen" sprechen. Bei der Entscheidung über Freihandel dieser W aren 
m üßten außerdem noch andere U m stände berücksichtigt werden, wie zum 
Beispiel die Kapazität und Leistung des U nternehm ens, die H öhe der In ­
vestitionen, die Zahl der Beschäftigten und die Schaffung des Mehrwerts. 
Das U nternehm en änderte den Herstellungsprozeß. Es gab dem destillier- 
, ten W asser Salz, Zucker und W einessig aus El Salvador bei und verdünnte 
m it dieser Lösung die konzentrierte im portierte W ürze. Der CE entschied 
daraufhin, die W ürze sei nicht m ehr nur verdünnt und in Z ukunft als 
Ursprungsware, die Freihandel habe, anzusehen; und er hob durch Reso­
lution 2024 die Resolution 18 auf.
3. El Salvador hielt an der Grenze eine Sendung Transistorradios aus G uate­
mala auf und verlangte eine Bürgschaft in H öhe des Zolls, weil die Radios 
nur zusammengesetzt („armados“) seien. D ie U ntersuchung der Sieca ergab, 
daß zur H erstellung der Radios weitgehend aus D rittländern im portierte 
Einzelteile verwendet wurden und lediglich Batterien und Verschlußdeckel 
aus H artpappe aus Guatemala stamm ten.
Die Sieca25 schlug vor, der CE möge m it einer Entscheidung bis zum  Ab­
schluß eines Spezialabkommens über M ontageindustrie warten. Bis dahin 
sollte der Status quo, nämlich Freihandel, beibehalten werden. Der CE 
entschied26 nicht und überließ es den beiden Ländern, durch bilaterale Ver­
handlungen eine Lösung zu finden.
Dieser Fall w arf erstmals das Problem des Freihandels bei W aren der M on­
tageindustrie auf.
Art. V T G  schließt zwar W aren vom Freihandel aus, die nur aus vorfabri­
zierten, im portierten Teilen zusammengesetzt („armados“) sind. Aber die 
Bedeutung dieser Industrie für Zentralamerika m acht doch eine differen­
ziertere B etrachtung notwendig. So sieht denn auch Art. Transitorio 7 des 
„Convenio Incentivos Fiscales“ ein Zusatzprotokoll über M ontageindustrie 
vor, in dem neben den Steuervergünstigungen auch der Austausch der 
W aren geregelt werden soll. Ein solches Protokoll konnte bisher jedoch 
noch nicht unterzeichnet werden.
4. Eine Firma in El Salvador stellte M acheten aus halbfertigen Stahlblättern
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her, die aus Deutschland im portiert wurden. In Zentralamerika bestand 
jedoch eine ausreichende Produktion von halbfertigen Stahlblättern. Diese 
wurden aus im portierten Stahlbandeisen hergestellt. D er CE entschied in 
seiner Resolution 4827, daß die M acheten der Firma erst dann Freihandel 
genießen, wenn sie aus Stahlbandeisen produziert werden.
In diesem Fall hat der CE den Freihandel einer W are abhängig gemacht 
von einer bestim m ten Produktionsstufe, von der aus das Endprodukt her­
gestellt werden muß.
5. Guatemala bezweifelte den U rsprung von Eisenstangen „Typ 1/4“, die 
in El Salvador aus im portierten Eisenbarren gemacht wurden. D er CE er­
klärte diese Stangen als Ursprungsware (Resolution 59)28-
6. Eine Firma in Costa Rica bemalt Gläser und verkauft sie in Zentral­
amerika. D ie Farbe und die Gläser im portiert sie aus D rittländern. Die 
Sieca29 kam zu dem Schluß, die bemalten Gläser seien keine U rsprungs­
ware, weil die Bemalung die N a tu r der im portierten Gläser nicht verändere, 
also kein neues, von dem ursprünglichen Produkt verschiedenes schaffe. 
D ie Bemalung sei den in Art. V T G  aufgezählten Tätigkeiten, wie Ver­
packen, V erdünnen etc., gleichzusetzen.
D er CE schloß sich der M einung der Sieca an und entschied, die bemalten 
Gläser könnten so lange keinen Freihandel haben, als nicht Gläser aus 
Zentralamerika verwendet würden (Resolution 61 )30.
7. H onduras bezweifelte den U rsprung von W einen aus Guatemala wegen 
des niedrigen Preises. Es behauptete, die W eine seien aus im portierten 
Traubenextrakten hergestellt, die man in Guatemala verdünne.
Die Sieca31 untersuchte die Produktionsweise und stellte fest, daß die W eine 
aus guatemaltekischen Trauben hergestellt w aren; der dann folgende Pro­
zeß schloß e in : Fermentierung, Ablagerung, K lärung und Ziehen auf Fla­
schen. D er CE beschloß in seiner Resolution 6332, daß die W eine aus 
Guatemala, da sie auf die oben beschriebene W eise produziert waren, U r­
sprungsware seien.
8. Honduras behinderte die freie Einfuhr von Kühlschränken aus Costa 
Rica. D er Vertreter von H onduras im CE führte zur Begründung an, es 
bestünden Zweifel daran, ob die Kühlschränke wirklich hergestellt und 
nicht nur ausschließlich aus in D rittländern vorfabrizierten Teilen zusam­
mengesetzt würden. D er ICA ITI hatte eine Studie über die Herstellerfirma 
in Costa Rica geliefert, und die Sieca hatte den Produktionsprozeß beob­
achtet. D anach werden die Kühlschränke auf folgende W eise hergestellt: 
Im portiert werden Rohbleche, elektrische Bestandteile und die bereits fertig 
m ontierte Einheit aus Kompressor und Motor. Das Rohblech wird ge­
schnitten, gepreßt, m ontiert und lackiert. Außerdem fertigt die Firma selbst 
die Plastikeinsätze.
26
Der CE entschied durch Resolution 6633, daß Kühlschränke, die auf die 
oben beschriebene W eise in Zentralamerika hergestellt würden, W aren zen­
tralamerikanischen Ursprungs sind und daher Freihandel genießen.
9. In Guatemala wurden Plastikkugelschreiber aus Einzelteilen fabriziert, 
die teils im portiert, teils in Zentralamerika hergestellt waren. Es gab aber 
eine regionale Produktion aller Einzelteile bis auf die Tinte. D urch Reso­
lution 7834 entschied der CE, nu r solche Plastikkugelschreiber seien U r­
sprungsware, die aus in Zentralamerika gefertigten Einzelteilen bestünden, 
m it Ausnahme der Tinte, solange diese n icht in der Region produziert 
werde.
10. In einigen Ländern wurden Fruchtsäfte aus im portierten Konzentraten, 
denen man W asser beigab, hergestellt. D er CE35 sah diese Säfte nicht als 
Ursprungsware an, da sie lediglich verdünnt („diluido“) seien.
11. El Salvador und Guatemala verweigerten die freie Einfuhr von Ju te ­
säcken aus Honduras. Die betreffende hondurenische Firma im portierte 
zollfrei Jutestoffe, schnitt sie zurecht und nähte daraus Säcke.
D ie Sieca36 ist der M einung, das Endprodukt, der Sack, habe eine andere 
N atu r als der Rohstoff, der im portierte Stoff, sowohl der äußeren Erschei­
nung nach als auch hinsichtlich des Gebrauchs. Daher könne man nicht 
sagen, die Säcke seien lediglich geschnitten („cortado“) im Sinne des Art. V 
TG. Sie seien also Ursprungsware. D er CE zog für seine Entscheidung 
(Resolution 82)37 die Erwägung heran, daß in Zentralamerika hinreichend 
Ju te  produziert werde und daher zollfreie Im porte dieser Stoffe unzulässig 
seien. Jutesäcke seien nur dann U rsprungs ware, wenn sie aus zentralameri­
kanischen Stoffen gefertigt würden.
D er CE stü tzt seine Entscheidung also auf Art. IX, Abs. 1 TG, wonach 
keine Zollbefreiung für W aren gew ährt werden darf, die adäquat in Zen­
tralamerika produziert werden. Später hob H onduras die Befreiungen vom 
Im portzoll auf Jutestoffe auf und beantragte, die Resolution 82 aufzuheben, 
da die Säcke nunm ehr Ursprungsware seien. D ie Sieca vertritt die Meinung, 
daß in diesem Falle Freihandel bestünde, da der T G  den Freihandel nicht 
ausnehme für W aren, die aus verzollten, im portierten Stoffen gefertigt sind, 
obwohl diese Rohstoffe adäquat in Zentralamerika angeboten werden.
D er CE konnte bisher keine E inigung zur Lösung dieses Problems herbei­
führen.
12. Ein Problem der M ontageindustrie warf der Bau von Karosserien für 
Autobusse in El Salvador auf. Die zwei betreffenden Werke stellen die K aros­
serie im Lande her, im portieren das Chassis und den M otor und setzen den 
Bus zusammen. Als Rohstoffe verwenden die Firmen im portierte Eisen­
bleche, Eisenrohre, Farbe, Fensterscheiben, Lampen etc. Daneben gebrauchen 
sie Plastikartikel aus Zentralamerika. D ie Eisenbleche werden in den beiden
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W erken gewalzt, gepreßt und geschnitten und aus ihnen dann die Karosse­
rie gebaut38.
D er CE sieht in dieser Herstellungsweise einen wichtigen Produktionspro­
zeß, der die Rohstoffe substanziell verändert. Daher erkennt er die Karos­
serie als Ursprungsware an, die in dem Produktionsprozeß hergestellt wird, 
der im D okum ent Sieca/CE-XXVII/D .J.7 beschrieben ist, und wobei alle 
Rohstoffe und Teile zu verwenden sind, die in adäquaten Bedingungen in 
Zentralamerika produziert werden, Resolution 9439. D ie Karosserie genießt 
zwar als Ursprungsware Freihandel, nicht aber der fertige Bus. Die Ver­
zollung des Busses ist also schwierig. Für die für Guatemala bestim mten 
Busse wendet man folgende Praxis a n : das Chassis m it M otor und Rädern 
wird in Guatemala eingeführt und dort verzollt. D ann bringt man beides 
im W ege der sogenannten zeitweisen Einfuhr zollfrei nach El Salvador. 
D ort wird der Bus m ontiert und schließlich nach Guatemala exportiert40.
13. H onduras behinderte die freie Einfuhr von M etalltanks aus El Salvador, 
m it der Begründung, diese seien nur geschnitten und zusammengesetzt im 
Sinne von Art. V TG . D ie Herstellerin im portierte Stahlbleche und fertigte 
daraus Metalltanks. D er CE erklärte diese Tanks für Ursprungsware, Reso­
lu tion  10041. Er begründete dies zum einen damit, der Herstellungsprozeß 
bringe eine beachtliche W ertschöpfung, die etwa 60% des W ertes des End­
produkts ausmache, zum anderen damit, durch die Produktionsweise werde 
eine substantielle V eränderung des verwendeten Rohmaterials bewirkt.
b) „Reglamento“ zur Bestim m ung des W arenursprungs 
Art. V, Abs. 4 T G  sieht vor, daß der CE ein „Reglamento“ erläßt, das das 
bei der B estim m ung des U rsprungs einer W are zu befolgende Verfahren 
vorschreibt. Schon in seiner Resolution 1, B42 beauftragte er die Sieca mit 
der Ausarbeitung eines entsprechenden Projekts, kam dann aber bald wieder 
von diesem Vorhaben ab43, und erst in seiner 19. Sitzung beschäftigte er 
sich wieder m it dem „Reglamento“, dessen Entw urf44 die Sieca vorgelegt 
hatte.
D er E ntw urf enthält zwei Teile. D er erste regelt materiell den Begriff „Ur­
sprungsware“, und der zweite um faßt Verfahrensvorschriften, die zu beach­
ten sind, wenn bei einem Zollam t Zweifel über den U rsprung einer W are 
bestehen.
N ach Art. III des Entwurfs werden hergestellte Produkte in vier Fällen als 
Ursprungsware angesehen:
a) wenn ausschließlich Material verwendet ist, das aus der Region s tam m t;
b) wenn der vorwiegend gebrauchte R ohstoff oder der, der dem Endpro­
dukt seinen essentiellen Charakter gibt, aus Zentralamerika stam m t;
c) wenn der unter b) genannte R ohstoff aus D rittländern im portiert ist
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und das Endprodukt un ter einem anderen U nterposten oder Absatz der 
Zollnom enklatur klassifiziert wird als der Rohstoff; 
d) wenn das im portierte Material, das für Produkte verwendet wird, die 
zusammengesetzt, verpackt, abgefüllt, geschnitten oder verdünnt werden, 
im Lande einem zusätzlichen Prozeß unterworfen wird, der ihm eine 
neue N atu r gibt.
Diese Tatbestandsmerkmale sollen aber nicht ausschließlichen Charakter 
haben, denn nach Art. IV kann der CE auf A ntrag einer Regierung in 
konkreten Fällen, die zur Entscheidung stehen, auch andere als die oben 
aufgeführten Kriterien bei der Bestim m ung des U rsprungs einer W are 
an wenden.
D er CE nahm  das „Reglamento“ nicht an und beauftragte die Sieca, 
einen neuen E ntw urf vorzulegen. Dieser sollte eine andere Fassung des 
Art. III enthalten, die aus dem A usnahmecharakter des Konzeptes über 
Ursprungswaren in Art. V T G  entwickelt werden sollte45. D ie Sieca hat bis­
her keinen weiteren E ntw urf vorgelegt. Sie ist ohnehin der M einung, ein 
„Reglamento“ könne keine mathematischen Formeln zur Bestim m ung des 
U rsprungs enthalten, da man dabei in W idersprüche zu Art. V T G  gerate. 
Ein „Reglamento“ sei vielleicht sogar überflüssig, zum indest aber ge­
fährlich46.
Hier verwickelt sich die Sieca selbst in W idersprüche. Art. V, Abs. 4 T G  
schreibt ein „Reglamento“ zwingend vor. Mag es unzweckmäßig sein, so 
ist es doch nicht überflüssig. D en W iderspruch zu Art. V TG, den die Sieca 
vermeiden will, ruft man aber gerade dadurch hervor, daß man das vor­
geschriebene „Reglam ento“ n icht erläßt.
2. „Reglamento“ der Zollformalitäten bei Freihandelswaren
Art. 182, 183 CAUCA verpflichten die Exekutive der fünf Länder, ein 
einheitliches „Reglamento“ zu erlassen, das die Formalitäten für eine ver­
einfachte und beschleunigte Zollabfertigung der Freihandelswaren regelt. 
D er CEC m uß das „Reglamento“ zuvor verabschiedet haben.
M it der Ausarbeitung eines solchen „Reglamento“ befaßten sich die 
Generaldirektoren des Zolls in zwei Konferenzen im Ju li 1967 und April 
1968 und legten schließlich einen E ntw urf vor47, den der CE durch Re­
solution 10648 annahm  und  den zu verabschieden er dem CEC empfahl. 
D ie Verabschiedung durch den CEC steht noch aus.
D er E ntw urf sieht in Titel V III ein Verfahren vor, das bei Zweifel der 
Grenzzollämter am U rsprung der W are zu befolgen ist.
D ie Praxis der Grenzzollämter war bisher in diesen Fällen recht unterschied­
lich. D ie Zollverwaltung selbst zeigte viele Mängel. Diese beruhten zum
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einen Teil auf mangelhafter A usbildung des Zollpersonals, zum anderen 
Teil auf unzureichenden Baulichkeiten und anderen technischen Einrich­
tungen des Zolls49. D ie U nkenntnis des Personals in bezug auf die ver­
traglichen Bestimm ungen des MCCA führte häufig dazu, daß bei Zweifeln 
über den U rsprung von W aren der Freihandel ganz unterbunden wurde, 
obwohl nach Art. V, Abs. 3 T G  in diesen Fällen lediglich eine Sicher­
heit in H öhe der normalerweise zu zahlenden Im portabgaben zu leisten ist. 
Um die Identifizierung der Freihandelswaren zu erleichtern, hatte  der CE 
schön in seiner Resolution 1, numeral d )50 beschlossen, daß alle herge­
stellten W aren folgende Aufschrift tragen müssen:
„Producto centroamericano hecho en . . . (pais de origen)“ (Zentralam eri­
kanisches Produkt hergestellt in . . . [U rsprungsland]).
D er Titel VII des Entw urfs sieht im einzelnen folgendes Verfahren v o r: 
Zunächst liefert das korrekt ausgestellte Zollform ular den Beweis für den 
U rsprung der W are. D ie Zöllner können allerdings vernünftige Zweifel 
an der korrekten Ausstellung äußern. In diesem Falle müssen sie alle 
ihnen erreichbaren M ittel heranziehen, um  den U rsprung zu klären. Be­
steht nach A blauf einer Stunde der Zweifel noch immer, so hat der In ­
teressierte vier M öglichkeiten:
a) die W are wird in das Exportland zurückgesandt;
b) die W are wird nach Zahlung der in Art. V T G  vorgesehenen Sicher­
heitsleistung im portie rt;
c) die W are wird in der Grenzzollstelle des Einfuhrlandes deponiert;
d) die W are wird an das H auptzollam t des Einfuhrlandes gesandt.
D er Interessent kann sich danach an seine Regierung wenden, damit sie 
nach Art. V T G  zunächst in bilateralen Verhandlungen m it der anderen 
Regierung eine Lösung sucht. K om m t diese nicht zustande, entscheidet 
auf A ntrag einer Regierung der CE, Art. V, Abs. 2 TG.
Zwar ist das „Reglamento“ noch nicht wirksam, doch sind die General­
direktoren des Zolls übereingekom m en51, ihre Zolläm ter anzuweisen, bei 
Zweifeln am U rsprung einer W are in der oben dargelegten W eise zu 
verfahren.
Bemerkenswert an der Regelung ist, daß erstmals ein genauer Zeitraum, 
nämlich eine Stunde, zur Lösung des Problems in der ersten Phase fest­
gelegt ist.
3■ Zollformular fü r  Freihandelswaren
N ach Art. V, Abs. 1 T G  müssen die W aren, die Freihandel genießen, von 
einem Zollform ular begleitet sein, das im Annex „B“ des T G  beschrieben 
ist. Das Formular enthält u. a. die Erklärung des Exporteurs und des
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Zollamtes des Ausfuhrlandes, daß es sich um  Ursprungsware des Landes 
handelt. Schon zu Beginn der MCCA m ißtrauten viele Zollstellen den 
Versicherungen über U rsprung und  verlangten außer dem Zollform ular 
noch Ursprungszertifikate von Handelskammern und K onsulaten. D er CE 
stellte schon in seiner Resolution l 52 numeral b) fest, daß die Zollstellen 
bei Freihandelswaren als einziges D okum ent das in Art. V T G  genannte 
Zollformular, nicht aber weitere Zertifikate verlangen können. D a viele 
Zollstellen dennoch die CE-Resolution ignorierten, erneuerte der CE seinen 
Beschluß durch die Resolution 3355. Lediglich in einem Fall ließ er ein 
weiteres Zertifikat zu. Es handelte sich dabei um  Reislieferungen von G ua­
temala nach Nicaragua. D er Zoll Nicaraguas verm utete, daß der Reis aus 
Mexiko stammte.
D er CE erlaubte Nicaragua, zum Nachweis des Ursprungs der Reislieferun­
gen ein Zertifikat des guatemaltekischen landwirtschaftlichen Förderungs­
institu ts IN FO P zu verlangen54.
Zusammenfassung
In der Praxis der U rsprungsbestim m ung hat der CE folgende Kriterien 
entw ickelt:
1. W aren, die aus zollfrei im portierten Materialien hergestellt werden, wer­
den dann nicht als Ursprungswaren angesehen, wenn diese Materialien in 
Zentralamerika in adäquater W eise hergestellt werden. D am it wendet der 
CE Art. IX, Abs. 1 T G  auf Ursprungswaren an. Diese Vorschrift verbietet 
den Regierungen, Importzollbefreiungen für W aren zu gewähren, die in 
Zentralamerika in adäquater W eise hergestellt werden. D ie A nw endung des 
Art. IX  T G  auf Fälle der U rsprungsbestim m ung bedeutet die Schaffung 
einer Sanktion, die dieser Artikel nicht vorsieht. Im  Fall 11 ist der CE 
sogar noch einen Schritt weiter gegangen als im Fall 1. Danach müssen 
bei adäquater Produktion in Zentralamerika diese Produkte für die Herstel­
lung des Endproduktes verwendet werden, wenn es als Ursprungsware 
anerkannt werden soll. Der Unterschied zwischen Fall 1 und 11 besteht 
darin, daß im ersteren Fall das Endprodukt noch als Ursprungsware ange­
sehen wird, wenn es aus verzolltem Im portm aterial hergestellt wird, im letz­
teren Fall reicht das Verzollen n icht m ehr aus, es wird vielmehr die Ver­
w endung des in Zentralamerika hergestellten Materials verlangt. Dieses 
K riterium  zog der CE auch im Fall 9 heran.
2. D ie W aren müssen in dem fortgeschrittenen Produktionsprozeß her- 
gestellt werden, den ähnliche U nternehm en in Zentralamerika anwenden, 
das heißt, Rohstoffe oder Halbwaren müssen von der in Zentralamerika 
möglichen niedrigsten Veredlungsstufe ab verarbeitet werden (Fälle 4,
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8, 12). Dieses K riterium  verhindert ungleiche W ettbew erbssituationen, die 
entstehen können, wenn ein U nternehm en schon weitgehend veredeltes 
Material zollbegünstigt im portiert und daraus das Endprodukt in einem 
relativ einfachen Produktionsprozeß herstellt, ein anderes U nternehm en da­
gegen in einem komplizierten Produktionsprozeß weniger veredeltes Mate­
rial verarbeitet.
3. D ie bei der H erstellung des Endprodukts verwendeten Grundstoffe 
müssen substantiell verändert werden, so daß jenes eine von diesen ver­
schiedene N atu r aufweist (Fälle 6, 12, 13).
4. D ie Herstellung des Endprodukts m uß  eine erhebliche W ertschöpfung 
bewirken (Fall 13).
5. D en in Art. V T G  aufgeführten Tatbestandsmerkmalen Verpacken, 
V erdünnen etc. wird das Bemalen gleichgesetzt (Fall 6).
Diese vom CE entwickelten Kriterien können nicht generell angewandt 
werden. D er CE hat sie bew ußt nur in den Einzelfällen herangezogen, 
und wenn er ein K riterium  generalisiert, dann nur für eine bestim mte 
A rt von Produkten, wie Fall 1 (Decken), Fall 8 (K ühlschränke), Fall 11 
(Jutesäcke), Fall 12 (Autobuskarosserien).
Diese kasuistische U rsprungsbestim m ung hat den Vorteil, daß der CE sich 
dem jeweiligen industriellen Entwicklungsstand elastisch anpassen kann, 
andererseits birgt sie aber die Gefahr der Rechtsunsicherheit in sich.
4. Maßnahmen gegen Behinderungen des Freihandels
a) Interne Steuern
Die Vertragsstaaten haben bei Abschluß des T G  durch Art. VI T G  der 
Gefahr steuern wollen, die darin besteht, daß die bei Freihandelswaren 
beseitigten Im portzölle auf dem Umweg über interne Steuern in den ein­
zelnen Ländern wieder effektiv gem acht werden.
D ie sehr detaillierte Regelung des Art. VI T G  enthält den etwas m iß­
verständlichen Begriff „Verbrauchssteuern“ („impuesto al consum o“). 
W ährend in Abs. 1 die Verbrauchssteuer neben die Steuern auf Produk­
tion, V erkauf und V erteilung gestellt ist, spricht Abs. 2 nu r von „Ver­
brauchssteuern“. In Zentralamerika wird der Begriff „Verbrauchssteuer“ 
n icht einheitlich gebraucht. Einmal kann er eine Produktionssteuer be­
deuten, dann aber auch eine Verbrauchssteuer im engeren Sinne, das heißt 
eine Steuer, die auf einer oder mehreren Stufen innerhalb des Handels mit 
einem Produkt vom Erzeuger bis zum Endverbraucher liegt55. Diese Ver­
brauchssteuer kann wiederum spezifischen oder allgemeinen Charakter 
haben. Im ersten Fall wird nur ein bestimmtes Produkt versteuert, im zwei­
ten eine größere Anzahl.
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Im letzteren Fall wird die Steuer auch Verkaufssteuer („impuesto a la ven­
ta“) genann t56.
Aus diesen verschiedenen Bezeichnungen läßt sich der Gebrauch des Be­
griffs „Verbrauchssteuer“ in Art. VI T G  erklären. Art. VI T G  will alle Steu­
ern, m it der eine W are belastet werden kann, umfassen. D aher sind in 
Abs. 1 Produktion, Verkauf, V erteilung und K onsum  aufgeführt. Abs. 2 
gebraucht dann den Begriff „Verbrauchssteuer“ im allgemeinen Sinn, die 
alle diese Stufen des Abs. 1 umfaßt.
Im  einzelnen sieht Art. VI T G  folgende Regelungen vor:
1. Abs. 1
W enn ein Mitgliedsland eine Verbrauchssteuer auf W aren heimischer Pro­
duktion erhebt, so kann es auf gleiche W aren aus den anderen Ländern 
des MCCA diese Steuer legen, allerdings nur in gleicher Höhe, wobei glei­
che W aren aus D rittländern mindestens in gleicher H öhe versteuert wer­
den müssen. Daraus ist im Um kehrschluß zu folgern, daß keine Verbrauchs­
steuer auf zentralamerikanische W aren erhoben werden, wenn die heimi­
schen W aren nicht belegt werden.
Eine Ausnahme von diesem G rundsatz ist unter Kap. III T G  (Unlautere 
Handelspraktiken) in Art. XI, Abs. 5 T G  vorgesehen. Gemäß dieser V or­
schrift wird nicht als Exportsubvention die Befreiung von Verbrauchs­
steuern auf W aren angesehen, die zum Export in die übrigen Länder des 
MCCA bestim m t sind. Im  Rahmen des Art. VI T G  bedeutet das eine 
Ausnahme von dem Grundsatz, heimische und übrige zentralamerikanische 
W aren in gleicher W eise zu belasten.
In der Praxis gab es häufig Probleme m it Verbrauchssteuern, die den CE 
beschäftigten.
El Salvador besteuerte heimische K osmetika auf anderer G rundlage als die­
jenigen aus dem übrigen Zentralamerika. D er CE entschied durch Resolu­
tion 3057, die Verbrauchssteuer müsse auf der gleichen G rundlage erhoben 
werden, um  eine D iskrim inierung der zentralamerikanischen W aren gegen­
über solchen aus El Salvador zu vermeiden. Er stützte sich dabei außerdem 
auf die Art. III, Abs. 4, VII TG.
Art. III, Abs. 4 besagt, daß Ursprungsware wie einheimische W are zu be­
handeln ist, und Art. VII untersagt, Vorschriften zu erlassen, die die Ver­
teilung oder den Verkauf von Ursprungswaren eines anderen Landes des 
MCCA betreffen und sie gegenüber einheimischen W aren benachteiligen 
können.
Costa Rica belegte W aschm ittel m it einer Verbrauchssteuer. Ausgenommen 
waren solche W aschm ittel, die zu 100% aus einheimischem Material bestan­
den. In H onduras wurden W aschm ittel zu 100% aus zentralamerikanischem 
Material hergestellt, die in Costa Rica aber besteuert wurden. Der CE ver­
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trat die Ansicht, der G leichbehandlungsgrundsatz des Art. III, Abs. 4 T G  
gebiete es, den Begriff „nationale Materie“ in dem betreffenden Steuerge­
setz m it „regional“ gleichzusetzen58.
Eine andere Steuer in Costa Rica betraf Spirituosen (Schnaps). 80% des 
Verkaufspreises der N ationalfabrik in Costa Rica wurde als Verbrauchssteuer 
erklärt. Diesen Satz m ußten  auch Spirituosen aus den anderen Ländern des 
MCCA zahlen. Eine U ntersuchung der Sieca59 ergab jedoch, daß die Pro­
duktionskosten plus Gewinn höher als 20% des Verkaufspreises lagen, die 
Steuer auf W aren aus Costa Rica also weniger als 80% des Preises betrug. 
D er CE erklärte durch Resolution 5460 die H öhe der Steuer als m it Art. VI 
unvereinbar. D ie W aren aus dem MCCA dürften nur in H öhe der von der 
Sieca erm ittelten Zahlen belastet werden.
Ein schwerwiegendes Problem entstand durch die von Nicaragua im Fe­
bruar 1969 eingeführte Sonderausgleichsteuer („impuesto compensatorio 
especial de consum o“). Diese Steuer betraf eine Vielzahl von W aren aus 
den übrigen M itgliedsländern, nahm  aber die heimischen W aren aus. Die 
W irtschaftsm inister der übrigen vier Länder beschlossen darauf, für alle 
W aren aus N icaragua eine Sicherheitsleistung in H öhe des normalen Zolls 
zu verlangen61. Das Problem wurde schließlich auf der Sitzung des CEC 
gelöst, als N icaragua sich bereit erklärte, die Steuer auch auf heimische 
W aren auszudehnen62. D ie Freihandelswaren wurden in anderen Fällen 
zwar nicht gegenüber heimischen W aren, wohl aber gegenüber Im porten 
aus D rittländern benachteiligt.
Guatemala erhob eine Stempelmarkensteuer („impuesto de timbre“). Diese 
Steuer fiel auf alle Importpolicen, Rechnungen u. ä. Ausgenomm en waren 
Im porte aus D rittländern.
Streng formal gesehen, handelt es sich bei dieser Steuer nicht um eine 
Verbrauchssteuer, die auf Produktion, Verkauf etc. fällt, sondern um eine 
Steuer auf D okum ente. W ürde man diese Steuer nicht unter Art. VI T G  
fassen, so könnte diese Vorschrift leicht umgangen werden. D ie Sieca63 
vertrat die Ansicht, Sinn des Art. VI T G  sei es, eine D iskrim inierung von 
Freihandelsware gegenüber heimischen und aus D rittländern im portierten 
W aren durch unterschiedliche Besteuerung zu verhindern. Dagegen ver­
stoße die Stempelmarkensteuer in Guatemala. D er CE entschied durch 
Resolution 7264, die Belastung von Freihandelswaren m it dieser Steuer 
verstoße gegen Art. VI TG.
Nicaragua belastete Zem ent m it einer Verbrauchssteuer, wobei Im porte 
aus D rittländern ausgenommen waren. H ier verlangte der CE in seiner 




Besteht eine nationale Produktion oder in keinem Land des MCCA eine 
Produktion eines bestim m ten Artikels, so kann eine Verbrauchssteuer in 
der H öhe eingeführt werden, die das betreffende Land für notw endig er­
achtet.
Problematisch könnte eine sehr geringe Produktion in einem Land zusam­
men m it einer hohen Verbrauchssteuer werden. Das hätte zur Folge, daß 
de facto ähnlichen W aren aus den anderen Ländern des MCCA der Z u ­
gang zum M arkt dieses Landes versperrt würde. Soweit ersichtlich, ist die­
ses Problem noch nicht vor den CE gebracht worden.
3. Abs. 2 b)
G ibt es in einem der Mitgliedsländer eine Produktion bestim m ter G üter, 
so darf ein Land, das keine solche Produktion hat, diese W aren nur dann 
m it einer Verbrauchssteuer belasten, wenn der CE die Steuer vorher ge­
nehm igt hat.
Bisher hat der CE zwei Ländern eine Verbrauchssteuer genehm igt. H ondu­
ras und Nicaragua beantragten eine Verbrauchssteuer auf W achszündhölzer 
und begründeten den A ntrag damit, daß eine heimische Zündholzindustrie 
bestehe, die Zündhölzer aus Holz herstelle, nationale Rohstoffe verwende 
und  viel investiert habe. D ie W achszündhölzerindustrie habe wenig in­
vestiert, führe die Rohstoffe ein und drohe die andere Industrie zu ver­
drängen.
D er CE gab in seiner Resolution ó66 den Anträgen statt.
Eine A usnahme vom G rundsatz des Abs. 2 b) m acht Art. 13 des Protokolls 
zum Generalvertrag67, der den Staaten die Möglichkeit gibt, für gewisse 
G üter in gewisser H öhe Verbrauchssteuern einzuführen, und zwar ohne 
G enehm igung des CE. Dabei handelt es sich aber um  eine vorübergehende 
Regelung für fün f Jahre im Rahmen der M aßnahm en zur Verbesserung 
der Zahlungsbilanz.
4. Abs. 2 c)
H at ein Land eine W are m it einer Verbrauchssteuer belegt, die in keinem 
der fünf Staaten des MCCA hergestellt wird, und wird später in einem der 
anderen Länder die Produktion dieser W are aufgenom men, so ist das be­
steuernde Land verpflichtet, auf eine Entscheidung des CE hin, diese Steuer 
nach innerstaatlichem Recht aufzuheben.
In Nicaragua produzierte man W aschm ittel, die m it einer Verbrauchssteuer 
belastet wurden. Später wurde die Produktion eingestellt. Nicaragua erhob 
jedoch weiterhin die Steuer auf in H onduras produzierte W aschm ittel. 
M it diesem Fall hatte der CE einen Tatbestand zu entscheiden, der nicht 
ausdrücklich in Art. VI, Abs. 2 c) T G  aufgeführt ist. W ährend diese Vor­
schrift den Fall regelt, daß bei einer nichtvorhandenen W arenproduktion
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in Zentralamerika eine Verbrauchssteuer eingeführt und später dann in 
einem Land die Produktion aufgenommen wird, betrifft der vorliegende 
Fall den Sachverhalt, daß die eingeführte Steuer die nationale wie die übrige 
zentralamerikanische Produktion belastet, die nationale Produktion später 
aber eingestellt wird.
D ie Sieca68 vertrat die Ansicht, es liege eine Gesetzeslücke vor, die der CE 
gem äß Art. X X II T G  schließen könne, nach dem er die Probleme zu lösen 
habe, die bei der A nw endung des T G  entstünden. Die Steuerbelastung von 
zentralamerikanischen W aren im  vorliegenden Fall verstoße gegen Art. VI 
T G , dessen Sinn es sei, die Besteuerung von zentralamerikanischen W aren 
zu verhindern, wenn es keine nationale Produktion gebe.
D er CE war derselben M einung und entschied durch Resolution 71 , ein 
Mitgliedsstaat dürfe keine Verbrauchssteuer m ehr für W aren aus Zentral­
amerika verlangen, wenn die Produktion im eigenen Land eingestellt werde. 
D er vom CE entschiedene Fall erfüllt zwar n icht in allen Voraussetzungen 
den im Abs. 2 c) geregelten Tatbestand. Ü bereinstim m ung besteht jedoch 
im Endzustand, den Abs. 2c) regeln will; daß nämlich durch ein später ein­
tretendes Ereignis die vorher m it Art. VI T G  in Einklang stehende Ver­
brauchssteuer nunm ehr m it diesem Artikel in W iderspruch gerät, da sie 
bei nicht bestehender heimischer Produktion die W aren aus den übrigen 
Ländern des MCCA belastet.






1. in gleicher H öhe auf nationale 
und  CA-W aren und  in mindestens 
gleicher H öhe auf Im porte aus 
D rittländern ;
1. wenn in keinem anderen M it­
gliedsland W arenproduktion be­
steh t;
2. wenn zwar in einem Mitglieds­
land W arenproduktion besteht, der 
CE aber eine vorherige G enehm i­
gung  der Steuer erteilt.
36
Verbrauchssteuer unzulässig
1. wenn die nationalen W aren oder 1. wenn auch nur in einem M it­
im porte aus D rittländern von der gliedsland W arenproduktion be-
Steuer ausgenommen w erden; s te h t;
2. wenn nach Einführen der Steuer 
in einem Mitgliedsland eine Pro­
duktion aufgenom men w ird;
3. wenn bei Einfuhren der Steuer 
nationale Produktion bestand, später 
jedoch eingestellt wurde und weiter­
hin in einem Mitgliedsland Produk­
tion besteht.
Aus der Regelung wird ersichtlich, daß sie eine D iskrim inierung von W a­
ren aus den übrigen M itgliedsländern gegenüber nationalen Produkten 
oder Im porten aus D rittländern durch Verbrauchssteuern verhindern will. 
In  der Praxis ergeben sich dennoch häufig N achteile für zentralamerikani­
sche W aren gegenüber heimischen Produkten eines Landes. Ein großes 
H indernis für die G leichbehandlung ist das Einziehen der Verbrauchs­
steuern. In Zentralamerika kassieren die Grenzzollämter die Verbrauchs­
steuern, die auf die zentralamerikanischen W aren fallen, während die hei­
mischen W aren erst zu einem späteren Z eitpunkt, etwa nach V erkauf im 
Inland, belastet werden. Daraus ergibt sich eine unterschiedliche Zahlungs­
m odalität zugunsten heimischer W aren. H inzu kom m t, daß die zentral­
amerikanischen W aren durch Registrierung etc. lange bei den Zollämtern 
lagern und sich dadurch verteuern.
b) Exportsubventionen und unlautere Handelsm ethoden 
Kapitel III des T G  regelt diese Materie in den Art. IX -X IV .
aa) Art. IX  T G
Gemäß Art. IX, Abs. 1 T G  dürfen die Signatarstaaten für Artikel, die aus 
D rittländern eingeführt werden, keine Zollbefreiungen oder -ermäßigungen 
gewähren, wenn die betreffenden W aren in den Vertragsstaaten zu adäqua­
ten Bedingungen hergestellt werden.
Diese Vorschrift ist in Zentralamerika von großer praktischer Bedeutung, 
da die Länder nach ihren nationalen Industrieförderungsgesetzen bzw. nach 
dem „Convenio Incentivos Fiscales“ (seit März 1969 in Kraft) eine Fülle
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von Zollbefreiungen für Rohmaterialien und Halbfertigwaren gewähren, 
die dann in Zentralamerika weiterverarbeitet werden. Teilweise werden die 
so im portierten Artikel aber auch in Zentralamerika hergestellt. Die Pro­
duzenten dieser Artikel müssen also m it den zollfrei im portierten G ütern 
konkurrieren, die zudem meist aus hochindustrialisierten Ländern stammen 
und  daher häufig im Preis günstiger sind.
N u n  machte die A nw endung des Art. IX  T G  zu Beginn des MCCA des­
halb Schwierigkeiten, weil es an Inform ation über die Produktion in Zen­
tralamerika fehlte. D er CE befaßte sich in seiner 8. Sitzung im März 1964 
erstmals m it dieser Frage, und er faßte die Resolution 2670, um  die A n­
w endung des Art. IX  Abs. 1 T G  zu verwirklichen. N ach dieser Resolution 
m uß jede Regierung die anderen Regierungen laufend über die Produktion 
von Rohmaterial, Halbfertigwaren und Verpackungsmaterial in ihrem Land 
unterrichten. Die Inform ation m uß mindestens D aten über Produktions­
kapazität, effektive Produktion, Q ualität und Preis enthalten.
D er CE71 erörterte die Möglichkeit, den Art. IX, Abs. 1 T G  so zu inter­
pretieren, daß alle Im portzollbefreiungen für W aren aufzuheben seien, die 
in Zentralamerika produziert würden, wobei der Im porteur dann zu be­
weisen habe, daß diese W aren nicht zu adäquaten Bedingungen hergestellt 
w ürden. Dagegen wandten einige D elegierte72 ein, der gegenwärtige geringe 
Entwicklungsstand der Industrie in Zentralamerika lasse diese Interpreta­
tion unbrauchbar erscheinen. Später aber stellte der CE73 doch die Beweis­
regel auf, daß der Im porteur die N icht-Adäquanz der zentralamerikanischen 
Produktion zu beweisen habe, ohne aber zu verlangen, daß bei vorhande­
ner Produktion in Zentralamerika die Im portzollbefreiung entsprechender 
W aren aufgehoben werden müsse.
D ie A nw endung der Resolution 26 war zunächst nicht sehr erfolgreich. 
D ie Regierungen informierten sich gegenseitig nur sehr lückenhaft74. D a­
her beschloß der CE75, jeder A ntrag einer Regierung an eine andere, die 
Zollbefreiung für bestim m te W aren aufzuheben, weil in ihrem Land die 
W aren zu adäquaten Bedingungen hergestellt würden, müsse von einem 
Form ular76 begleitet sein, das ein M inim um  an Inform ationen enthalte. 
Später verlangte der CE77, die Regierung müsse zu den im  Formular gege­
benen Inform ationen noch verifizieren, ob die U nternehm en auch die Pro­
dukte herstellten, wie sie behaupten.
D ie Anträge auf A nw endung der Resolution 26 sollten über die Sieca ge­
stellt werden, damit diese ein Register der Produktion in Zentralamerika 
führen könne.
Schließlich empfahl der CE in seiner Resolution 79 I I I78 den Regierungen, 
zur A nw endung der Resolution 26 m ittels Dekret, das gebührend zu ver­
öffentlichen sei, die Artikel genau aufzuzählen, für die keine Importzoll-
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Befreiungen gewährt werden könnten. Diese Resolution gab im MCCA 
Anlaß zu der Interpretation, daß die Veröffentlichung eines Dekrets ein 
unerläßliches Erfordernis für die A ufhebung von Zollbefreiungen sei79. 
Aus der Akte des CE80 ergibt sich jedoch, daß die Resolution 79 III nur 
klarstellende Funktion haben soll. Anlaß waren die Regierungsdekrete ei­
niger Länder, die nach den nationalen Industrieförderungsgesetzen Z oll­
befreiungen gewährten, dabei aber nicht sehr detailliert die betreffenden 
W aren angaben.
ab) Materielle Voraussetzungen des Art. IX, Abs. 1 T G  
Das entscheidende Problem bei der A nw endung des Art. IX, Abs. 1 T G  
ergab sich für den CE bei dem Tatbestandsmerkmal „angemessene Bedin­
gungen“, unter denen Produkte in Zentralamerika hergestellt sein müssen. 
W ie sich aus der Resolution 26 ergibt, unterscheidet der CE bei „ange­
messenen Bedingungen“ drei Kategorien : Preis, Q ualität und Kapazität der 
Produktion. In einigen Fällen, die der CE zu entscheiden hatte, lassen sich 
aus den A kten keine Kriterien ersehen, die der CE zur Bestim m ung von 
Preis, Q ualität und Kapazität herangezogen hat. In den entsprechenden 
Beschlüssen heißt es lediglich, es bestünde eine zentralamerikanische Pro­
duktion zu angemessenen Bedingungen. Das ist in folgenden Fällen ge­
geben :
Resolution 2781: Keine Zollbefreiung für gewisse Bleche („laminas lisas 
galvanizadas“). Eine Firma in N icaragua stellte sie her, Guatemala gewährte 
Zollbefreiungen.
Resolution 2882: K eine Zollbefreiung für T üten  aus Papier vom Typ 
„K raft“. Sie werden in einigen Ländern Zentralamerikas hergestellt. N ica­
ragua gewährte Befreiung.
Resolution 4983: Keine Zollbefreiung für halbfertige Stahlblätter für Ma­
cheten, da sie in Zentralamerika schon vom Stahlband ab hergestellt wer­
den.
R esolution 6084: Keine Zollbefreiung für Gips. Er wird in N icaragua her­
gestellt. Costa Rica gewährte Befreiung.
R esolution 6585: K eine Zollbefreiung für Papier und Pappe, aus denen 
Schreibhefte, Blocks und ähnliche Artikel hergestellt werden. Es wird in 
Guatemala produziert, Honduras gewährte Befreiung.
Resolution 8286: Keine Zollbefreiung für Rauhfaserstoffe für Säcke.
An anderer Stelle87 erörtert der CE die Kriterien für die Beurteilung der 
Kategorie „Preis“. Um festzustellen, ob der Preis der in Zentralamerika 
produzierten W aren angemessen im Sinne des Art. IX, Abs. 1 T G  ist, kann 
der m it ihm  zu vergleichende Preis der aus D rittländern im portierten W are 
auf zwei extremen Grundlagen berechnet w erden:
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1. man nim m t den CIF-W ert oder
2. man addiert zum CIF-W ert den Importzoll. Der CE neigte zu einer 
Berechnungsgrundlage, die zwischen diesen beiden Extremen liegt. Zum  
C IF-W ert solle eine gewisse Spanne berechnet werden, die für jede W aren­
gruppe, also Rohstoffe, Halbzeug etc., gesondert festzusetzen sei. D ie Sieca 
w urde m it der Ausarbeitung eines G utachtens beauftragt. In ihm  lehnte 
die Sieca88 den Vorschlag des CE jedoch ab und schlug statt dessen vor, 
als Berechnungsgrundlage den CIF-W ert plus Im portzoll zu nehmen. 
Gegen den Vorschlag des CE führte sie ins Feld, er mindere de facto den 
Zollschutz und verursache eine Vertrauenskrise bei Investitionen.
D er CE nahm dazu nicht abschließend Stellung, hatte aber bald darauf 
Gelegenheit, einen diesbezüglichen Fall zu entscheiden. Costa Rica gewährte 
Zollbefreiung bei der Einfuhr von Palmöl aus Malaysia, das zur Herstellung 
von Margarine verwendet wurde. In Zentralamerika besteht Produktion 
von O l aus Baumwollsamen, aus dem man Margarine von gleicher Q uali­
tä t herstellen kann.
Die Sieca fand in einer U ntersuchung89 heraus, daß das in Zentralamerika 
gew onnene O l pro Pfund um 0,5 Cent $ CA billiger sei als das aus Malaysia 
eingeführte Ol, wenn man als dessen Preis den CIF-W ert plus Importzölle 
berechne. Der CE entschied in seiner Resolution 6290, die Zollbefreiung 
für Palmöl sei unstatthaft. D a der CE sich bei dieser Entscheidung auf die 
U ntersuchung der Sieca stützte, nahm er konkludent als Preis den CIF- 
W ert plus Im portzoll an.
Z u r Frage, wann eine angemessene Produktionskapazität in Zentralamerika 
gegeben ist, nahm der CE in einem Fall ausdrücklich Stellung.
In Guatemala stellt eine Firma Papier Typ „Kraft“ für normale T üten  her. 
Sie kann etwa 40% der Nachfrage Zentralamerikas decken. H onduras ge­
w ährte Zollbefreiung für diese Papiersorte. Guatemala verlangte Aufhebung 
der Zollbefreiung. D er Delegierte Guatemalas im CE begründete den A n­
trag damit, die Firma könne ihre Produktion auf 50% der Nachfrage des 
zentralamerikanischen Marktes steigern; in diesem Falle müsse analog den 
Bestim m ungen des Sondersystems der Zollschutz eingreifen, die Zollbe­
freiungen also aufgehoben werden. N ach Art. 32 Prot. Reg. Ind. v. 29. Ja­
nuar 1963 genießen bestim m te Industrien einen erhöhten Schutzzoll, wenn 
sie mindestens 50% der regionalen Nachfrage decken können.
D en Gedanken der analogen A nw endung des Sondersystems auf Art. IX 
T G  griff der CE nicht auf. Er entschied durch Resolution 9691, die Re­
gierungen könnten bei Einfuhr dieser Papiersorte Zollbefreiung gewähren, 
da die gegenwärtige Produktionskapazität von 40% der regionalen N ach­
frage nicht als adäquat im Sinne des Art. IX  T G  bezeichnet werden könne. 
D ie Frage der Q ualität der Produktion im Rahmen des Art. IX, Abs. 1 T G
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ist, soweit aus den A kten ersichtlich, vom CE noch nicht näher erörtert 
worden.
Außer dem Tatbestandsmerkmal „adäquate Bedingungen“ war noch der 
Begriff „Einfuhr“ in Art. IX, Abs. 1 in einem Fall um stritten.
Eine D üngem ittelfirm a in Costa Rica wollte im W ege der sogenannten 
zeitweiligen Einfuhr („importación tem poral“) Rauhfasersäcke einführen, 
sie m it D üngem itteln  füllen und beides in D rittländer exportieren. Bei der 
zeitweiligen Einfuhr braucht kein Im portzoll gezahlt zu werden.
D er CE92 vertritt die Ansicht, die Exportförderungsm aßnahm e der zeit­
weiligen Einfuhr sei dann unzulässig, wenn die zeitweilig im portierten 
W aren zu adäquaten Bedingungen in Zentralamerika produziert würden. 
Das sei bei den Rauhfasersäcken der Fall. D er zeitweiligen Einfuhr sei das 
sogenannte „Draw-Back“92 gleichzustellen. Beide M aßnahm en seien unter 
der Voraussetzung des Art. IX  T G  unzulässig, da diese Vorschrift der zen­
tralamerikanischen Produktion die gesamte Nachfrage des regionalen Mark­
tes sichern wolle.
Art. IX  T G  ist insoweit ein Stimulans zur Industrialisierung durch Z oll­
schutz. A uf der anderen Seite verhindert er ungleiche W ettbew erbsbedin­
gungen, die dadurch entstehen, daß einige Firmen zur Produktion die re­
gionalen W aren verwenden, andere aber zollfrei aus D rittländern im por­
tierte Artikel gebrauchen.
Außer der im Art. IX, Abs. 1 T G  erw ähnten Praktik regelt Kap. III in 
den Art. X I-X IV  die Materie weiterer unlauterer Handelspraktiken, wie 
Exportsubventionen, D um ping, und einige spezielle Tatbestände.
bb) D um ping
N ach Art. X II T G  m uß jeder Signatarstaat nach Maßgabe seiner legalen 
Handhaben den Export von W aren nach einem anderen Mitgliedsland 
verhindern, wenn die W are zu einem Preis ausgeführt wird, der un ter ih­
rem normalen W ert liegt und dadurch der Produktion der anderen Länder 
Schaden zufügt oder zuzufügen droht oder die Errichtung einer nationalen 
oder zentralamerikanischen Industrie verzögert.
Eine W are wird dann als zu einem Preis unter ihrem normalen W ert ex­
portiert angesehen, wenn ihr Preis niedriger ist
a) als der vergleichbare Preis einer ähnlichen W are unter normalen H an­
delsbedingungen, die zum  Verbrauch auf dem Inlandsm arkt des Export­
landes bestim m t ist;
oder
b) als der vergleichbare höchste Preis einer ähnlichen W are, die unter nor­
malen H andelsbedingungen an ein D rittland exportiert w ird;
oder
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c) als die Produktionskosten dieser W are im Herstellerland nebst einem 
angemessenen Zuschlag für Verkaufskosten und Gewinn.
Art. X II T G  verbietet also nicht nu r das sogenannte D um ping, sondern 
verpflichtet die Mitgliedsstaaten darüber hinaus dazu, es zu verhindern.
In der Praxis des MCCA beschäftigte sich der CE in einigen Fällen m it 
dem D um ping.
Eine Zigarettenfabrik in Guatemala produzierte eine Z igarettensorte zu­
nächst nur für den Export nach H onduras und El Salvador. Die Fabrik 
wollte nun in El Salvador Steuerbanderolen kaufen, m it denen in diesem 
Land eine Verbrauchssteuer erhoben wird. El Salvador verweigerte jedoch 
den V erkauf der Banderolen m it der Begründung, der Export der Ziga­
retten werde m it unlauteren Handelspraktiken durchgeführt, da die Ziga­
retten nicht in Guatemala verkauft würden. Später wurde die Z igaretten­
sorte dann auch in Guatemala vertrieben.
D er CE m ußte sich m it der Frage befassen, welcher Preis in Art. X II, Abs. 
2 a) zu vergleichen ist, der Preis an den Endverbraucher oder Preis ab Fa­
brik an den Großhändler.
D ie Sieca kam in ihrem G utach ten94 zu dem Ergebnis, der Preis ab Fabrik 
sei zu vergleichen, da die verschiedenen Verbrauchssteuern in beiden Län­
dern keinen gleichartigen Preisvergleich beim Endverbraucher zuließen. Es 
m üßte der N ettopreis verglichen werden, also der Preis ab Fabrik abzüglich 
Verbrauchssteuer und Transportkosten.
N ahm  man diesen Preis als Grundlage, so ergab sich in Guatemala ein 
Preis von 0,047$ CA, in El Salvador ein Preis von 0,0432$ CA pro Päck­
chen von 20 Zigaretten. D er Preis von El Salvador lag demnach um 0,0038 
$ CA unter dem in Guatemala. D er Preis an den Endverbraucher betrug 
in beiden Ländern 0,20$ CA. W äre der N ettopreis ab Fabrik in beiden 
Ländern egalisiert und die bisherige Differenz auf den Endpreis aufgeschla­
gen worden, hätte sich der Endpreis in El Salvador infolge der A bstufun­
gen der Verbrauchssteuer auf 0,31 $ CA erhöht. Diese Preiserhöhung hätte 
die Zigarette gegenüber Zigaretten ähnlicher Q ualität aus El Salvador nicht 
m ehr konkurrenzfähig sein lassen.
Die Sieca95 war der Ansicht, in diesem Fall sei der niedrigere Exportpreis 
ausschließlich durch die Abstufungen im Verbrauchssteuersystem von El 
Salvador bedingt und könne nicht als unlautere Handelspraktik gelten. 
Auch der CE vertrat diesen S tandpunkt und entschied m it Resolution 5896, 
die Verweigerung der Steuerbanderolen sei unzulässig, weil sie gegen den 
Freihandelsgrundsatz verstoße.
Ein weiterer Fall, der noch n icht entschieden ist, betrifft die Frage, ob un­
ter Produktion im Sinne von Art. X II die gesamte Produktion eines Landes 
au f dem entsprechenden Sektor zu verstehen ist, oder ob 'schon  ein Teil
42
der Produktion ausreicht. -  In N icaragua hergestellte N ägel wurden in 
Costa Rica zu 9,10$ CA pro Zentner verkauft, in N icaragua dagegen zu 
9,70$ CA. In Costa Rica verkauften dortige Firmen vor dem Im port aus 
Nicaragua einen Zentner Nägel für 12,80$ CA, senkten dann die Preise 
auf 10,00$ CA, um m it der Im portw are konkurrieren zu können.
N ach einer U ntersuchung der Sieca97 arbeiten einige Firmen bei diesem 
Preis m it Verlust.
D er CE hat den Fall noch nicht entschieden. Er wird entscheiden müssen, 
ob es nach Art. X II, Abs. 1 T G  ausreicht, daß einigen Firmen, nicht aber 
der gesamten Produktionsbranche durch die unter normalem W ert ver­
kauften Nägel ein Schaden entstanden ist.
cc) Exportsubventionen 
Art. XI, Abs. 1 T G  verbietet den Signatarstaaten, direkte oder indirekte 
Subventionen für Exporte in die Mitgliedsländer des MCCA zu gewähren. 
N ach Abs. 2 wird als indirekte Exportsubvention jede Praxis der Festset­
zung oder D iskrim inierung von Preisen in einem Staat betrachtet, die sich 
dahin auswirkt, daß der Verkaufspreis bestim m ter Produkte in den anderen 
Ländern unter dem Preis liegt, der bei normalem Spiel des Marktes in dem 
Exportland zustande käme.
Diese indirekte Exportsubvention beruht auf einem künstlich niedriggehal­
tenen Preis, der aber im Gegensatz zum D um ping in Art. X II T G  im 
Export- und Im portland gleich ist. W eitere Voraussetzungen stellt Art. XI 
nicht, insbesondere nicht den eingetretenen oder drohenden Schaden der 
P roduktion im Im portland.
N ich t als Exportsubvention gelten Steuerbefreiungen, die ein Staat in all­
gemeiner A rt m it dem Ziel der Produktionsförderung gewährt, Abs. 4. 
Diese A usnahme betrifft in erster Linie die in den nationalen Industrieförde­
rungsgesetzen und dem „Convenio Incentivos Fiscales“ vorgesehenen Zollbe­
freiungen für den Im port von Rohstoffen, Halbfertigwaren etc. Sind jedoch 
die Voraussetzungen des Art. IX, Abs. 1 T G  erfüllt, besteht also adäquate 
Produktion in Zentralamerika, dann darf keine Zollbefreiung gewährt wer­
den. Eine Zollbefreiung trotz des Verbots ist dann als Exportsubvention 
anzusehen. -  D er CE hat in seiner Resolution 65„98 denn auch eine gegen 
Art. IX, Abs. 1 T G  verstoßende Praxis als unlautere Handelspraxis be­
zeichnet. -  Gemäß Art. XI, Abs. 5 wird auch nicht als Exportsubvention 
die Befreiung der W aren, die nach einem anderen Mitgliedsland exportiert 
werden, von der Verbrauchssteuer angesehen. Es ist dies die Ausform ung 
des Grundsatzes des Bestimmungslandes bei der Verbrauchssteuer. D ie Ex­
portware erhält keine günstigere W ettbew erbsbedingung, weil das Im port­
land in der Regel eine Verbrauchssteuer erhebt.
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dd) W eitere unlautere Handelspraktiken 
Art. XI, Abs. 1 T G  untersagt den Staaten neben den Exportsubventionen 
auch die E inführung oder Beibehaltung eines Systems, das bewirkt, daß 
bestim m te W aren zum Export in ein Partnerland zu einem niedrigeren als 
dem auf dem nationalen M arkt eingeführten Preis verkauft werden. Diese 
Vorschrift betrifft also ein staatliches System, das einen niedrigeren Export­
preis als den Inlandsverkaufspreis zum Ziel hat. N ich t erforderlich ist im 
Gegensatz zum D um ping in Art. X II T G  ein eingetretener oder drohender 
Schaden der Produktion des Importlandes.
Art. XI, Abs. 1 T G  stellt diese Praktik neben die Exportsubventionen. Dem 
G runde nach handelt es sich hierbei jedoch ebenfalls um eine Export­
subvention, weil der Zweck eines solchen Systems gerade die Exportförde­
rung  ist.
Schließlich regelt Art. XI, Abs. 3 T G  noch einen speziellen Fall unlauterer 
Handelspraktik. W enn in einem Land W aren aus Rohstoffen hergestellt 
werden, die unter M onopolbedingungen zu künstlich niedrigen Preisen er­
worben wurden, diese W aren in ein anderes Mitgliedsland exportiert werden 
und die bestehende nationale Produktion bedrohen, gibt der CE auf Antrag 
des sich betroffen fühlenden Staates ein G utachten ab, ob eine unlautere 
Handelspraktik vorliegt.
A ußer diesen Voraussetzungen m uß aber noch ein ungeschriebenes T at­
bestandsmerkmal erfüllt sein, weil der CE begutachtet, ob eine unlautere 
Handelspraktik vorliegt. Bisher wurde ihm kein einschlägiger Fall zur 
B egutachtung vorgelegt. D enkbar wäre etwa das Kriterium , daß der 
Verkaufspreis der W are unter dem Preis liegt, der unter normalen M arkt­
verhältnissen zustande gekomm en wäre, also zum Beispiel dann, wenn die 
Rohstoffe zu den üblichen Preisen eingekauft worden wären.
Vom Tatbestand des Art. XI, Abs. 3 T G  nicht um faßt ist der Fall, daß 
der Export der W are etwa die Errichtung einer nationalen oder zentral­
amerikanischen Industrie behindert, den zum Beispiel Art. X II aufführt. 
N eben den in Art. X I TG  geregelten Tatbeständen gibt Art. X III, Abs. 1 
T G  dem CE die Möglichkeit, weitere Sachverhalte als unlautere Handels­
praktiken zu qualifizieren. Art. X III, Abs. 1 la u te t: „W enn einer der Ver­
tragspartner der M einung ist, daß unlautere Handelspraktiken bestehen, 
die nicht in Art. XI aufgeführt sind, so kann er den Handel n ich t durch 
einseitigen Beschluß behindern, sondern m uß die Angelegenheit dem CE 
vorlegen, dam it dieser begutachtet, ob tatsächlich die Praktiken vorliegen. 
D er CE gibt innerhalb von 60 Tagen ein G utachten ab, gerechnet vom 
Tage des Empfangs einer entsprechenden M itteilung.“
Soweit ersichtlich, hat der CE bisher noch keinen Sachverhalt gemäß 
Aft. X III, Abs. 1 T G  als unlautere Handelspraktik qualifiziert. Andererseits
haben sich die W irtschaftsm inister einmal auf diese Vorschrift berufen. 
Es handelt sich um  den Fall der Sonderverbrauchssteuer in Nicaragua, wo­
m it dieses Land viele Produkte aus den übrigen Ländern des MCCA belegte, 
die nationalen W aren aber davon ausgenommen hatte. D ie W irtschafts­
m inister waren der M einung, es handele sich um  eine unlautere Handels­
praktik im Sinne von Art. X III, Abs. 1 TG, da durch die Verbrauchs­
steuer die Nachfrage nach Produkten aus dem übrigen Zentralamerika 
gedrosselt w erde". D ie vier M inister beschlossen, für alle Produkte aus 
Nicaragua eine Sicherheitsleistung in H öhe des Einfuhrzolls zu verlangen. 
W ährend Art. X I T G  bei der Regelung der unlauteren Handelspraktiken 
auf Exportförderung abstellt, nahmen die M inister erstmals eine unlautere 
Handelspraktik auch im Fall einer Im portrestriktion an, wobei sie sich 
auf Art. X III, Abs. 1 stützten. Für diese Qualifizierung waren jedoch nicht 
die M inister zuständig. Diese Aufgabe obliegt nach Art. X III dem CE.
ee) M aßnahm en
N ach Art. X III, Abs. 2 T G  kann jeder Vertragspartner, wenn er meint, 
unlautere Handelspraktiken lägen offenbar vor, vom CE die Erlaubnis er­
bitten, eine Sicherheitsleistung in H öhe der Einfuhrzölle zu verlangen. 
W enn der CE nicht innerhalb von acht Tagen den Fall begutachtet, kann 
der betroffene Vertragsstaat die Sicherheitsleistung verlangen, solange der 
CE nicht endgültig entschieden hat, Abs. 3.
Das Recht, eine Sicherheitsleistung zu verlangen, gilt in allen Fällen 
unlauterer Handelspraktik, also nicht nur im Fall des Abs. 1 des Art. XIII. 
D ie Sicherheitsleistung ist aber von der vorherigen G enehm igung des CE 
abhängig. D adurch soll sichergestellt werden, daß die Vertragsstaaten nicht 
einseitig den Freihandel blockieren.
Die Acht-Tage-Frist sieht der CE nicht als Ausschlußfrist an in dem 
Sinne, daß nach ihrem Ablauf der betroffene Staat unbeschränkt bis zur 
endgültigen Entscheidung des CE Sicherheitsleistung verlangen kann. Der 
CE nim m t vielmehr das Recht für sich in Anspruch, auch nach A blauf der 
Frist noch eine vorläufige Entscheidung zu fällen. Das ergibt sich konklu­
dent aus der Resolution 103100.
Honduras warf einer Firma in El Salvador vor, sie liefere Verpackungs­
schachteln für Kaffee zu D um pingpreisen, und forderte vom  CE die Er­
m ächtigung zur Forderung der Sicherheitsleistung. D er CE entschied erst 
nach Ablauf der Acht-Tage-Frist den Fall und erklärte die Forderung der 
Sicherheitsleistung, die Honduras inzwischen beim Zoll verlangte, für 
unzulässig, da Honduras keine Beweise für unlautere Handelspraktiken 
erbracht habe. D ie Sieca solle U ntersuchungen anstellen, damit der Fall 
endgültig entschieden werden könne. D en Einwand von Honduras, nach
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A blauf der Acht-Tage-Frist könne es von sich aus bis zur endgültigen 
Entscheidung des CE Sicherheitsleistung verlangen, beachtete der CE 
nicht.
D ie Sicherheitsleistung stellt ihrer A rt nach nur eine vorläufige M aßnahme 
gegen unlautere Handelspraktiken dar. Sie impliziert jedoch als endgültige 
M aßnahm e die Erhebung von Importzöllen. Von weiteren endgültigen M aß­
nahm en spricht Art. X IV  TG, der lautet: „Sobald der CE ein G utachten 
über unlautere Handelspraktiken abgegeben hat, teilt er den Vertragspartnern 
mit, ob es, gem äß diesem Vertrag, zulässig ist oder nicht, Schutzm aßnah­
men gegen diese Praktiken zu ergreifen.“ W elche konkreten M aßnahmen 
getroffen werden können, sagt der T G  nicht. Auch der CE hat darüber 
noch keine Entscheidungen gefällt.
ff) Unlautere Handelspraktiken von D rittländern 
D ie Vorschriften des T G  über unlautere Handelspraktiken betreffen 
den Handelsaustausch zwischen den M itgliedsländern des MCCA, regeln aber 
nicht derartige Praktiken von seiten der D rittländer. D ie Einfuhr von 
W aren aus D rittländern zu Dumpingpreisen etwa könnte leicht die erst 
im Entstehen begriffene Industrie Zentralamerikas gefährden und dadurch 
den Austausch zentralamerikanischer W aren innerhalb des MCCA drosseln. 
Um dieser Gefahr gemeinsam zu begegnen, haben die fün f Mitglieder des 
MCCA in Kap. III des „Protocolo al Convenio Centroamericano Equip.“ 
vom 31. Ju li 19Ó2101 Sonderregelungen über unlautere Handelspraktiken 
getroffen.
N ach Art. X II des Protokolls ergreifen die Vertragspartner alle notw en­
digen Schritte, um  unlauteren Handelspraktiken bei der W areneinfuhr aus 
D rittländern zu begegnen, insbesondere dem D um ping und den Export­
subventionen.
W enn eine Regierung multilaterale M aßnahm en für erforderlich erachtet, 
unterbreitet sie dem CE die Tatsachen, die nach ihrer M einung die u n ­
lautere Handelspraktik begründen. Der CE qualifiziert den Fall unter 
A nw endung der D efinitionen und Kriterien, die der T G  über diese Ma­
terie bezüglich des zentralamerikanischen Handelsaustausches gibt, Art. X III 
Protokoll.
W erden unlautere Handelspraktiken nachgewiesen, so wird gegen den 
Empfänger der W aren durch CE-Entscheidung eine Sanktion von 100 US $ 
pro B ruttokilo und 100% ad valorem der W are verhängt, unbeschadet 
jeder anderen Maßnahme, die der CE beschließt. D ie Entscheidung des CE 
ist für die Vertragspartner bindend. D ie Sanktion wird von der Regierung 
des Landes vollzogen, in dem der Im port erfolgte, Art. XIV Proto­
koll.
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Diese M aßnahm en -  100 US $ pro B ruttokilo  und 100% ad valorem der 
W are -  wurden, soweit ersichtlich, bislang noch n icht vom CE ver­
hängt.
c) Gesundheitspolizeiliche Vorschriften
Gemäß Art. III, Abs. 4 T G  müssen alle Ursprungswaren wie einheimische 
W aren behandelt werden. Sie sind von allen quantitativen Beschränkun­
gen oder anderen M aßnahm en befreit, m it Ausnahme von legalen Kontroll- 
m aßnahm en aus gesundheitspolizeilichen G ründen, aus G ründen der 
Sicherheit oder der polizeilichen Überwachung.
Die Vorschrift will die Freihandelswaren von allen Restriktionen befreien, 
um  einen ungehinderten Austausch zu gewährleisten. Ausgenomm en sind 
die polizeilichen M aßnahmen. U nter ihnen haben die gesundheitspolizei­
lichen M aßnahm en in der Praxis des MCCA eine besondere Bedeutung. 
Innerhalb dieser Kategorie sind wiederum die K ontrollen bei landw irt­
schaftlichen W aren von W ichtigkeit.
Alle Länder des MCCA verlangen bei landwirtschaftlichen W aren Ge­
sundheitszeugnisse, die je nach Land und A rt der W aren variieren102.
Diese Zeugnisse werden für Im port und  Export verlangt. In einigen 
Ländern müssen sie von einem K onsulat des im portierenden Landes m it 
einem Visum beglaubigt werden.
Dazu verlangen einige Länder noch Im port- oder Exportlizenzen des 
W irtschaftsministers, ohne die die Gesundheitszeugnisse nicht ausge­
stellt werden.
Schließlich müssen die W aren noch von einem Q uarantänebeam ten inspi­
ziert werden.
D ie Fülle dieser K ontrollen kann leicht zur Behinderung des Freihandels 
führen. In  einigen Fällen wurde der Freihandel sogar m it der B egründung 
unterbrochen, die W are verstoße gegen gesundheitspolizeiliche V or­
schriften.
So sperrte H onduras die Einfuhr von W einen aus Guatemala m it dieser 
Begründung. D er CE103 gab H onduras auf, genaue Angaben zu machen, 
gegen welche Vorschriften die W eine verstießen. H onduras berief sich dar­
aufhin nicht m ehr auf gesundheitspolizeiliche Vorschriften, sondern be­
gründete die Importsperre nunm ehr damit, die W eine seien keine U r­
sprungsware. D er CE entschied aber durch Resolution 63104, die W eine 
seien Ursprungsware.
In einem anderen Fall verlangte Honduras, die aus El Salvador im portierten 
Eier m üßten in neuen Behältern eingeführt werden, da die Benutzung 
schon gebrauchter Behälter gesundheitsschädigend sei. In H onduras selbst 
brauchten Eier nicht in neuen Behältern transportiert zu werden.
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D er CE sah darin einen V erstoß gegen den Gleichbehandlungsgrundsatz 
des Art. III, Abs. 4 T G  und entschied durch Resolution 73105, die M aß­
nahm en seien m it dem im T G  festgelegten Freihandel n icht vereinbar. 
Einige der im Rahmen der gesundheitspolizeilichen M aßnahm en gefor­
derten Zertifikate sind m it Art. III, Abs. 4 T G 106 nicht vereinbar.
D ie Gesundheitszeugnisse selbst sind gerechtfertigt, da sie verhindern 
sollen, daß K rankheiten eingeschleppt werden. Es gibt jedoch auch Zweifel 
an der R ichtigkeit des im Zertifikat bezeugten Inhalts. Guatemala sperrte 
die Einfuhr von Salz aus El Salvador, weil es bezweifelte, daß das Salz, 
wie das Zertifikat auswies, m it Jod  versetzt sei. In Guatemala besteht ein 
Gesetz, nach dem dem Salz Jod  beizugeben ist. D am it soll der Jodm angel 
breiter Bevölkerungskreise beseitigt werden, der zu Funktionsstörungen der 
Schilddrüse führt.
D er CE erklärte in seiner Resolution 57107, die Gesundheitszeugnisse, die 
in legaler W eise von der Regierung eines zentralamerikanischen Landes 
ausgestellt seien, m üßten in allen Ländern der Region anerkannt werden. 
Das Visum des Konsulats soll beglaubigen, daß das Gesundheitszeugnis 
vom zuständigen Beamten ausgestellt ist. In den zentralamerikanischen 
Ländern ist die Zahl der Quarantänebeam ten gering und überschaubar. Es 
ließe sich leicht eine Liste aller Beamten m it Unterschriftsprobe aufstel­
len und an die Zolläm ter verteilen. D adurch könnte der Zoll leicht die 
Richtigkeit der U nterschrift prüfen, und ein Visum wäre überflüssig. 
H inzu kom m t, daß die landwirtschaftlichen W aren zum größten  Teil in 
den grenznahen Gebieten ausgetauscht werden, die K onsulate aber zu­
meist ihren Sitz in der H auptstadt des jeweiligen Landes haben. D adurch 
ist ein Visum nur m it großem  Aufwand an Zeit und M itteln zu erhalten. 
Dies stellt eine unnötige Behinderung des Freihandels dar, die m it dem TG  
nicht vereinbar ist.
Schließlich stellen die Export- oder Importlizenzen der W irtschaftsm inister 
bei diesen W aren nach Art. III, Abs. 4 T G  unzulässige Restriktionen dar, 
die ihren G rund in einer wirtschaftspolitischen M engenbeschränkung, nicht 
aber in gesundheitspolizeilichen Erwägungen haben.
Die Sieca108 hat Vorschläge unterbreitet, die darauf abzielen, die gesund­
heitspolizeilichen Vorschriften für landwirtschaftliche W aren in den fünf 
Ländern zu harmonisieren und den Erfordernissen des Freihandels im Ge­
meinsamen Markt anzupassen. N ach diesen Vorschlägen sollen u. a. in jeder 
Zollstelle Q uarantänebeam te tätig sein und die Konsulatsvisa sowie die 
Export- und Im portlizenzen abgeschafft werden. D er CE hat die Vor­
schläge in seiner Resolution 4 109 gutgeheißen und an die Landwirtschafts­
minister zur Prüfung weitergeleitet. Bisher wurden sie jedoch nicht ver­
wirklicht.
d) Sonstige Beschränkungen für Freihandelswaren
N ach Art. III, Abs. 4 T G  werden die Ursprungswaren in allen Mitglieds­
staaten wie einheimische W aren behandelt und  sind von allen quantitativen 
oder anderen Beschränkungen und M aßnahm en befreit.
U nter die verbotenen Beschränkungen fällt zunächst einmal jede M engen­
beschränkung und jedes Im portverbot, dann aber auch jedes Exportverbot. 
D enn Art. III T G  will den unbeschränkten Austausch der Ursprungswaren 
im MCCA gewährleisten. Z u diesem Austausch gehört nicht nu r die unge­
hinderte Einfuhr, sondern auch die Ausfuhr. D er CE hat dies in einem 
Fall, der ein Exportverbot betraf, deutlich gemacht.
D a rohes Rindsleder auf dem zentralamerikanischen M arkt knapp war, 
verfügte die Regierung Nicaraguas im O ktober 1966 ein Exportverbot für 
diese W are. Eine nicaraguensische Firma konnte dadurch einen Vertrag 
m it einer Firma in H onduras nicht m ehr erfüllen. H onduras brachte den 
Fall vor den CE. Er entschied in seiner Resolution 6411 , das Export­
verbot verstoße gegen den T G  und N icaragua habe unverzüglich den 
Freihandel wieder herzustellen.
Eine weitere Beschränkung des Freihandels hat sich im MCCA durch die 
E inführung einer sogenannten Handelslizenz ergeben.
Ein Gesetz in N icaragua verlangt, daß Im porteure eine Handelslizenz ha­
ben müssen, die gegen eine bestim m te G ebühr jährlich zu erneuern ist. 
O hne die Handelslizenz kann keine W are im portiert werden. Die Frei­
handelswaren im MCCA sind davon nicht ausgenommen.
Die Sieca gab ein G utach ten111 ab, das zu dem Schluß kom m t, das Ge­
setz sei auf den Handel m it Freihandelswaren nicht anwendbar. Sie stützte 
sich dabei auf Art. 3 CAUCA112, unter dessen Buchstaben m) als natio­
nale W are definiert ist: die N aturprodukte und hergestellten Produkte 
eines jeden Landes und  diejenigen, die nach dem T G  Freihandel genießen. 
Daraus schließt die Sieca, da die Freihandelswaren als nationale W aren 
gelten, könne bei ihrer Einfuhr nach Nicaragua n icht von „Im port“ im 
Sinne des Gesetzes die Rede sein.
D er CE erklärte, die Handelslizenz verstoße gegen den TG, und beschloß 
durch Resolution 84113, Nicaragua müsse die A nw endung des Gesetzes 
über Handelslizenzen bei zentralamerikanischen Einfuhren suspendieren. 
Das Erfordernis der Handelslizenz zur E infuhr von Freihandelswaren ver­
stöß t in verschiedener H insicht gegen den TG. Z um  einen ist es unver­
einbar m it dem Gleichbehandlungsgrundsatz des Art. III, Abs. 4 TG, 
nach dem Ursprungswaren wie einheimische W aren zu behandeln sind. Für 
nicaraguensische W aren verlangt das Gesetz keine Handelslizenz.
Z um  anderen verstößt es gegen das Verbot jeglicher Restriktionsm aßnah­
men in Art. III, Abs. 4 TG. D ie Beschränkung liegt schon in der einfachen
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Forderung nach einer Handelslizenz für Freihandelswaren und wird noch 
verschärft durch die Tatsache, daß dafür eine jährliche G ebühr erhoben wird. 
D a ohne die Lizenz keine W aren im portiert werden dürfen, läuft die Ge­
bühr auf eine allgemeine Im portabgabe für Freihandelswaren hinaus, die je­
doch nach Art. III, Abs. 2 T G  unzulässig ist.
Außerdem  liegt ein Verstoß gegen Art. VII T G  vor. Danach darf kein 
Signatarstaat Vorschriften über die Verteilung oder den Verkauf von 
W aren erlassen, die die Ursprungswaren eines anderen Mitgliedslandes 
gegenüber gleichen einheimischen W aren benachteiligen können.
D er Im porteur wird regelmäßig die G ebühr für die Handelslizenz durch 
Preiserhöhungen der W aren von sich abwälzen, wodurch diese W aren 
gegenüber einheimischen W aren benachteiligt sein können.
5. Ausnahmen vom Freihandelsprinzip
Von dem G rundsatz des Freihandels für alle Ursprungswaren macht 
Art. IV T G  eine Ausnahme für die W aren, die im Annex „A“ des TG  
aufgeführt sind. Sie unterliegen Sonderregelungen. N ach Ablaut des fünf­
ten Jahres nach Inkrafttreten des T G  tritt für diese W aren automatisch 
Freihandel ein, wenn nicht im Annex „A“ etwas anderes vorgesehen ist. 
Im  Annex „A“ hat jedes Land m it jedem anderen eine W arenliste, die die 
Bezeichnung der W are, ihre Klassifizierung nach der Zollnom enklatur 
N A U CA  und die A rt der Sonderregelung enthält. Z ur Erläuterung und 
D efinition der Sonderregelungen ist im Annex „A“ eine allgemeine 
N o te  vorangestellt worden.
Folgende Sonderregelungen bestehen im Annex „A“ :
Vorzugstarife (Beispiel: Liste Guatemala-Honduras, 851-02 Schuhe aller Art) 
N ach Ziff. 2 und 3 der N o te  um faßt der Vorzugstarif alle Abgaben, die auf 
den W arenaustausch zwischen den Partnern erhoben werden, also Zölle, 
Konsulargebühren und andere Einfuhrabgaben.
Mengenbeschränkungen (Beispiel: Liste Guatemala-Nicaragua, 112-02-00Frucht- 
säfte)
Bis zur H öhe der K ontingente genießen die W aren Freihandel, ebenso die 
von einer Regierung bewilligten Zusatzkontingente. D ie darüber hinausge­
henden W arenm engen werden normal verzollt (Ziff. 4 der N ote).
Import- und Exportkontrollen (Beispiel: Liste Guatemala-Nicaragua, 412-07-00 
K okosnuß-Ö l, 282-01-00 Eisen- und Stahlschrott)
Ihre A nwendung ist den Regierungen freigestellt. W erden die K ontrollen 
angewandt, so genießen die W aren nur Freihandel, wenn eine entspre­
chende Im port- oder Exportlizenz erteilt ist. Ist sie nicht erteilt, unterliegen die 
W aren den allgemeinen Zöllen, M engenbeschränkungen etc. (Ziff.5 der N o te ).
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Freihandel abhängig von vorheriger Einfuhrzollangleichung (Beispiel: Liste 
Guatemala-Nicaragua, 122-02-00 Zigaretten)
D ie Angleichung gilt als erreicht, wenn zwischen den beiden Partnern der 
gleiche Zollsatz gültig  ist (Ziff. 7 der N ote).
Freihandel abhängig von der Unterzeichnung eines Sonderabkommens (Beispiel: 
Liste Guatemala-Nicaragua, 665-01-00 Glasbehälter114)
Bei einer Sonderregelung hatte der CE zu entscheiden, ob die Unterzeich­
nung  eines Sonderabkommens Bedingung für den E intritt des Freihandels 
war. Es handelte sich um den Austausch von Mais, Reis, Hirse und Boh­
nen zwischen Costa Rica und den übrigen Mitgliedsländern. Bei diesen 
W aren sieht der Annex „A“ M engenbeschränkungen vor. In der Sonder­
regelung heißt es dann w eiter: „Freihandel m it Beginn des fünften Jahres 
ab Inkrafttreten der TG. Innerhalb eines Zeitraumes von nicht m ehr als 
drei Jahren ab Inkrafttreten des T G  werden die Vertragsparteien ein Son­
derabkommen unterzeichnen, um den Handel zu regulieren, die Versor­
gungspolitik zu koordinieren und die größtm ögliche Freiheit des Handels 
zu sichern.“
Außer Costa Rica waren alle Länder der Meinung, m it Beginn des fünften 
Jahres ab Inkrafttreten des TG, also des 4. Ju n i 1965, bestehe Freihandel 
für diese W aren. Costa Rica dagegen vertrat die Ansicht, erst nach Ab­
schluß des Sonderabkommens komm e Freihandel zum Zuge. Dieses Abkom­
men war aber am 4. Ju n i 1965 noch nicht abgeschlossen. D ie Sieca kam 
in einem G utach ten115 zu dem Schluß, das Sonderabkommen sei keine 
Bedingung für den Freihandel dieser W aren. Einmal spreche der W ortlaut 
der Sonderregelung klar vom Freihandel m it Beginn des fünften Jahres ab 
Inkrafttreten des TG. H ätten die Vertragsparteien das Abkommen als 
Bedingung gewollt, so hätten sie eine andere Form ulierung gewählt, wie sie 
es zum Beispiel in der Liste Guatemala-Costa Rica, 121-01-00 für Tabak 
getan hätten, wo es heißt „Freihandel, wenn ein Sonderabkommen un ter­
zeichnet ist . . .“ Z um  anderen handele es sich um eine Ausnahme vom 
Freihandelsprinzip, die daher eng anzulegen und nicht m it der Klausel 
beim Tabak gleichzusetzen sei.
D er CE entschied durch Resolution 39116, die W aren genössen m it Be­
ginn des fünften Jahres ab Inkrafttreten des T G  Freihandel. Dieser sei 
nicht von der U nterzeichnung des Sonderabkommens abhängig.
D ie A rgum entation der Sieca ist zutreffend. H ätten  die Vertragspartner 
eine Bedingung zwischen Freihandel und dem Abschluß des Sonder­
abkommens treffen wollen, so hätten sie eine andere Form ulierung gewählt. 
Das haben sie außer in dem von der Sieca erwähnten Fall des Tabaks zum 
Beispiel auch in der Liste Guatemala-Nicaragua, 665-01-00 Glasbehälter 
gemacht, wo die Sonderregelung lautet: „Libre comercio sujeto a un
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protocolo especial“ (Freihandel einem Spezialprotokoll unterworfen). 
Das Sonderabkommen („Protocolo Especial de Granos“) wurde am 28. O k­
tober 1965 unterzeichnet.
D ie Sonderregelungen im Annex „A“ haben unterschiedliche Dauer. In 
der Regel endeten sie gemäß Art. IV T G  nach A blauf des fünften Jahres 
nach Inkrafttreten des T G 117. Einige endeten schon früher (z. B. Liste 
Guatemala-Nicaragua, 821-09-01 M atratzen: Freihandel ab 4. Jahr). 
Schließlich bestehen einige zeitlich unbegrenzt (z.B. Liste Guatemala-Nica­
ragua, 061 Rohrzucker: Im portkontrolle) oder sind vom E intritt einer auf­
lösenden Bedingung abhängig gemacht (Zollangleichung oder Unterzeich­
nung  eines Sonderabkommens).
D ie Sonderregelungen im Annex „A“ sind demnach in drei G ruppen ein­
zuteilen, sie sind
a) von unbegrenzter D auer118,
b) von begrenzter Dauer,
c) von bedingter D auer119.
U nter welchen Voraussetzungen die Sonderregelungen abgeändert werden 
können, bestim m t Art. IV, Abs. 2 TG. D ort heißt es: „Dichas modalidades 
y requisitos sólo podrán ser modificados previa negociación multilateral 
en el Consejo Ejecutivo. El Anexo A forma parte integrante de este Tra- 
dado.“ („Diese M odalitäten und Erfordernisse können nur abgeändert wer­
den nach vorheriger multilateraler Verhandlung im Exekutivrat. Der 
Annex A ist ein integraler Bestandteil dieses Vertrages.“)
Schon zu Beginn der MCCA ergab sich die Frage, ob die multilaterale 
V erhandlung im CE das einzige Erfordernis für die Abänderung sei oder ob 
noch die U nterzeichnung eines Abkommens hinzukom m en müsse. Die 
Sieca legte dem CE über diese Frage ein G utach ten120 vor, in dem sie zu 
dem Schluß kam, die multilaterale V erhandlung im CE sei ausreichend, 
Art. IV T G  wolle durch die Verhandlung sicherstellen, daß die Interessen 
der übrigen M itglieder nicht verletzt würden. Ein Abkommen sei aber 
nicht erforderlich; denn andernfalls hätte man dies ausdrücklich geregelt, 
wie zum Beispiel in Art. X X V III TG.
Dieser Artikel bestim m t: „Las partes contratantes convienen en efectuar 
consultas en el Consejo Ejecutivo, con anterioridad a la suscripción entre 
ellos de nuevos tratados que afecten el libre comercio.“ („Die Vertrags­
parteien kom m en überein, bevor sie neue Verträge miteinander unter­
zeichnen, die den Freihandel berühren, im Exekutivrat K onsultationen 
durchzuführen.“)
D er CE konnte sich nach dem G utachten der Sieca nicht entscheiden 
und wollte erst noch weitere G utachten zentralamerikanischer Juristen 
einholen121. D och schon in seiner nächsten Sitzung ging der CE ohne
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diese G utachten und ohne jede weitere Erörterung des Problems davon 
aus, daß zur Abänderung der Sonderregelungen diese Verhandlungen im 
CE ausreichend seien. So beschloß er, die Q uote für Farbe (NAUCA 
533-03-01) der Liste Honduras-Nicaragua von 70 000 kg auf 140 000 kg zu 
erhöhen. Diese Vereinbarung sollte aber erst m it dem Austausch von 
N oten  der A ußenm inister wirksam werden, der binnen 30 Tagen nach 
dem Ende der Sitzung des CE zu erfolgen hatte122.
Aus der Akte ist keine B egründung des CE für die N otw endigkeit des 
Notenaustausches ersichtlich. In  einem späteren Fall erhob der CE diese 
Forderung auch n icht mehr. Er entschied sich m it Stim m enm ehrheit für 
eine Zollsenkung für Kekse in der Liste Honduras-Costa Rica . Guatemala 
und El Salvador vertraten die Ansicht, die Veränderung der Sonderrege­
lung bedürfe eines Abkommens, die übrigen Mitglieder aber hielten die 
V ereinbarung im CE für ausreichend.
D ie Ansicht des CE und  der Sieca hinsichtlich der Abänderung der Son­
derregelungen im Annex „A“ ist nicht überzeugend. Aus dem W ortlau t 
des Art. IV, Abs. 2 T G  läßt sich nicht schließen, daß die Sonderregelun­
gen durch V ereinbarung des CE abgeändert werden können. D ie W orte 
„previa negociación“ bedeuten „nach vorhergehender V erhandlung , nicht 
aber „durch V erhandlung“. W enn  aber V erhandlungen des CE vorauszu­
gehen haben, dann m uß ein weiterer A kt folgen. Dieser Akt ist die U nter­
zeichnung eines Abkommens. In Art. IV, Abs. 2 heißt es u. a . : „Der A n­
nex A ist integraler Bestandteil dieses Vertrages.“ Ist er aber ein Teil des 
T G , so kann er auch nur in der gleichen W eise verändert werden, wie er 
geschlossen wurde, nämlich durch multilateralen Vertrag. D ie vorherige 
V erhandlung des CE hat den Sinn, das Integrationsorgan einzuschalten, 
das m it den Einzelfragen des MCCA vertraut ist, um  mögliche U nstim m ig­
keiten im Vertragswerk auszuschließen.
II • Z O L L U N IO N
In Art. I T G  haben sich die Signatarstaaten zur Errichtung einer Z oll­
union verpflichtet. In dieser Zollunion werden alle Zollbarrieren innerhalb 
der Mitgliedsländer fallen und alle W aren ohne U nterschied ihrer H er­
kunft frei zirkulieren. Unbeschränkter Handel aller W aren im Inneren 
setzt einen gemeinsamen Zoll nach außen voraus. D aher haben die M it­
gliedsländer des MCCA in Art. II T G  die Verpflichtung zur Schaffung 
eines einheitlichen zentralamerikanischen Außenzolls nach Maßgabe des 
Conv. Equip. (Zentralamerikanisches Abkommen über A ngleichung der 
Im portzölle) übernom men. Dieses Abkommen war bereits 1959 -  also ein
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Jahr vor dem T G  — auf G rund des Multilateralen Freihandelsvertrags von 
1958 geschlossen worden und bildet im MCCA die G rundlage für die Z oll­
angleichung.
D er Conv. Equip, sieht die A ngleichung der Im portzölle auf drei ein­
heitlichen Basen vor: der W arenbezeichnung, der Zollberechnung und der 
Angleichungsmodalitäten.
1. Warenbezeichnung
N ach Art. I, Satz 2 Conv. Equip, wird die N A U CA  („N om enclatura Aran­
celaria Uniforme Centroamericana“) als einheitliche Zollnom enklatur über­
nomm en. Diese Z ollnom enklatur wurde von einem Subkomitee des CCE 
in den 50er Jahren ausgearbeitet. Das K om itee nahm  als G rundlage die 
von der U N O  erarbeitete CUCI („Clasificación Uniforme para el Comercio 
Internacional“) 124 D er CCE empfahl dann den Regierungen durch Re­
solution 18125, die N A U CA  anzunehm en. Einige Staaten wandten dann 
zu Statistikzwecken in den folgenden Jahren die N A U CA  an. Rechtsver­
bindlich wurde die N A U CA  aber erst durch den Conv. Equip.
2. Zollberechnung
D er gemeinsame Im portzoll setzt sich nach Art. V Conv. Equip, aus zwei 
Teilen zusam men: einem Zoll ad valorem und einem spezifischen Zoll. 
Als ad-valorem-Grundlage wird der CIF-W ert der W are genom m en; das 
bedeutet K osten der W are im Im porthafen, die sich aus den K osten der 
W are selbst im Exporthafen, den Transportkosten und den K osten für die 
Versicherung zusammensetzen.
Als Belastungseinheit des spezifischen Zolls n im m t man das Bruttokilo. 
Die Zollhöhe ist in US $ ausgedrückt.
Um eine effektiv einheitliche Zollbelastung in allen Mitgliedsländern 
zu gewährleisten, wurde zum Zweck der Zollberechnung in Art. VI Conv. 
Equip, eine feste Parität der jeweiligen Landeswährung zum US $ festge­
setzt. W enn ein Land den W echselkurs zum  US $ ändert, ist es verpflich­
tet, die Zölle entsprechend zu modifizieren.
Die Staaten sind nach Art. V Conv. Equip, verpflichtet, keine anderen Ab­
gaben beim Im port zu erheben als die im Abkommen vereinbarten. Beste­
hen m it N ichtsignatarstaaten Abkommen, die niedrigere Zölle als der 
Conv. Equip, vorsehen, so müssen die Abkommen neu ausgehandelt werden 
(Art. VII Conv. Equip.).
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3. Angleichungsmodalitäten
D er „Convenio“ kennt gemäß Art. II zwei Arten der A ngleichung.
a) eine sofortige A ngleichung;
die Liste „A“ des „Convenio“ enthält die einheitlichen Zölle und W aren, 
die sofort, d. h. m it Inkrafttreten des „Convenio“ wirksam werden;
b) eine Übergangsregelung;
die Liste „B“ des „Convenio“ enthält die W aren, die unter die Uber­
gangsregelung fallen. Danach werden die Zölle stufenweise angeglichen. 
U nter I der Liste „B“ ist der zu erreichende Einheitszoll genannt, II führt 
den Zeitraum  an, binnen dessen die Zölle angeglichen werden sollen, 
und III gibt die Anfangszölle für jedes einzelne Land an.
Die Liste „B“ hat 5 Annexe, in denen für jedes der fünf Mitgliedsländer 
die Zölle aufgeführt sind, die in jedem Jahr der Übergangszeit gelten.
D ie jährliche Erhöhung oder Senkung der Zölle in R ichtung auf den 
Einheitszoll m uß gleichmäßig sein. Sie darf nach Art. XIV, Abs. 5 Conv. 
Equip, nicht unter dem Q uotienten  liegen, der sich aus der Division der 
Summe der Zollveränderungen durch die Anzahl der Jahre der Über­
gangszeit ergibt.
Diese N orm  hielten die Staaten in einem Fall nicht ein. Sie hatten für 
Synthetikgarne im Protokoll zum Conv. Equip, vom 31. Ju li 1962 eine 
stufenweise Zollangleichung vereinbart. Gleichwohl führte Honduras 
weiterhin diese W aren zu 1,1 US $ per B ruttokilo ein, w orauf das Hoch- 
zolland Nicaragua (6 US $ per B ruttokilo) den Freihandel für die in 
H onduras aus Synthetikgarn hergestellten Oberhemden unterbrach. Um 
eine endgültige Lösung zu erreichen, schuf man eine Sonderregelung für 
Synthetikgarne im „Acuerdo Especial“ vom 7. Februar 1965, die eine nicht 
gleichmäßige stufenweise A ngleichung vorsieht. So kann zum Beispiel 
Guatemala während der Übergangszeit in jedem Jahr den gleichen Zoll 
erheben. Außerdem schuf man unterschiedliche Im portzölle für den Handel 
im allgemeinen (Art. II Acuerdo Especial) und für die Bekleidungsindu­
strie (Art. III Acuerdo Especial).
D ie Zollangleichung wurde durch sieben Protokolle zum Conv. Equip, 
vervollständigt:
1) 1. Protokoll von Managua vom 13. Dezember I9601 ;
2) Protokoll von San José vom 31. Ju li 1962127;
3) 1. Protokoll von San Salvador vom 29. Januar 1963128;
4) Protokoll von Guatemala vom 1. A ugust 1964129;
5) Acuerdo Especial vom 7. Februar 1965130;
6) 2. Protokoll von San Salvador vom 5. Novem ber 1965131;
7) 2. Protokoll von Managua vom 16. Novem ber 1967132.
55
Insgesamt konnten von den 1535 in der N AU CA  enthaltenen W arenposi­
tionen 1497 vereinheitlicht w erden133. Das sind im m erhin 97,5% aller 
W arenpositionen. Die verbleibenden 38 Positionen machen jedoch einen 
beträchtlichen Teil der Einfuhren der fün f Länder aus. Bei diesen W aren 
handelt es sich in der Hauptsache um  Autos, Erdöl und dessen Derivate 
und einige technische Geräte, deren Zölle einen wesentlichen Anteil an 
den Einkünften der Länder ausmachen. D ie Einfuhr dieser W aren beträgt 
im D urchschnitt für alle Länder 17,7%, wobei Guatemala m it 30% den 
ersten und H onduras m it 13,6% den letzten Platz einn im m t134.
Die Vereinheitlichung dieser Zölle stieß bisher auf große Schwierigkeiten. 
D och selbst wenn sie gelingen sollte, wäre die Errichtung einer Z oll­
union noch nicht in greifbarer Nähe, da die Länder dann vor. die N o t­
wendigkeit gestellt würden, ein System zur V erteilung der Zolleinkünfte 
zu vereinbaren135, da bei Freihandel für alle W aren die Im porte aus 
D rittländern sehr wahrscheinlich in das Land eingeführt würden, das die 
günstigsten Bedingungen zur E infuhr aufweist, wie zum Beispiel Hafen­
anlagen etc.
D er CEC beschloß daher im März 1969 in seiner Resolution 54136, in naher 
Z ukunft ein Abkommen zu unterzeichnen, das die schrittweise Verwirk­
lichung einer Zollunion regeln sollte. Der bewaffnete K onflikt zwischen 
El Salvador und H onduras unterbrach jedoch diese Anstrengungen.
4■ Veränderung des gemeinsamen Außenzolls
D er gemeinsame Außenzoll ist neben dem Freihandel das konstitutive 
Element des MCCA. Er soll zusammen m it dem erweiterten Markt als 
Stimulans für die zentralamerikanische Produktion, insbesondere die Indu­
strie wirken. Eine adäquate Zollpolitik setzt voraus, daß einmal die H öhe 
des Zolls die Industrie begünstigt, zum anderen aber der Zollschutz auch 
im entscheidenden Augenblick gew ährt wird. Das bedeute t: der gemeinsame 
Außenzoll m uß der jeweiligen Entw icklung der Industrie rasch angepaßt 
werden. Dieses Erfordernis ist in Zentralamerika n icht erfüllt.
D er Außenzoll wird in der Regel nu r sehr langsam verändert. Nach 
Art. X II Conv. Equip, wird auf A ntrag eines Staates der gemeinsame 
Außenzoll „. . . a traves de la Comisión Centroamericana de Comer­
cio , . . “137 („durch die Zentralamerikanische Handelskommission“) neu 
verhandelt. Das bedeutet aber nicht, daß ein Beschluß des CE die Zölle 
wirksam verändern kann. In der Praxis hat man ein anderes Verfahren 
befolgt. D ie vom CE neu verhandelten Außenzölle wurden jeweils in ein 
Protokoll138 zum  Convenio Equiparación aufgenommen, das dann von 
den Parlamenten ratifiziert wurde. In der Regel verstrichen zwischen der
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U nterschrift und dem Inkrafttreten mehrere Jahre. So trat zum Beispiel 
das am 1. A ugust 1964 Unterzeichnete Protokoll von Guatemala erst am
4. Mai 1967 in Kraft.
M it dieser Starrheit des Außenzolls befaßte sich erstmals eine gemeinsame 
Konferenz der W irtschafts- und Finanzminister Zentralamerikas im April 
1965139. Sie beauftragte die Sieca m it der Ausarbeitung eines Abkommens­
entwurfs, der die Veränderung des Außenzolls flexibler gestalten sollte. 
D ie Sieca legte dem CE daraufhin ein Projekt140 vor, das folgendes Verfah­
ren vorsah: ein Abkommen sollte für jede W are ein M aximum und M ini­
m um  des Zolls festlegen. Innerhalb dieses Spielraumes sollte der CEC je­
weils die H öhe des Zolls festsetzen können, der dann von jeder Regierung 
durch D ekret in K raft gesetzt werden sollte. Der CE wollte das Problem 
jedoch erneut studieren und verschob eine Entscheidung. Im  Novem ber 
1967 beschäftigte sich dann der CEC m it dieser Frage. Diesmal un ter­
breitete die Sieca einen weitergehenden Vorschlag141. D er CEC solle, wie 
im ersten Projekt, die H öhe des Zolls festlegen, wirksam werden solle er 
jedoch durch Veröffentlichung in einem zu schaffenden A m tsblatt („Gaceta 
Oficial Centroamericana“).
D er CEC142 kam zu dem Schluß, diese Lösung entspreche am besten den 
Erfordernissen der Integration, werde aber sicher auf den W iderstand 
einiger Länder stoßen.
Auch eine gemeinsame Konferenz des CEC, des Zentralamerikanischen 
W ährungsrates und der Finanzm inister143 kam zu einem ähnlichen Er­
gebnis. Sie erklärten, es sei noch nicht die Stunde gekomm en, ein Organ 
des MCCA m it einer so m arkanten supranationalen Zuständigkeit auszu­
statten.
Gelang es bisher auch nicht, einen Modus zur schnellen V eränderung des 
gemeinsamen Außenzolls für alle W aren zu schaffen, so konnte man doch 
einen Schritt in R ichtung eines flexibleren Außenzolls für einige W aren der 
Baumwolltextilindustrie tun. In Art. XI des 2. Protokolls von Managua setzte 
man für vier Baumwollstoffarten jeweils einen Minimum- und M aximumzoll 
fest. D ie genaue H öhe des Zolls wird dann nach einem besonderen Ver­
fahren, das Art. X II regelt, festgesetzt.
M it Inkrafttreten des Protokolls werden zunächst die M inimumzölle ange­
wandt. Jede der Vertragsparteien kann aber bei zwei der vier Stoffarten 
(es handelt sich um  die Zollnum m ern 652-02-03 und 1652-02-04) eine 
Erhöhung der Zölle bis zur H öhe des M aximumzolls verlangen, wenn 
folgende Voraussetzungen erfüllt sind: die bisherige Zollhöhe m uß unzu­
reichend sein, um  die zentralamerikanische Produktion dieser W aren zu 
stimulieren, oder die E rhöhung dient zur Verhinderung unlauterer Handels­
praktiken.
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Zunächst untersucht die Sieca die Tatsachen, die den A ntrag stützen, 
und unterbreitet dann dem CE den Fall. Dieser entscheidet gemäß Art. XII 
Conv. Equip, und empfiehlt dem CEC, die neuen Zölle festzusetzen.
D er CEC trifft seine Entscheidung über die neuen Zölle einstimmig. 
D er Beschluß des CEC wird binnen zehn Tagen nach Ende der Sitzung, 
in der der CEC die neuen Zölle festgesetzt hat, den Vertragsparteien von 
der Sieca m itgeteilt. Binnen fünfzehn Tagen nach dieser M itteilung faßt 
jede Regierung einen Beschluß, die neuen Zölle in K raft zu setzen. 
Dieser Beschluß m uß innerhalb von zwei M onaten nach Schluß der oben 
genannten Sitzung des CEC im Gesetzesblatt jedes Landes veröffentlicht 
werden. Acht Tage nach der Veröffentlichung werden die neuen Zölle 
wirksam. Jede Veränderung der Zölle bei den zwei oben erwähnten Baum­
wollstoffen bewirkt eine autom atische Anpassung der Zölle der beiden 
restlichen in Art. XI aufgezählten Stoffarten, dergestalt, daß der Abstand 
des spezifischen Zolls zwischen diesen und jenen jeweils 0,50 US $ per 
Bruttokilo bleibt.
D er CE kann dem CEC empfehlen, die von ihm vereinbarten Zölle wieder 
zu senken bis zum Minimalzoll. D ie Voraussetzungen einer solchen Sen­
kung sind: D ie M aßnahm e m uß dazu dienen,
1. ungerechtfertigte Preiserhöhungen zu bekämpfen, oder
2. Praktiken, die die M arktbedingungen verzerren, oder
3. unnötige Investitionsduplikationen in der Baum wolltextilindustrie zu 
vermeiden.
Dieses neue Verfahren zur Veränderung des gemeinsamen Außenzolls 
wurde bisher noch nicht in der Praxis angewandt, da das im November 
1967 Unterzeichnete 2. Protokoll von Managua erst am 23. März 1969 in 
K raft getreten ist und die Arbeit des CEC seit dem bewaffneten K onflikt 
zwischen El Salvador und H onduras im Ju n i 1969 unterbrochen ist.
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C • IN D U S T R IE F Ö R D E R U N G
I • IN T EG R A T IO N SIN D U ST R IE
Innerhalb der zentralamerikanischen Integrationsbestrebungen m ißt man 
der Industrialisierung der Region eine hervorragende Bedeutung bei. Sie 
soll der M otor zur H ebung des Lebensstandards sein. D ie Industrialisie­
rung soll neue Arbeitsplätze schaffen und zur Im portsubstitution beitra­
gen, um  die einseitige A bhängigkeit der Volkswirtschaften vom Devisen­
erlös der wenigen Exportprodukte wie Kaffee und Bananen zu verringern. 
Schon auf seiner 1. Sitzung im Jahre 1952 beschäftigte sich der CCE m it 
der Industrialisierung in Zentralamerika und bat die CEPAL um  die Aus­
arbeitung von Projekten zur Errichtung neuer Industrien und zur Verbes­
serung und Rationalisierung schon bestehender Industrien, wobei Priori­
täten gesetzt und  die Entwicklung auf der G rundlage der Gegenseitigkeit 
für alle fünf Länder berücksichtigt werden sollte1.
Die CEPAL legte in der 3. Sitzung des CCE 1956 ein D okum ent2 vor. 
Darin nannte sie die Industriezweige, die für die Integration von Bedeu­
tung  sind: Erdölraffinerien, D üngem ittel, Schädlingsvernichtungsmittel, 
Pharmazeutika, Autoreifen und -schlauche, Farben, Firnisse und Färbemittel, 
Glas, Keramik, Plastik- und Metallbehälter, Fischereiprodukte, Schweiß­
rohre, Zellstoff- und Papierfabrikation.
D er CCE erklärte in dieser Sitzung in seiner Resolution 263, für die w irt­
schaftliche Integration Zentralamerikas sei ein Abkommen von grund­
legender Bedeutung, das Anreize für die Industrien biete, die regionalen 
Charakter haben sollten, sogenannte Integrationsindustrien („industria re­
gional de integración“). Gleichzeitig bat er das Sekretariat der CEPAL um 
den E ntw urf eines Abkommens, das bestimmte, was unter Integrations­
industrie zu verstehen sei und welche Anreize ihr gew ährt werden sollten. 
D er E ntw urf sollte dann von Experten der fünf Länder geprüft werden. 
D ie Experten fügten in den CEPAL-Entwurf einige N euerungen ein und 
legten das Projekt4 dem CCE vor. Es enthält in 41 Artikeln genaue Be­
stim m ungen über den Status der Integrationsindustrie, den Standort und 
das Prinzip der Gegenseitigkeit, die Kapitalzusammensetzung, Steuer­
erleichterungen und Verpflichtungen der Industrie sowie die G ründung
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eines zentralamerikanischen Fonds zur industriellen Entwicklung. Der 
CCE hielt jedoch eine Vereinfachung des Abkommens für notwendig. 
Es sollte sich darauf beschränken, die G rundzüge der Integrationsindustrie 
zu regeln5. So Unterzeichnete man schließlich am 10. Ju n i 1958 das Ab­
kom m en über die Integrationsindustrien6, das nur noch vierzehn Artikel 
enthält. Am selben Tage wurde auch der M ultilaterale Freihandelsvertrag 
unterzeichnet. Beide Abkommen zusammen sollten die Bedingungen schaf­
fen für die industrielle Entwicklung Zentralamerikas und für die Erweite­
rung  des Handelsaustauschs auf der G rundlage der Gegenseitigkeit und 
Gleichm äßigkeit („reciprocidad y equidad“).
Das Abkommen wurde aber nur von drei Staaten ratifiziert und trat nicht 
in Kraft. U m  das Regime der Integrationsindustrien zu retten, wurde das 
Abkommen durch Art. X V II T G  übernom m en, und es trat zusammen m it 
dem T G  am 4. Ju n i 1961 in Kraft.
U m  eine Fabrik in das Regime aufzunehm en, ist jeweils ein Zusatzprotokoll 
zum Abkommen erforderlich. Bisher wurden zwei Protokolle unterzeichnet. 
Im  1. Protokoll vom 29. Januar 19637 wurden die bereits bestehende 
Reifenfabrik „GINSA“ in Guatemala und je eine Fabrik zur H erstellung 
von Ä tznatron und Schädlingsbekämpfungsmitteln auf Chlorbasis (D D T ) 
in Nicaragua, die nach der U nterzeichnung des Protokolls errichtet wor­
den waren, zu Integrationsindustrien erklärt. Im  2. Protokoll vom 5. N o ­
vember 19658 wurde eine noch zu errichtende Fabrik zur Herstellung von 
Flachglas in H onduras zur Integrationsindustrie erklärt. O bw ohl dieses 
Protokoll seit dem 20. Januar 1968 in K raft ist, ist der Betrieb bisher nicht 
errichtet worden.
Seit 1966 werden sechs A nträge9 auf Aufnahm e in das Regime geprüft. 
Es handelt sich um folgende Projekte: Zellstoff- und Papier (Guatemala und 
H onduras); Nylonfasern (Guatem ala und El Salvador); Eisenhüttenwerke 
(H onduras und Costa Rica). 1967 stellte N icaragua10 einen A ntrag für Zell­
stoff- und Papierherstellung. Sämtliche Projekte werden gegenwärtig noch 
vom ICA ITI geprüft.
1. Voraussetzungen der Anerkennung als Integrationsindustrie
N ach Art. II, Abs. 2 Conv. Reg. Ind. werden als Integrationsindustrien die 
Fabriken angesehen, die nach dem Urteil des CE11 bei A usnützung ihrer 
Minimalkapazität den Zugang zum  zentralamerikanischen M arkt benöti­
gen, um  wirtschaftlich und konkurrenzfähig arbeiten zu können.
Bei der Prüfung der drei Fabriken, die bisher zu Integrationsindustrien 
erklärt worden sind, hat der CE noch folgende B eurteilungskriterien12 
angew andt:
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1. D ie Fabrik m uß W aren liefern können, die in Q ualität und Preis glei­
chen oder ähnlichen W aren, die bisher im portiert wurden, vergleich­
bar sind.
2. Die Fabrik m uß in greifbarer Form zur wirtschaftlichen Entw icklung der 
Region auf folgende W eise beitragen:
a) sie m uß neue Investitionsmöglichkeiten auf dem industriellen Sektor 
schaffen durch Produktion von K apitalgütern, Halbfertigwaren oder 
Rohstoffen; und/oder
b) eine Devisenersparnis b ringen ; und/oder
c) in erheblicher W eise die technische A usbildung der zentralamerika­
nischen Arbeitskräfte fördern.
3. D ie Investitionen müssen so groß sein, daß sie eine K apitalbeteiligung 
aus den übrigen Ländern Zentralamerikas erforderlich machen.
4. D ie Fabriken müssen den Gemeinsamen M arkt durch einen vermehrten 
Handelsaustausch stärken.
5. D ie Fabrik m uß durch den Gebrauch regionaler Produkte, die Schaf­
fung von Arbeitsplätzen, durch Q ualität und Preis ihrer Produkte zur 
Verbesserung der materiellen Lebensbedingungen der zentralamerika­
nischen Bevölkerung beitragen.
6. Der Standort m uß, ohne notwendigerweise der optimale zu sein, der 
Fabrik Gewähr für eine technisch und wirtschaftlich gangbare Arbeits­
weise bieten.
7. D ie Fabrik darf für die Abnehmerfabriken, die Halbfertigwaren und 
Rohstoffe von ihr beziehen, keine N achteile hinsichtlich deren K onkur­
renzfähigkeit bringen.
Das gesamte Programm der Integrationsindustrien m uß nach Art. I 
Conv. Reg. Ind. auf der G rundlage der Gegenseitigkeit und Gleichm äßig­
keit stehen, damit alle Staaten zusammen und jeder einzelne schrittweise 
wirtschaftlichen N utzen daraus ziehen. Z u r Verwirklichung dieses G rund­
satzes bestim m t der „Articulo Transitorio“ des Conv. Reg. Ind., daß kein 
Land eine zweite Fabrik als Integrationsindustrie erhalten kann, bevor nicht 
jedem Land eine Integrationsindustriefabrik zugesprochen worden ist.
El Salvador gab zu erkennen, daß es keinen A ntrag auf eine Integrations­
industrie stellen werde13. D adurch hätte das Regime der Integrations­
industrien blockiert werden können, da ohne eine Integrationsindustrie in 
El Salvador kein Land eine zweite Industrie hätte erhalten können.
D er CEC suchte daraufhin in seiner 6. außerordentlichen Sitzung im Ja ­
nuar 1964 einen Ausweg zu finden. Er fand ihn, indem er den „Articulo 
Transitorio“ dahingehend interpretierte, daß kein Land eine zweite In te­
grationsindustriefabrik der gleichen Branche erhalten könne, wenn nicht zuvor 
jedes Land eine Integrationsfabrik dieser Branche erhalten habe.
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Diese Interpretation ist sichtlich von dem Bemühen geprägt, das Regime 
lebensfähig zu erhalten. Sie gibt dem Artikel allerdings einen Inhalt, der 
ihn praktisch überflüssig m acht; denn er betrifft nunm ehr nur noch den 
Fall, daß sich in Zentralamerika sechs Integrationsindustrien der gleichen 
Branche etablieren wollen. Da eine Integrationsindustrie aber den Zugang 
zum  regionalen Markt erfordert, würde das eine erhebliche Ü berproduktion 
un'd damit überflüssige Investitionsduplikationen bedeuten, wenn den 
Produkten nicht auch die M ärkte der D rittländer erschlossen werden 
könnten. Letzteres dürfte aber angesichts der K onkurrenz der hochindu­
strialisierten Länder auf lange Zeit unm öglich sein.
2. Vergünstigungen fü r  Integrationsindustrien
Um die Errichtung dieser Industrien zu fördern, wird ihnen eine Reihe 
von Anreizen gew ährt: exklusiver Freihandel ihrer Produkte, fiskalische 
Privilegien und ein Schutzzoll gegenüber D rittländern.
a) Freihandel
N ach Art. 3, 1. Prot, und Art. 11, 2. Prot, genießen die Produkte der In te­
grationsindustrien Freihandel, während die Produkte anderer zentralamerika­
nischer Fabriken der gleichen Industriebranchen, die nicht dem Regime 
angehören, Im portzoll zu zahlen haben. Dieser Zoll wird aber jährlich um 
10% gesenkt, so daß nach zehn Jahren für diese Produkte ebenfalls Frei­
handel besteht.
Problematisch wurde der Freihandel für die Produkte der Integrationsindu­
strie „GINSA“, als H onduras 1966 den Freihandel unterbrach. Bis zu diesem 
Z eitpunkt hatte es für diese Produkte Freihandel gewährt.
H onduras begründete seinen Schritt damit, daß nach Art. XVII TG  der 
Freihandel für Produkte einer Integrationsindustrie in dem jeweiligen Proto­
koll zu regeln sei. Das 1. Protokoll sei für Honduras aber noch nicht in 
K raft getreten, m it der Folge, daß es erst ab Inkrafttreten Freihandel zu 
gewähren habe, da Art. X V II T G  eine Ausnahme vom Freihandelsprinzip 
des Art. III T G  schaffe.
D er CE erklärte in seiner Resolution 8814 allgemein, daß sich der Freihandel 
für Produkte einer Integrationsindustrie vor dem Inkrafttreten des Protokolls, 
in dem eine Fabrik zur Integrationsindustrie erklärt werde, nach den Vor­
schriften des T G  richte, daß also W aren, die zentralamerikanischen Ur­
sprungs und nicht im Annex „A“ einer Sonderregelung unterworfen seien, 
nach dem T G  Freihandel genössen. In dem Fall der „GINSA“-Produkte 
entschied er durch Resolution 8915, daß sie in H onduras Freihandel ge­
nießen.
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Die Sieca hatte zu dieser Frage zwei G utachten abgegeben. Im  ersten G u t­
achten vom 16. September 196616 kam sie zu dem Ergebnis, für Produkte 
von Integrationsindustrien bestehe ein Freihandel sui generis, er werde erst 
wirksam von dem Z eitpunkt an, den das Protokoll bestimme. Das ergebe, 
sich aus folgenden E rw ägungen: die Übernahme des Conv. Reg. Ind. in 
Art. X V II T G  und die Bestim m ung in diesem Artikel, daß der Freihandel 
in den Protokollen zu regeln sei, hätten klarstellen wollen, daß sich der 
Freihandel nicht nach der Regel des Art. III TG, sondern nach den 
Protokollen richte.
In dem zweiten G utach ten17 vom 1. September 1967 kam sie für die 
„GINSA“-Produkte zu einem anderen Ergebnis. In der 2. Sitzung des CE18 
1962 sei man bei der Erörterung des Projekts des 1. Protokolls überein­
gekomm en, daß der Freihandel, der vor der Erklärung der „GINSA“ zur 
Integrationsindustrie bestehe, n icht durch die Erklärung berührt werden 
dürfe. Honduras habe sich auch nach der U nterzeichnung des 1. Proto­
kolls vom 29. Januar 1963 an die Ü bereinkunft gehalten und bis 1966 Frei­
handel gewährt. Dazu sei es auch weiterhin verpflichtet.
Bei der Frage des Freihandels für Produkte der Integrationsindustrie ist 
eine historische B etrachtung erforderlich. D er Freihandel ist neben fiskali­
schen Anreizen ein H auptanreiz für die Integrationsindustrien. Bei der E nt­
stehung des Conv. Reg. Ind. bildete der Freihandel in der zentralamerikani­
schen Integration noch eine Ausnahme. D ann schlossen Guatemala, 
H onduras und El Salvador am 6. Februar I960 einen Vertrag, den soge­
nannten „Tratado T ripartito“19, der den Freihandel zur Regel erhob. Die 
Produkte der Integrationsindustrie wurden von der Regel n icht ausgenom­
men. D am it drohte ein H auptanreiz dieser Industrie in Fortfall zu geraten, 
und  das Regime war in Frage gestellt. Da man das Regime aber nicht 
fallenlassen wollte, nahm  man in Art. X V II T G  den Conv. Reg. Ind. auf 
und bestim m te u. a., daß der Freihandel in den Protokollen geregelt 
werde. D adurch sollte klargestellt werden, daß Freihandel für diese Pro­
dukte weiterhin ein Privileg sein soll und ähnliche Produkte von Fabriken, 
die nicht dem Regime angeschlossen sind, keinen Freihandel genießen sollen. 
Insoweit handelt es sich um eine A usnahme vom Prinzip des Art. III TG. 
Eine Fabrik, deren Produkte nach dem T G  Freihandel haben und die sich 
dem Regime anschließen will, soll den Freihandel n icht dadurch verlieren, 
daß sie zur Integrationsindustrie erklärt wird, das entsprechende Protokoll 
aber noch nicht in K raft getreten ist. Das ergibt sich aus der Präambel 
des 1. Protokolls, worin es heißt, daß die G ew ährung des Freihandels für 
die Produkte der im Protokoll bezeichneten Fabriken nich t den Freihandel 
berührt, der vor der U nterzeichnung des Protokolls bestanden hat.
D em  scheint Art. 3, Abs. 1, 1. Prot, zu widersprechen, der besagt, daß die
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Produkte der Fabriken der Integrationsindustrie vom Inkrafttreten des 
Protokolls ab Freihandel genießen. D ie Vorschrift hat für die Produkte 
Bedeutung, die nach dem Annex „A“ T G  vom allgemeinen Freihandel aus­
genom m en sind.
Das betrifft die Produkte der „GINSA“ -  Autoreifen und Schläuche -  beim 
Handel m it Nicaragua. N ach den Listen des Annex „A“ T G  (NAUCA 
629-01) ist der Freihandel einem besonderen Abkommen unterworfen. In 
Nicaragua erhielten die Produkte der „GINSA“ erst vom Inkrafttreten des 
Protokolls an Freihandel. Bis zu diesem Z eitpunkt richtet sich der Frei­
handel in den übrigen Ländern nach Art. III TG.
Dem nach genießen Produkte von Fabriken, die sich dem Regime anschlie­
ßen, Freihandel nach den allgemeinen Regeln des TG, solange das en t­
sprechende Protokoll nicht in K raft getreten ist. Ab Inkrafttreten richtet 
sich der Freihandel nach dem, was das Protokoll bestimmt.
Honduras gewährte auch für die Produkte der Integrationsindustrie in 
Nicaragua keinen Freihandel. D er CE20 entschied wie im Fall der „GINSA“- 
Produkte, daß die Produkte der Fabrik in Nicaragua in H onduras Freihan­
del genießen.
D er exklusive Freihandel für Produkte der Integrationsindustrie ist ein 
Fremdkörper im Rahmen des Gemeinsamen Marktes. Im T G  ist die Er­
richtung einer Zollunion vorgesehen. In ihr werden alle W aren ohne U nter­
schied der H erkunft frei gehandelt werden können. N ur die Produkte der 
Fabriken, die gleiche W aren wie die Integrationsindustrie herstellen, 
wären von dem allgemeinen Freihandel ausgenommen.
Rosenthal21 hält insoweit das Regime der Integrationsindustrien für 
unvereinbar m it dem TG.
b) Fiskalische Anreize
Die Fabriken genießen zehn Jahre lang die Befreiung vom Im portzoll für 
Rohstoffe und Halbfertigerzeugnisse, die sie zur H erstellung ihrer Produkte 
benötigen, und Befreiung von der Verbrauchssteuer jener W aren, Art. 6, 
1. Prot., Art. 13, 2. Prot.
Die übrigen V ergünstigungen werden nach den nationalen Industrie­
förderungsgesetzen22 gewährt. Art. 6, 1. Prot, spricht in diesem Zusam m en­
hang zwar vom Conv. Inc. Fisc., da dieses Abkommen, das 1962 unterzeich­
net wurde, aber erst im März 1969 in K raft trat, wurden den Integrations­
industrien in Guatemala und N icaragua die V ergünstigungen gewährt, 
die die nationalen Förderungsgesetze dieser Länder vorsehen. Dabei han­
delt es sich um folgende V ergünstigungen: Befreiung von Einfuhrzöllen 
für Maschinen und Ausrüstungsgegenstände; Befreiung von Einfuhr­
zöllen für Brennstoffe (außer Benzin), die im Produktionsprozeß
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benötigt w erden; Befreiung von Einkommens- und Vermögens­
steuer.
c) Schutzzoll
Gegen die K onkurrenz werden die Produkte der Integrationsindustrien durch 
hohe Schutzzölle abgesichert. Bei den Schädlingsbekämpfungsmitteln wurde 
der Einfuhrzoll von 0,05 US $ per B ruttokilo auf 0,10 US $ heraufgesetzt, 
Art. 18, 1. Prot. Für Reifen und Schläuche in den Größen und Typen, die 
„GINSA“ produziert, beträgt der Zoll 0,90 US $ per Bruttokilo, für die 
Typen und Größen, die „GINSA“ nicht herstellt, beträgt er 0,10 US $ per 
Bruttokilo, Art. 26, 1. Prot.
Die hohen Schutzzölle führten vor Inkrafttreten des Protokolls bei Reifen 
zu großen Spekulationsimporten aus D rittländern in alle Länder des 
Gemeinsamen Marktes. Guatemala beantragte im CE die Festsetzung von 
Im portquoten. D er CE sah dazu keine Möglichkeit, weil das Protokoll keine 
Festsetzung von Im portquoten vorsieht. Er gab jedoch den Regierungen 
die Empfehlung, die Im porte auf das normale Maß zu reduzieren. Dabei 
stützte er sich auf Art. 10 Conv. Reg. Ind., der ihn erm ächtigt, den Regie­
rungen M aßnahm en vorzuschlagen, um  Probleme der Integrationsindu­
strien zu lösen23.
Im 2. Prot, wurde in Art. 18 dem CE die M öglichkeit eingeräumt, Im port­
quoten festzusetzen, um  spekulative Im porte von Flachglas zu verhindern.
Zu den oben aufgeführten Anreizen kom m t noch ein weiteres Privileg 
hinzu. D ie Regierungen und die übrigen Behörden sind nach Art. VII, Abs. 2 
Conv. Reg. Ind. verpflichtet, bei Anschaffungen für den amtlichen Gebrauch 
die Produkte der Integrationsindustrien zu bevorzugen.
3. Verpflichtungen
D en Privilegien, die die Integrationsindustrien genießen, steht eine Reihe 
von Verpflichtungen gegenüber, die sie zu erfüllen haben. Außerdem enthal­
ten die Protokolle Sanktionen für den Fall der N ichterfüllung der Ver­
pflichtungen.
a) Q ualitätsnorm en
Die Integrationsindustrien müssen die Q ualitätsnorm en erfüllen, die vom 
ICAITI ausgearbeitet und vom CE bestätigt werden. D er ICAITI kontrol­
liert regelmäßig die Beachtung der N orm en und teilt das Ergebnis der 
Sieca mit. W erden die N orm en nicht eingehalten, so kann der CE die 
Regierungen zu Einfuhren autorisieren, bei denen statt der Schutzzölle 
die niedrigeren Zölle von 0,05 US $ per B ruttokilo für Schädlingsbekämp­
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fungsm ittel und von 0,10 US $ per B ruttokilo für Reifen und Schläuche 
erhoben werden, Art. 4, 1. Prot.
b) Preise
Z um  Schutz der Verbraucher bestehen Preisvorschriften, damit die In te­
grationsindustrien nicht unter A usnützung ihrer m onopolartigen Stellung 
zu überhöhten Preisen verkaufen. Bei den Schädlingsbekämpfungsmitteln 
darf der Verkaufspreis 615 US $ pro Tonne nicht übersteigen. D ie Produkte 
müssen in allen Ländern des MCCA zu gleichen Preisen verkauft werden. 
Art. 17, 1. Prot. Bei Reifen und Schläuchen kom m t noch hinzu, daß der 
CE die genauen Preise festsetzt. Das geschieht auf der G rundlage eines 
Berichts der Sieca über die Preise für diese Produkte, die vor dem 1. D e­
zember 1962 in Zentralamerika bestanden, Art. 25, 1. Prot.
D er CE setzte durch Resolution 3624 die Preise fest, wobei er außerdem 
bei verkürzten Zahlungszeiten Rabatte für die Händler und Endverbrau­
cher vorschrieb. G uatem ala25 hielt die Festsetzung der Rabatte für eine 
Ü berschreitung der Kom petenz des CE und brachte den Fall vor den CEC. 
Dieser entschied durch Resolution 3026, der CE habe im Rahmen des 
Art. 25, 1. Prot, die Kompetenz, Rabatte vorzuschreiben.
Sollten sich die Produktionskosten ändern, kann der CE die Preise der 
veränderten Lage anpassen.
D er CE läßt durch die Sieca die E inhaltung der Preisvorschriften über­
wachen. Für den Fall der N ichterfüllung sieht das Protokoll allerdings 
keine Sanktionen vor.
c) M arktversorgung
H insichtlich der M arktversorgung müssen die Fabriken verschiedene 
A nforderungen erfüllen.
Einmal müssen sie m it einer bestim m ten Anfangskapazität produzieren. 
Für Schädlingsbekämpfungsmittel beträgt sie jährlich 4 700 Tonnen 
Ä tznatron und 2 700 Tonnen D D T , Art. 14, 1. Prot. Die „GINSA" m uß 
m it jährlich 145 000 Reifen und 116 000 Schläuchen beginnen und ihre 
Produktion nach einem Jahr auf 225 000 Reifen und 180 000 Schläuche er­
höhen, Art. 22, 1. Prot.
Z um  anderen sind die Fabriken verpflichtet, den M arkt adäquat und 
regelmäßig m it ihren Produkten zu versorgen, Art. 15, 23, 1. Prot. Die 
„GINSA" hat dabei noch die zusätzliche Pflicht, in den fünf Ländern 
W arenbestände in H öhe des jeweiligen Monatsabsatzes des Vorjahres zu 
unterhalten. W ird  die Pflicht zur adäquaten M arktversorgung verletzt, 
so stellt -  handelt es sich um  die Integrationsindustrie in N icaragua -  die 
Sieca, bei der „GINSA“ hingegen der CE auf A ntrag eines Staates die
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Verletzung der Verpflichtung sowie die Fehlmenge fest. In H öhe der 
Fehlmengen können die Regierungen Importlizenzen zu den oben, S. 66, 
erw ähnten Niedrigzöllen erteilen. Bislang ist erst einmal -  und zwar beim 
D D T  -  eine Fehlmenge festgestellt w orden27.
Die Fabriken sind zudem verpflichtet, jede U nterbrechung der Produk­
tion der Sieca unverzüglich mitzuteilen, Art. 16, 24, 1. Prot. Sollte durch 
die U nterbrechung die M arktversorgung nicht m ehr gewährleistet sein, so 
trifft der CE die oben genannten M aßnahmen.
D ie Fabriken müssen der Sieca monatlich einen Bericht über ihre Produk­
tion liefern, Art. 10, 1. Prot.
Schließlich dürfen die Integrationsindustrien weder ein eigenes Verkaufs­
netz in den Ländern unterhalten noch ihre Produkte durch Exklusivhändler 
verteilen lassen. O hne berechtigten G rund dürfen sie keinen A uftrag von 
Händlern ablehnen, Art. 7, 1. Prot.
d) Investitionen und Kapitalzusam mensetzung
Die Integrationsindustrie in N icaragua ist verpflichtet, den Gegenwert 
von mindestens 4,5 Millionen US $ zu investieren. A ußerdem  müssen 
mindestens 40% des Gesellschaftskapitals vor Errichtung der Gesellschaft 
mindestens 180 Tage lang zentralamerikanischen Kapitaleignern zum K auf 
angeboten werden, Art. 13, 1. Prot.
Für die Reifenfabrik in Guatemala, die schon bestand, stellt Art. 21, 1. Prot, 
fest, daß 5 Mill. US $ investiert sind und das Gesellschaftskapital von 
2,5 Mill. US $ zu über 50% Kapital zentralamerikanischen Ursprungs ist. 
Jede K apitalerhöhung m uß dergestalt vorgenom men werden, daß über 
50% mindestens 180 Tage lang durch öffentliche B ekanntm achung zentral­
amerikanischen Kapitaleignern zum K auf angeboten werden muß.
D ie Vorschriften über die K apitalzusam mensetzung enthalten lediglich 
die Verpflichtung, einen bestim m ten Anteil des Gesellschaftskapitals zen­
tralamerikanischen Kapitaleignern zum K auf anzubieten. Sie bieten keine 
G ewähr für eine ständige bestim m te Beteiligung zentralamerikanischen 
Kapitals. Diesen Mangel hat man bei der Flachglasindustrie im 2. Prot, 
behoben, dessen Art. 3 bestim mt, daß 60% des Gesellschaftskapitals zentral­
amerikanisches K apital sein m uß und dieser Kapitalanteil zu jeder Zeit -  
auch bei K apitalerhöhungen -  bestehen bleiben muß.
4. Dumping
Die Integrationsindustrien sollen gegen D um pingpraktiken geschützt 
werden. Das D um ping in Art. 8 ,9 , 1. Prot, wird in gleicher W eise wie in 
Art. X II T G  definiert (s. o. S. 41). A uf A ntrag eines Vertragsstaates prüft
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der CE, ob D um pingpraktiken vorliegen. Stellt er sie fest, so müssen die 
Regierungen die betreffenden Im porte suspendieren. D arüber hinaus kann 
der CE noch die in Kap. III Prot. San José vom 31. Juli 1962 (s. o. S. 46) 
aufgeführten M aßnahm en treffen.
Uber unlautere Handelspraktiken, deren sich die Integrationsindustrien 
selbst bedienen, enthalten die Protokolle und der Conv. Reg. Ind. keine 
Bestim m ungen. In diesen Fällen finden die N orm en des T G  über un ­
lautere Handelspraktiken A nw endung (s. o. S. 37 ff.). Bisher brauchte man 
sich erst in einem Fall m it unlauteren M ethoden von seiten einer Integra­
tionsindustrie zu beschäftigen. D ie „G INSA “ stellte außer den im 1. Prot, 
vorgesehenen Produkten (Autoreifen und Schläuche) noch andere Produkte 
(Gummistiefel, Gumm isohlen und -absätze) her.
H onduras brachte den Fall vor den CE, weil es die Produktion dieser 
W aren für unvereinbar m it dem 1. Prot, hielt. Es behauptete, die „GINSA“ 
stelle die Produkte m it zollfrei im portierten Rohstoffen her, die zur Pro­
duktion von Reifen und Schläuchen bestim m t seien. Außerdem benutze 
sie dabei die zollfrei im portierten Maschinen.
D ie Sieca erstattete ein G utachten28, in dem sie die A nsicht vertrat, weder 
der T G  noch das 1. Prot, enthielte eine N orm , die einer Integrations­
industrie verbiete, auch andere als die im Prot, aufgeführten Produkte her­
zustellen. Zudem  untersuchte die Sieca den Produktionsprozeß der „GINSA“. 
Diese U ntersuchung29 ergab, daß die „GINSA“ bei der H erstellung von 
Gummistiefeln etc. Maschinen benutzte, die zollfrei im portiert waren. Im 
übrigen gab die „GINSA“ der Sieca n icht alle gew ünschten Inform ationen, 
so daß nicht festzustellen war, ob und in welcher M enge zollfrei impor­
tierte Rohstoffe verwendet wurden.
D er CE30 sah sich wegen der fehlenden Inform ation außerstande, den 
Fall endgültig zu entscheiden. Da jedoch G rund zur A nnahm e bestehe, 
daß die „GINSA“ unter A usnutzung ihrer Privilegien als Integrations­
industrie die anderen Produkte herstelle und dieses eine unlautere Handels­
praktik sei, autorisierte er die Regierungen, gemäß Art. X III T G  für diese 
Produkte eine Sicherheitsleistung in H öhe des Einfuhrzolls zu verlangen. 
D ie Ansicht der Sieca, es gebe keine N orm , die einer Integrationsindustrie 
die Herstellung anderer als der im Prot, erwähnten Produkte verbiete, ist in 
dieser allgemeinen Form nicht zutreffend. Artikel 20, Abs. 1, 1. Prot, be­
stim m t, daß die Rechte und Pflichten, die das Protokoll der „GINSA“ ge­
w ährt und auferlegt, sich auf die H erstellung von Reifen und Schläuchen 
beziehen. Daraus ergibt sich, daß die Rechte, also zum Beispiel die zoll­
freie Einfuhr von Maschinen und Rohstoffen, nicht für die H erstellung 
anderer Artikel in A nspruch genom m en werden dürfen. Ein Rechtsm iß­
brauch gew ährt der „GINSA“ einen unberechtigten W ettbewerbsvorteil,
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der als unlautere Handelspraktik im Sinne von Art. X III T G  anzuse­
hen ist.
II • SPEZIELLES FÖRDERUNGSSYSTEM
Bei den V erhandlungen zur U nterzeichnung des 1. Prot, zum  Conv. 
Reg. Ind. schlug El Salvador31 als Ergänzung zum Regime der Integra­
tionsindustrien die Schaffung eines speziellen Industrieförderungssystems 
vor. D ie übrigen Mitgliedsländer nahm en den Vorschlag auf, und man 
schuf das System im Kap. IV des 1. Prot. Ziel des Systems ist es, die Er­
richtung neuer Industrien zu fördern, die von besonderem Interesse für 
die wirtschaftliche Entw icklung Zentralamerikas sind, Art. 28, 1. Prot.
1. Voraussetzungen der Anwendung des Systems
Art. 31, 1. Prot, zählt die Produkte der Industrien auf, die nach dem System 
gefördert werden können. Folgende Produkte wurden aufgenom m en. 
Flachglas32, Glasbehälter (in der Hauptsache Flaschen), Haumesser (Mache­
ten) und Glaskolben für G lühbirnen. Die Aufnahme weiterer Produkte hat 
nach Art. 35, 1. Prot, durch U nterzeichnung zusätzlicher Protokolle zu 
erfolgen. Bisher wurde die Liste der Produkte durch Kap. II des 2. Prot, 
zum Conv. Reg. Ind. und Kap. IV des 2. Protokolls von M anagua33 
erweitert. Dabei handelt es sich um folgende Produkte: Schwefelsäure, saug­
fähiges Papier in Rollen, Toilettenpapier, Aluminiumfolie, Metallgasfla­
schen, Polyvinilchlorid (PVC), einige landwirtschaftliche W erkzeuge, wie 
Schaufeln, Spitzhacken, Äxte und Spaten, sowie Silberschmuckstücke und 
Leuchtröhren.
Das System wird jedoch nur angewandt, wenn die zentralamerikanische 
Produktion dieser W aren mindestens 50% der regionalen Nachfrage deckt, 
Art. 32, 1. Prot. Die Vorschriften über das Sondersystem enthalten keine 
Bestim m ung darüber, daß diese Kapazität von einer Fabrik erreicht wer­
den m uß. Aus dem W ortlau t „zentralamerikanische Produktion“ ist zu 
schließen, daß es ausreicht, wenn mehrere Fabriken zusammen die Kapazi­
tät von 50% erreichen.
In der Praxis haben sich jedoch U nternehm en niedergelassen, die jeweils 
mindestens 50% der regionalen Nachfrage decken. Entgegen der Erwartung 
der Sieca34 hat das Sondersystem daher nicht zu einer Vielzahl von Firmen­
gründungen, sondern höchstens zu der G ründung  von ein bis zwei U nter­
nehm en in der jeweiligen Produktionssparte geführt.
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2. Vergünstigungen des Systems
Die Förderung, die das System gewährt, besteht in einem hohen Schutzzoll 
für gleiche Produkte aus D rittländern, der wesentlich über dem gemeinsamen 
Außenzoll liegt. D ie Schutzzölle sind bei den jeweiligen Produkten ange­
geben, Art. 31, 1. P ro t.; Art. 22, 2. P rot.; Art. XXI, 2. Prot. v. Managua. 
So beträgt beispielsweise der Schutzzoll bei Glaskolben für G lühbirnen 
1 US $ spezifischer Zoll plus 10% ad valorem gegenüber dem gemeinsamen 
Außenzoll von 0,20% US $ spezifischer Zoll plus 10% ad valorem.
Für die A nw endung des Schutzzolls gilt folgendes Verfahren: besteht in 
einem oder mehreren Ländern Produktion dieser W aren, so prüft die Sieca 
in Zusam m enarbeit m it dem ICA ITI auf A ntrag einer oder mehrerer 
Regierungen, ob die zentralamerikanische Produktion 50% der regionalen 
Nachfrage deckt. K om m t sie zu einem positiven Ergebnis, dann teilt sie 
dies in einer schriftlichen N o te  allen Regierungen des MCCA mit. Dreißig 
Tage nach M itteilung der N o te  wird der Schutzzoll angewandt, Art. 33,
1. Prot. Bisher ist der Schutzzoll für folgende Produkte wirksam: Glaskol­
ben für G lühbirnen (eine Fabrik in El Salvador)35, Leuchtröhren (je eine 
Fabrik in Costa Rica und El Salvador), Polyvinilchlorid (PVC) (eine Fa­
brik in N icaragua), Metallgasflaschen (eine Fabrik in Guatemala), landw irt­
schaftliche W erkzeuge (eine Fabrik in El Salvador), Schwefelsäure (eine 
Fabrik in El Salvador)36.
D er Handelsaustausch dieser Produkte richtet sich nach dem TG, Art. 29,
1. Prot. Das bedeutet, daß sie nur dann Freihandel genießen, wenn sie 
W aren zentralamerikanischen U rsprungs im Sinne des Art. V T G  sind. 
Besondere steuerliche Anreize sehen die Bestimm ungen des Systems nicht 
vor. Diese richten sich daher nach dem Conv. Inc.
3. Schutz- und Kontrollmaßnahmen
D er drohende hohe Schutzzoll birgt für die Firmen, die die Produktion 
im Rahmen des Sondersystems aufnehm en wollen, die Gefahr, daß vor 
der A nw endung des Schutzzolls noch spekulative Einfuhren zum niedri­
geren Zoll aus D rittländern getätigt werden, die für einige Zeit die N ach­
frage decken könnten. Daher kann nach Art. 34, 1. Prot, der CE auf A n­
trag eines Vertragsstaates bei Gefahr von spekulativen Einfuhren Im port­
restriktionen oder Q uoten dieser Produkte festsetzen, an die sich die Re­
gierungen halten müssen.
D er Verbraucher wird insoweit geschützt, als nach Art. 37, 1. Prot, der CE 
die Preise der unter dem Schutz des Sondersystems produzierten W aren 
ständig beobachten muß. Zwar setzt das System keine Preise fest, anderer­
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seits will es aber verhindern, daß der hohe Schutzzoll zu überhöhten 
Preisen der zentralamerikanischen Produkte führt. W enn der CE auf der 
G rundlage eines G utachtens, das die Sieca in Zusam m enarbeit mit dem 
ICAITI erstellt, feststellt, daß die Preise dieser W aren ungerechtfertigt hoch 
sind, im Vergleich zu den Preisen, die normalerweise auf dem Markt 
gezahlt werden, kann er die Länder zu Im porten aus D rittländern autori­
sieren, für die nicht der Schutzzoll, sondern der wesentlich niedrigere ge­
meinsame Außenzoll zu zahlen ist.
A uf die gleiche W eise wird auch die Versorgung des Marktes gesichert. 
W enn die Kapazität der zentralen Firmen zur Deckung des Marktes nicht 
ausreichen sollte -  nach dem System brauchen sie nur 50% der Nachfrage 
zu decken - ,  kann der CE Im porte in H öhe der von der Sieca festgestellten 
Fehlmenge zum Niedrigzoll autorisieren.
D ie Bestimm ungen des Sondersystems enthalten keine Vorschriften über 
die Q ualität der unter dem Schutz des Systems hergestellten W aren. Costa 
Rica37 hatte die Aufnahm e von Q ualitätsnorm en in das 1. Prot, vorge­
schlagen, drang damit aber bei den anderen Verhandlungspartnern nicht 
durch. Das Fehlen von Q ualitätsvorschriften für diese W aren bedeutet eine 
Gefahr für den Verbraucher, da die Produzenten im Schutze der hohen 
Zölle zur H erstellung von qualitativ nicht besonders hochwertigen W aren 
verleitet werden könnten.
H insichtlich der Kapitalzusam mensetzung der Firmen gibt es ebenfalls 
keine Vorschriften. Guatemala38 und die Sieca39 hatten vorgeschlagen, 
daß ein bestim m ter Anteil des Gesellschaftskapitals bei der G ründung der 
Firmen zentralamerikanischen Kapitaleignern zum K auf angeboten werden 
sollte. Eine solche Regelung wurde im 1. Prot, nur für die Integrations­
industrien40, nicht aber für das Sondersystem getroffen.
4. Verhältnis Sondersystem-Integrationsindustrie
Dieses Verhältnis regelt Art. 36, 1. Prot. D ie Vorschrift besagt, daß „die 
industriellen Tätigkeiten (,actividades industriales1), die schon den Schutz 
des Sondersystems genießen, nicht die Vorteile des Abkommens über die 
Integrationsindustrien erhalten können und daß die industriellen Tätig­
keiten, die in das Regime der Integrationsindustrie aufgenom men sind, 
n icht die Vorteile des Sondersystems genießen können“.
Die Bestim m ung um faßt einmal den Fall, daß eine bestim m te Firma im 
Rahmen eines der beiden Förderungssysteme W aren produziert. D ann 
kann sie nicht auch noch die Vorteile des anderen Systems in Anspruch 
nehmen. So könnte zum  Beispiel die „GINSA“ als Integrationsindustrie 
n icht noch zusätzlich einen Schutzzoll des Sondersystems erhalten. Außer
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dem Verbot der K um ulierung der Vorteile beider Systeme in einer Firma 
regelt Art. 36, 1. Prot, auch noch einen anderen Fall. Das ergibt sich aus 
dem W ortlau t „actividades industriales“. D ie N orm  spricht nicht von 
„plantas“ (Fabriken). W as unter „actividades industriales“ zu verstehen 
ist, sagt der Artikel nicht. Man könnte daran denken, unter industrieller 
Tätigkeit einen Industriezweig zu fassen, zum Beispiel Metallindustrie, chemi­
sche Industrie etc. D ann fiele zum Beispiel die H erstellung von D D T, die 
zur Integrationsindustrie erklärt worden ist, un ter den Zweig chemische 
Industrie. W äre in diesem Fall chemische Industrie eine „actividad industrial“ 
im Sinne von Art. 36, 1. Prot., so könnte jede andere Tätigkeit im Rah­
men der chemischen Industrie nu r im Rahmen des Regimes der Integra­
tionsindustrie -  nicht aber in dem des Sondersystems -  gefördert werden. 
Die Praxis des MCCA hat diesen weiten Begriff n icht angewandt. So wurde 
zum  Beispiel Schwefelsäure in den W arenkatalog des Sondersystems aufge­
nom m en; sie ist ebenfalls ein Produkt der chemischen Industrie. Die 
Herstellung von Flachglas wurde zur Integrationsindustrie erklärt, Glasbehäl­
ter aber in den K atalog des Sondersystems übernom men.
Daraus ergibt sich, daß unter „actividad industrial“ nicht ein ganzer Indu­
striezweig, sondern nur die H erstellung bestim m ter Produkte eines Industrie­
zweiges zu verstehen ist.
W enn also eine bestim m te M anufakturtätigkeit schon zur Integrations­
industrie erklärt wurde oder ihre Produkte den Schutz des Sondersystems 
genießen, dann können nach Art. 36, 1. Prot, alle übrigen Unternehm en, 
die gleiche Produkte herstellen und auch in ein Förderungssystem auf­
genom m en werden wollen, nur in das System kommen, in dem sich das erste 
U nternehm en befindet41.
Zweifelhaft bleibt der Fall, in dem mehrere Anträge auf Aufnahm e einer 
„actividad industrial“ in beide Systeme gestellt werden, die „actividad" bis­
her aber in kein System aufgenommen ist.
1966 hatten Guatemala und H onduras Anträge gestellt, die in beiden 
Ländern geplanten Zellstoff- und Papierfabriken (s. S. 60) zur Integrations­
industrie zu erklären. W ährend diese Projekte noch vom ICA ITI geprüft 
wurden, stellte N icaragua im Januar 1967 einen Antrag, die Zellstoff­
und  Papierprodukte in den W arenkatalog des Sondersystems aufzuneh­
men, weil man im Lande eine Zellstoff- und Papierfabrik errichten wolle. 
Guatemala und H onduras vertraten die Ansicht, der A ntrag Nicaraguas 
könne nicht behandelt werden, da ihre eigenen A nträge noch schwebten 
und damit Art. 36, 1. Prot, entgegenstehe42.
Diese N orm  spricht ausdrücklich davon, daß bereits eine „actividad in­
dustrial“ die Vorteile eines Systems genießt („. . . estén gozando . . . “). 
Eine Regelung für den Fall, daß sie noch keinem System angeschlossen
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ist und mehrere unterschiedliche Anträge gestellt werden, trifft die V or­
schrift nicht.
Der CE brauchte den konkreten Fall nicht m ehr zu entscheiden, da N ica­
ragua seinen A ntrag dahingehend abänderte, die geplante Fabrik in das 
Regime der Integrationsindustrie aufzunehm en (s. S. 60).
Das Problem in der W eise zu lösen, daß man gemäß dem zeitlichen Ein­
gang der Anträge entschiede, wäre eine zu mechanische Lösung, die den 
Problemen der Industrialisierung Zentralamerikas n icht gerecht würde. 
Die Voraussetzungen beider Förderungssysteme sind verschieden. Die 
Integrationsindustrien sind als G roßbetriebe m it m onopolartigem  Charakter 
konzipiert, während das Sondersystem lediglich verlangt, daß es sich um eine 
neue Industrie in Zentralamerika handeln m uß, die die Hälfte der regio­
nalen Nachfrage decken kann. Das Prinzip der Gegenseitigkeit und Gleich­
mäßigkeit gilt nu r bei den Integrationsindustrien. Das hat in der Praxis 
dazu geführt, daß El Salvador wegen seiner relativ weitgediehenen Indu­
strialisierung noch dazu den größten Teil der Fabriken, die durch das 
Sondersystem gefördert wurden, angezogen hat (s. S. 70).
Es fehlt bisher an genauen Kriterien für die A nw endung beider Systeme. 
Art. VIII, Abs. 1 Conv. Reg. Ind. verpflichtet den CE zum Erlaß eines 
„Reglamento“, das diese Kriterien bei den Integrationsindustrien festzu­
legen hat. Bislang hat der CE ein solches Reglement noch nicht erlassen. 
Er hat lediglich einige allgemeine M aßstäbe für die Beurteilung einer 
Integrationsindustrie aufgestellt (s. S. 61).
III • STEUERLICHE A N R EIZE Z U R  IN DU STRIELLEN  
E N T W IC K L U N G
Bei der U nterzeichnung des T G  bestanden in jedem Land nationale 
Gesetze, die durch steuerliche V ergünstigungen die Investitionen in indu­
strielle Projekte förderten. A rt und H öhe der steuerlichen Anreize diffe­
rierten dabei von Land zu Land zum Teil sehr erheblich43. In der vom T G  
vorgesehenen Freihandelszone bedeuten unterschiedliche Steueranreize un­
terschiedliche Produktionskosten der gleichen W are je nach dem Land, 
in dem sie produziert wird. Das wiederum führt zu unterschiedlichen 
W ettbew erbssituationen im Gemeinsamen Markt. Um diese Zersplitterung zu 
beseitigen, verpflichteten sich die Vertragsstaaten im Art. X IX  TG, die 
Materie der Steueranreize in einem besonderen Abkommen einheitlich zu 
regeln. Am 31. Ju li 1962 schlossen sie das Abkommen über Steueranreize 
zur industriellen Entw icklung44. Es tra t jedoch erst am 23. März 1969 in 
Kraft, da H onduras sich weigerte, das A bkommen in seiner ursprünglichen
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Form zu ratifizieren. N ach seiner M einung45 sei bei der wirtschaftlichen 
Integration Zentralamerikas der G rundsatz der Gleichmäßigkeit und Gegen­
seitigkeit bei der Entw icklung praktisch nicht beachtet worden. Das habe 
für das rückständigere H onduras N achteile gebracht. D urch das Ab­
komm en werde die Rückständigkeit noch vertieft, da die entwickelteren 
Länder noch m ehr Industrien anziehen würden. Es sei erforderlich, daß 
H onduras größere Anreize als die übrigen Länder gewähren könne, um  
die N achteile seiner Rückständigkeit auszugleichen und Anreize für Inve­
stitionen zu schaffen. Die CEPAL legte dem CEC eine Studie46 über das 
wirtschaftliche W achstum  von Honduras in der zentralamerikanischen In te­
gration vor, die zu dem Schluß kom m t, die relativ geringere Entwicklung 
von H onduras, die schon vor Beginn der Integration bestanden habe, 
bestehe auch weiterhin. D ie Charakteristika dieses Zustandes seien: gerin­
gere Entwicklung der Exportwirtschaft, weniger entwickelte Infrastruktur, 
geringere U nternehm erinitiative und weniger Industrie. Innerhalb der zen­
tralamerikanischen Länder belege H onduras den letzten Platz auf folgenden 
G ebieten : Pro-Kopf-Einkommen, öffentliche und private Investitionen, 
Steueraufkommen, Exportvolumen, Elektrizitätsversorgung, Straßennetz und 
Hafenanlagen.
Z u r Beseitigung dieses Ungleichgewichts Unterzeichneten die fünf Staa­
ten am 23. September 1966 ein Protokoll zum A bkom m en47, nach dem 
H onduras größere steuerliche Anreize als die übrigen Länder gewähren 
kann. Das Protokoll trat am 23. März 1969 gleichzeitig m it dem Ab­
komm en in Kraft.
Die einheitlichen D urchführungsbestim m ungen zum A bkom m en48, die 
nach Art. 47 Conv. Inc. von allen Ländern nach vorheriger Verabschiedung 
durch den CE zu erlassen sind, stehen noch aus. D er CE konnte zwar Einig­
keit in vielen Artikeln erzielen, die endgültige Verabschiedung des 
REIFALDI49 wurde jedoch durch den bewaffneten K onflikt zwischen 
Honduras und El Salvador unterbrochen.
1. Anwendungsgebiet des Convenio Incentivos
Die Steueranreize werden bei der Errichtung oder Erweiterung von A n­
lagen der verarbeitenden Industrie („Industria manufacturera“) gewährt, 
Art. 2 Conv. Inc. D er Annex II des REIFALDI50 zählt alle Tätigkeiten auf, 
die unter die verarbeitende Industrie im Sinne des Conv. Inc. fallen. Dieser 
Liste liegt die UNO-Klassifizierung („Clasificación Industrial Internacional 
Uniforme de Todas las Actividades Económicas“) zugrunde.
N ich t unter den „Convenio“ fallen nach Art. 3, Abs. 2 Conv. Inc. folgende 
T ätigkeiten :
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Bergbau, Erdöl- und Erdgasförderung, Forstwirtschaft und Holzschlag, Fisch­
zucht und Fischfang, D ienstleistungsindustrie, Landwirtschaft und W o h ­
nungsbau. Sie können durch nationale Gesetze gefördert werden.
Für die pharmazeutische und die M ontageindustrie sieht der „Convenio“ 
den Abschluß besonderer Protokolle vor, die die Steueranreize bei diesen 
Industrien regeln sollen, Art. Trans. 6, 7 Conv. Inc. Bislang wurden keine 
entsprechenden Protokolle unterzeichnet. Es existiert lediglich ein vor­
läufiger E ntw urf der Sieca eines Protokolls für die M ontageindustrie51.
2. Qualifizierung
N ach Art. 2 Conv. Inc. können nur solche Industrien steuerliche Anreize 
erhalten, die in effektiver W eise zur wirtschaftlichen Entw icklung Zentral­
amerikas beitragen. Bei der Beurteilung des Beitrages zur wirtschaftlichen 
Entwicklung sind folgende K riterien heranzuziehen:
D er durch die Produktion geschaffene Mehrwert m uß bedeutend sein ; 
bei der Beratung des REIFALDI konnte der CE52 keine Einigkeit darüber 
erzielen, ob der Gewinn des U nternehm ens zum M ehrwert zu zählen sei 
oder nicht.
D ie Fabriken müssen zum verm ehrten Gebrauch regionaler Rohstoffe oder 
Halbfertigwaren beitragen.
Sie müssen allgemein zur erhöhten V erwendung von Arbeitskräften, der 
Hilfsquellen oder von K apital Zentralamerikas beitragen, Art. 4, Abs. 2 
Conv. Inc.
Außerdem erfordert Art. 4, Abs. 1 Conv. Inc., daß die Fabriken Artikel produ­
zieren, die für andere produktive Tätigkeiten gebraucht werden, oder 
Produkte zur Befriedigung der Grundbedürfnisse der Bevölkerung her­
steilen oder
im portierte Produkte, die in wesentlichem Umfang eingeführt wurden, 
substituieren oder
durch die Produkte das Exportvolum en steigern.
3. Klassifizierung
Liegen die oben aufgeführten Voraussetzungen vor, so werden die U nter­
nehm en je nach den Produkten, die sie herstellen, unter einer der drei im 
„Convenio“ vorgesehenen G ruppen klassifiziert, für die unterschiedliche 
steuerliche V ergünstigungen gewährt werden.
N ach Art. 5 Conv. Inc. fallen unter die Gruppe „A“ die U nternehm en, die fol­
gende Produkte herstellen:
a) industrielle Rohstoffe oder K apitalgüter;
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Annex III des REIFALDI53 führt alle G üter auf, die als industrielle 
Rohstoffe und K apitalgüter angesehen w erden;
b) K onsum güter, Verpackungsmaterial oder Halbfertigwaren, wenn dabei 
auch zentralamerikanische Rohstoffe, Verpackungsmaterialien oder 
Halbfertigwaren verwendet werden und mindestens 50% des Gesamt­
werts dieser Materialien ausmachen.
U nter die Gruppe „B“ fallen die U nternehm en, die folgende Voraussetzun­
gen zusammen erfüllen:
1. sie produzieren K onsum güter, Verpackungsmaterial oder H albfertig­
waren, wobei ausschließlich oder zu hohem  Anteil, w ertm äßig, n ich t­
zentralamerikanische Rohstoffe, Verpackungsmaterialien und Halbfertig­
waren verwendet werden;
2. sie verursachen wichtige Vorteile in der Zahlungsbilanz und  schaffen 
einen hohen M ehrwert im industriellen Prozeß.
Ein U nternehm en, das die Voraussetzungen der G ruppe „B“ erfüllt, kann 
nach Art. 6 Conv. Inc. unter der G ruppe „A“ klassifiziert werden, wenn 
die K osten für Arbeitskräfte einen hohen Anteil der Gesamtkosten der 
Produktion ausmachen. Dazu bedarf es eines zustim menden Gutachtens 
der Sieca, das auf U ntersuchungen des ICAITI basieren muß.
U nter die Gruppe „C“ fallen einmal alle U nternehm en, die nicht die 
Voraussetzungen der G ruppen „A“ und „B“ erfüllen, sodann die U nter­
nehmen, die nur einfach montieren, verpacken, abfüllen, schneiden oder 
verdünnen; schließlich diejenigen, die eine im Annex 1 des Conv. Inc. 
aufgeführte Herstellertätigkeit ausüben. D arunter fällt die H erstellung von 
Lederschuhen, Bekleidung, G etränken, Tabakwaren, Kosmetika und 
Parfüm.
Bei den G ruppen „A“ und „B“ wird noch zwischen „neuen“ und „beste­
henden“ Industrien unterschieden.
Als „neu“ wird ein U nternehm en klassifiziert, wenn es
a) eine W are produziert, die in dem Lande bisher nicht hergestellt wurde, 
oder
b) die W are bisher nur m it rudim entären Produktionsm ethoden herge­
stellt wurde und die neue Fabrik folgende Bedingungen erfüllt:
1. sie deckt einen bedeutenden Teil der ungedeckten Nachfrage des 
nationalen Marktes;
2. sie führt neue Produktionsprozesse ein, die von den bestehenden 
grundverschieden sind, und führt zur Erhöhung der Produktivität 
und M inderung der K osten, Art. 7 Conv. Inc.
Bei der Klassifizierung unter den Voraussetzungen von b) ist ein zustim ­
mendes G utachten der Sieca erforderlich.
Als „bestehend“ werden alle U nternehm en angesehen, die n icht die Voraus-
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Setzungen von a) und b) erfüllen. W ährend der ersten sieben Jahre nach 
Inkrafttreten des „Convenio" legt man bei der Klassifizierung dieses U nter­
nehmens als „neu“ gemäß Art. 25 Conv. Inc. nationale Maßstäbe an. Das 
bedeutet, daß ein U nternehm en als „neu“ eingestuft wird, wenn es in dem 
Lande bisher keine Produktion dieser W are gab, wohl aber in einem ande­
ren zentralamerikanischen Land. N ach A blauf dieser Frist wird ein regio­
naler M aßstab angelegt, das heißt, ein U nternehm en kann nur dann als „neu“ 
klassifiziert werden, wenn es in keinem Land eine gleiche Produktion gibt.
4. Vergünstigungen
D er „Convenio“ sieht folgende Steuervergünstigungen vor:
1. Im portzollbefreiung für die G üter, die zur Errichtung und zum Betrieb 
der U nternehm en unerläßlich sind und nicht in adäquater W eise in 
Zentralamerika hergestellt w erden:
a) Maschinen und A usrüstungen,
b) Rohstoffe, Halbfertigwaren und Verpackungsmaterial,
c) Brennstoffe, die zum industriellen Produktionsprozeß benötigt wer­
den (außer B enzin );
2. Befreiung von den E inkom m ensteuern;
3. Befreiung von den Vermögenssteuern.
D ie H öhe der V ergünstigungen ist nach den drei G ruppen gestaffelt, 
wobei „A neu“ die meisten und „C“ die wenigsten V ergünstigungen er­












Vollständige Im portzollbefreiung Jahre




80% =  
5 Jahre 
50% =  
5 Jahre
80% =  
3 Jahre 




100% =  
5 Jahre
100% =  
3 Jahre 
50% =  
2 Jahre
A rt. des Conv. Inc. 11 12 13 14 15
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Vergünstigungen A A B B C
neu beste­ neu beste­
hend hend
Vollständige Befreiung 8 2 6
von Einkommensteuer Jahre* Jahre* Jahre
Vollständige Befreiung 10 4 6
von Vermögenssteuer Jahre* Jahre* Jahre
Art. des Conv. Inc. 11 12 13 14 15
* Produzieren die U nternehm en der G ruppe „A“ industrielle R ohstoffe und K apital­
g ü te r (A rt. 5, Abs. 2a  Conv. Inc.) und verwenden sie dabei auch zentralamerika­
nische Rohstoffe, die m indestens 50% des W ertes aller verw endeten Rohstoffe 
ausmachen, so erhalten sie eine zusätzliche Steuerbefreiung von zwei Jahren, 
Art. 16 Conv. Inc.
H onduras kann nach dem Protokoll zum „Convenio“ größere Vergünsti­













Vollständige Im portzollbefreiung 













packungsmaterial im l.Ja h r
100% =  100%  =
(Jahr der Niederlassung nach 5 Jahre 3 Jahre
Inkrafttreten des Prot, entscheidet 6 0 % =  70% =
über die H öhe der V ergünstigung) 5 Jahre 2 Jahre
im 2. Jahr  
100% =  100% =
5 Jahre 3 Jahre
70% =  70% =
4 Jahre I j a h t
50% =  50% =
l j a h r  IJ a h r
Art. des Prot. Conv. Inc. 3 4 5 6 7
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V ergünstigungen A A B B C




100% = 100% =
5 Jahre 3 Jahre
70% = 50% =
3 Jahre 




100% = 100% =
5 Jahre 2 Jahre
70% = 80% =
2 Jahre l j a h r
50% = 50% =
3 Jahre 2 Jahre
im 3.Jahr
100% = 100% =
5 Jahre 1 Jahr
70% = 80% =
1 Jahr 2 Jahre
50% = 50% =
4 Jahre 2 Jahre
Im portzollbefreiung 100% = 100% =
Brennstoffe 5 Jahre 3 Jahre
50% =
2 Jahre
Vollständige Befreiung 10 4 8 2 2
von Einkom mensteuer Jahre* Jahre* Jahre Jahre Jahre
Vollständige Befreiung 12 6 8 3 2
von Vermögenssteuer Jahre* Jahre* Jahre Jahre Jahre
Art. des Prot. Conv. Inc. 3 4 5 6 7
* Siehe F ußnote  au f S. 78.
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Als zusätzliche V ergünstigung können den U nternehm en, die unter die 
G ruppen „A neu“ und „B neu“ klassifiziert sind, von der hondureñischen 
Regierung Gebäude zur industriellen N u tzung  zehn Jahre kostenlos über­
lassen oder zu 50% des W ertes veräußert werden, Art. 9 Prot. Conv. Inc. 
Alle vorgenannten V ergünstigungen betreffen die N euerrichtung von 
Fabriken. Bei Erweiterung schon bestehender Fabrikanlagen werden gerin­
gere V ergünstigungen gewährt.
Einmal können alle U nternehm en, die unter eine der drei G ruppen klassi­
fizierbar sind -  auf eine tatsächliche Klassifizierung kom m t es nicht 
an - ,  Zollbefreiung für Maschinen und A usrüstungen und  Befreiung von 
der Vermögenssteuer erhalten, Art. 20 Conv. Inc. Letzteres betrifft nur die 
N euinvestitionen. Außerdem richten sich diese V ergünstigungen nach den 
bei den einzelnen G ruppen angegebenen.
Für H onduras gelten gemäß Art. 8 Prot. Conv. Inc. die entsprechend 
größeren Vergünstigungen.
Bestreiten die U nternehm en Erweiterungsinvestitionen in Maschinen und 
A usrüstungen aus eigenen Gewinnen, kom m t eine weitere V ergünstigung 
hinzu. In H öhe der N euinvestition können sie ihre Gewinne von dem zu 
versteuernden Einkom men abschreiben, Art. 9 Conv. Inc. Diese Regelung 
gilt jedoch nur bei U nternehm en, die bereits klassifiziert waren.
Honduras kann nach Art. 10 Prot. Conv. Inc. diese V ergünstigungen unter 
weniger restriktiven Voraussetzungen gewähren. Z um  einen ist nicht er­
forderlich, daß das U nternehm en tatsächlich klassifiziert war, und zum 
anderen reicht eine Investition in industrielle Gebäude -  nach dem Conv. 
Inc. nur Maschinen und A usrüstungen -  aus. Anders als bei der Errich­
tung  von Fabriken werden also bei der Erweiterung schon bestehender 
Fabrikanlagen keine Importzollbefreiungen für Brennstoffe sowie Rohstoffe, 
Halbfertigwaren und Verpackungsmaterial gewährt.
A rt und Umfang der steuerlichen V ergünstigungen für die verarbeitende 
Industrie regelt der Conv. Inc. abschließend. D ie Länder dürfen keine von 
diesen verschiedenen gewähren, Art. 3 Conv. Inc. Soweit die nationalen 
Förderungsgesetze dem Conv. Inc. entgegenstehen, werden sie aufgehoben, 
Art. 46 Conv. Inc.
5. Übergangsregelungen bei der Gewährung von Vergünstigungen
M it dem Inkrafttreten des „Convenio“ ergibt sich das Problem, ob und 
in welchem U m fang die nach den nationalen Gesetzen gewährten Ver­
günstigungen neben den nach dem „Convenio“ zu gewährenden weiter­
gelten sollen.
N ach Art. Transitorio 1 Conv. Inc. genießen die U nternehm en die ihnen
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nach nationalen Gesetzen gewährten V ergünstigungen grundsätzlich weiter. 
Lediglich die Importzollbefreiungen für Baumaterialien enden 30 Tage 
nach Inkrafttreten des „Convenio“, die anderen V ergünstigungen verfallen 
nur dann, wenn sie ein Jahr nach dem die Vergünstigungen zusprechenden 
Regierungsdekret oder sechs M onate nach Inkrafttreten des Conv. Inc. noch 
nicht in Anspruch genom m en worden sind.
Die nach nationalen Gesetzen klassifizierten U nternehm en können zudem 
noch die höchsten Vergünstigungen erhalten, die ein anderes U nternehm en 
m it gleicher W arenproduktion in der Region erhalten hat. Das gleiche 
gilt gemäß Art. Transitorio 4 Conv. Inc. auch für die U nternehm en, die 
erst nach Inkrafttreten des „Convenio“ errichtet werden.
W ürden diese Regelungen derart weitgehend angewandt, so bedeutete das 
eine de-facto-W eitergeltung der nationalen Förderungsgesetze auf Jahre 
hinaus. D ie V ereinheitlichung bestünde dann in der A nw endung der 
höchsten fiskalischen Anreize nach den nationalen Gesetzen. D ie Sieca54 
befürwortete deshalb eine restriktive Auslegung dieser Artikel. Der CE 
nahm  den Gedanken auf und erarbeitete in Art. 112 REIFALDI eine Vor­
schrift, nach der nur noch die H öchstbegünstigungen der Im portzollbefrei­
ung  für Rohstoffe, Halbfertigwaren und Verpackungsmaterial gewährt 
werden können, und  zwar in der Höhe, die erforderlich ist, um  ungleiche 
W ettbew erbssituationen bei gleicher W arenproduktion zu beseitigen.
Art. Transitorio 2 Conv. Inc. g ib t den nach nationalen Gesetzen klassi­
fizierten U nternehm en, die nach dem „Convenio“ unter die G ruppen „A“ 
und „B“ fielen, die Möglichkeit, sich nach dem „Convenio“ reklassifizieren 
zu lassen. In diesem Fall erhalten sie die V ergünstigungen des „Convenio“. 
Art. Transitorio 3 Conv. Inc. sieht die gleiche Möglichkeit für die U nter­
nehm en vor, die nach dem „Convenio“ unter die Gruppe „C“ fielen. W enn 
sie sich aber nicht klassifizieren lassen, werden ihre Produkte beim Export 
nach anderen Ländern des MCCA als durch Exportsubventionen gefördert 
angesehen, m it den Folgen des Art. XI TG. Das bedeutet, daß Sicherheits­
leistung in H öhe des Einfuhrzolls gefordert werden kann.
N ach dem W ortlau t des Art. Transitorio 3 Conv. Inc. ist die Reklassifi­
zierung für U nternehm en der G ruppe „C“ fakultativ. Andererseits aber 
verlieren die Produkte dieser U nternehm en bei Nichtreklassifizierung den 
Freihandel. Freihandel aber ist eines der Hauptziele des TG. Insoweit ist 
die Regelung dieser A rt n icht frei von W iderspruch. D ie Sieca55 schlug 
vor, im REIFALDI die Reklassifizierung für die G ruppe „C“ obligatorisch 
zu machen. Der CE56 kam zu keiner Einigung. D ie Skala der M einungen 
reichte von freiwilliger Reklassifizierung (H onduras) über obligatorische nur 
für bestim mte Industrien (Guatemala) bis zu obligatorischer für die ge­
samte Gruppe „C“ (die übrigen drei Länder).
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6. Wettbewerbsvorschriften
D er „Convenio“ enthält Vorschriften über unlauteren W ettbew erb und 
die Beseitigung ungleicher W ettbewerbssituationen.
G em äß Art. 41 Conv. Inc. werden beim Export in Länder des MCCA dann 
unlautere Handelspraktiken angenomm en, wenn die Vergünstigungen 
mißbräuchlich in Anspruch genom m en wurden oder das die V ergünstigun­
gen gewährende D ekret nicht den materiellen Voraussetzungen des „Con­
venio“ entsprach und dadurch die K osten der W are verringert wurden. 
Das Verfahren und die Sanktionen richten sich nach Kap. III T G  (s. o.
S. 37 ff.).
Bei W ettbewerbsverzerrungen, die durch rechtmäßig gew ährte Vergünsti­
gungen entstehen, schafft Art. 26 Conv. Inc. ein Regulativ. Danach kann 
ein U nternehm en, das annim m t, daß durch die V ergünstigung der Z oll­
befreiung für Rohstoffe, Halbfertigwaren und Verpackungsmaterial, die 
ein anderes U nternehm en genießt, der W ettbew erb verzerrt wird, einen 
A ntrag auf die gleiche V ergünstigung in der H öhe stellen, die zur Herstel­
lung einer normalen W ettbew erbssituation notw endig ist. Über den A n­
trag erstellt die Sieca ein G utachten binnen dreißig Tagen nach Vorlage 
des Antrags durch die nationale Behörde. Das G utachten m uß folgendes 
berücksichtigen:
1. die H öhe des Zolls der im portierten W aren,
2. das Verhältnis der K osten dieser W aren zu denen des Endprodukts,
3. den Preis des Endprodukts auf dem Markt.
D ie Sieca legt das G utachten m it einem Entscheidungsvorschlag dem CE 
vor, der binnen neunzig Tagen zu entscheiden hat. In der Zwischenzeit 
kann die vorlegende Regierung gegen Sicherheitsleistung Zollbefreiung 
für die entsprechenden W aren gewähren.
7. Verfahren
Die A nwendung des „Convenio“ obliegt den zuständigen nationalen Be­
hörden, Art. 22 Conv. Inc. Darin liegt die Gefahr, daß bei der Klassifizie­
rung  nicht für ganz Zentralamerika einheitliche Maßstäbe angewandt 
werden. Als Gegengewicht gegen diese Zersplitterungsgefahr setzt Art. 23 
Conv. Inc. den CE als Koordinationsorgan ein. Er hat alle K onflikte zu 
lösen, die bei der A nw endung des „Convenio“ entstehen.
Die G rundzüge des Verfahrens bei der Gewährung der V ergünstigungen 
regeln die Art. 29 -34  Conv. Inc. Danach hat das U nternehm en, das Ver­
günstigungen in Anspruch nehm en will, einen A ntrag zu stellen, der einige 
M indestinform ationen über das Industrieprojekt enthalten muß, so über
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den Standort, die H öhe des Investitionskapitals, die A rt der Produkte, die 
Menge und A rt der geplanten Einfuhren von Rohmaterial etc.
Eine Kurzfassung des Antrags ist im Staatsanzeiger und einer Tages­
zeitung zu veröffentlichen, um  allen natürlichen und juristischen Personen 
Gelegenheit zu geben, gegen die G ewährung der V ergünstigungen Ein­
wände vorzutragen. In Zusamm enarbeit m it einer besonderen N ationalen 
Kommission entscheidet die Behörde durch Dekret, das im Staatsanzeiger 
zu veröffentlichen ist. Das D ekret m uß folgende Angaben enthalten:
1. die Klassifizierung des U nternehm ens und die Produkte, die hergestellt 
w erden;
2. die V ergünstigungen und die Liste der W aren, die zollfrei eingeführt 
werden können, spezifiziert nach den Positionen der N A U C A ;
3. die Frist für die Errichtung der Fabrikanlagen;
4. die Frist für den Produktionsbeginn, die die Spanne von zwei Jahren 
ab W irksam keit des Dekrets nicht überschreiten darf;
5. sonstige Verpflichtungen des Unternehm ens.
Ein ablehnender Antragsbescheid hat B indungsw irkung für alle Länder, 
wenn der CE die Entscheidung bestätigt hat, Art. 27 Conv. Inc. In diesem 
Fall kann kein U nternehm en m it einem gleichen Industrieprojekt in einem 
anderen Land klassifiziert werden.
8. Kontrollmaßnahmen und Sanktionen
Die Regierungen müssen die Sieca über alle Entscheidungen im Rahmen 
des „Convenio“ unterrichten und einen Jahresbericht über die A nw endung 
des „Convenio“ liefern. D ie Sieca wiederum berichtet monatlich über alle 
A nträge und Entscheidungen in Zentralamerika, Art. 35 Conv. Inc.
Über den korrekten Gebrauch der V ergünstigungen durch die U nternehm en 
sowie deren weitere Verpflichtungen (wie z. B. Produktionsbeginn etc.) hat 
die zuständige nationale Behörde zu wachen, Art. 37 Conv. Inc.
Bei Mißbrauch der Vergünstigungen oder N ichterfüllung der Verpflich­
tungen von seiten der U nternehm en sieht der „Convenio“ verschiedene 
Sanktionen vor. M acht ein U nternehm en von den zollfrei im portierten 
G ütern  unrechtm äßigen Gebrauch (z. B. V eräußerung an D ritte, Verwen­
dung zur Produktion anderer als der im D ekret aufgeführten W aren), 
dann erhält das U nternehm en eine Geldstrafe, die das Drei- bis Zehnfache 
des n icht gezahlten Zolls beträgt, und zusätzlich oder alternativ wird das 
D ekret aufgehoben, unbeschadet weiterer M aßnahm en nach den Gesetzen 
jedes Landes, Art. 38 Conv. Inc.
Bei N ichterfüllung von Verpflichtungen kennt der „Convenio“ nur die 
A ufhebung des Dekrets. D ie A ufhebung ist obligatorisch, wenn ein
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U nternehm en die Frist zum  Produktionsbeginn nicht einhält, Art. 39 
Conv. Inc., und  fakultativ, wenn andere V erpflichtungen nicht erfüllt 
werden, Art. 40 Conv. Inc.
D  • SC H L U S S B E T R A C H T U N G
I • IN NERSTAA TLICH E V ER W IR K L IC H U N G  
DES GEM EINSCHAFTSRECHTS
Das Recht des MCCA entsteht aus mehreren Q uellen :
a) den Verträgen über die wirtschaftliche In teg ra tion ;
b) den „Reglamentos“, die die Verträge generell oder speziell näher regeln ;
c) den Akten der O rgane des MCCA, wobei Resolutionen, also Entschei­
dungen, Empfehlungen und G utachten unterschieden werden k ö n n en ;
d) den Lehrm einungen1.
Bei der innerstaatlichen Verwirklichung des Gemeinschaftsrechtes sind die 
Verträge, „Reglamentos“ und Resolutionen zu berücksichtigen, die übrigen 
Q uellen,’also Empfehlungen, G utachten und Lehrmeinungen, wirken nur 
mittelbar, entweder im Entscheidungsprozeß der O rgane oder dem der 
Regierungen.
Bei Verträgen sehen die Verfassungen der fünf Mitgliedstaaten des MCCA 
die Ratifizierung vor. D ie U nterzeichnung von internationalen Verträgen 
ist nach allen fünf Verfassungen Aufgabe der Exekutive2. D ie Kom petenz 
zur Ratifizierung der Verträge regeln die Verfassungen unterschiedlich.
In Nicaragua und El Salvador bedürfen alle Verträge der Z ustim m ung des 
Parlaments, Art. 148, Ziff. 8 bzw. Art. 47, Ziff. 29-
In H onduras und Costa Rica ist grundsätzlich die Z ustim m ung des Par­
laments erforderlich, Art. 181 Ziff. 26 bzw. Art. 121, Ziff. 4. Allerdings gibt 
es Ausnahmen von diesem G rundsatz. So kann in H onduras gemäß 
Art. 181, Ziff. 26, Satz 2 bei Verträgen über Handelsaustausch, die eine 
W arenliste enthalten, die Exekutive die Listen durch schlichten Aus­
tausch entsprechender N oten  des Außenm inisterium s modifizieren, wenn 
dieses Verfahren in dem Vertrag vorgesehen ist.
In Costa Rica sieht Art. 121, Ziff. 4, Abs. 33 folgende Ausnahme vor: 
keiner Z ustim m ung des Parlaments bedürfen Protokolle geringeren Rangs 
(„de menor rango“), die auf G rund  von Verträgen unterzeichnet sind, 
denen das Parlament zugestim m t hat, wenn diese Verträge eme solche Ab­
leitung der Protokolle ausdrücklich vorsehen. Diese Protokolle treten mit 
Veröffentlichung durch die Exekutive in Kraft, Art. 140, Ziff. 10, Abs. 2.
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In Guatemala ist grundsätzlich keine Z ustim m ung des Parlaments erfor­
derlich. D ie Ratifizierung ist Aufgabe des Präsidenten, Art. 189, Ziff. 11. 
Art. 170, Ziff. 13 und 14 enthalten aber einen K atalog von Fällen, in denen 
das Parlament den Verträgen zustim men muß. Als w ichtigste Ausnahme­
fälle seien genannt: ein Vertrag berührt bestehende Gesetze oder verein­
bart eine internationale Schiedsgerichtsbarkeit.
D a die Integrationsverträge bestehende Gesetze über Zölle, Steuerbefreiungen 
zur industriellen Förderung etc. berühren, bedürfen sie der Z ustim m ung des 
Parlaments.
In einigen Verträgen sind „Reglamentos“ vorgesehen, die die A usführung 
der Verträge näher regeln sollen und in etwa den Charakter von Verord­
nungen nach deutschem Recht haben.
N ach Art. 182 CAUCA hat die Exekutive jedes Landes die „Reglamentos“ 
herauszugeben („em itir“), die multilateral im CEC beschlossen sind 
(„acordar"). Bisher hat der CEC den RECAUCA beschlossen. In G uate­
mala und Costa Rica wurde der RECAUCA4 durch Regierungsdekrete 
veröffentlicht, in Nicaragua hingegen verabschiedete das Parlament CAUCA 
und RECAUCA zusam m en5.
Art. 47 Conv. Inc. bestim mt, daß jeder Staat ein einheitliches „Regla­
m ento zum Conv. Inc. annim m t („adoptar"), das der CE auszuarbeiten hat 
(„elaborar"). Bisher konnte der REIFALDI noch nicht endgültig im CE 
erarbeitet werden6.
In den vorgenannten Fällen sehen die Verträge eine Übernahme der 
„Reglamentos" in nationales Recht ausdrücklich vor. Dagegen besagt 
Art. V T G  lediglich, daß der CE ein „Reglamento" über Bestim m ung des 
W arenursprungs erläßt („establecer“). Ein solches „Reglamento" wurde 
bislang nicht erlassen7.
In anderen Fällen weisen die Verträge den O rganen des MCCA die Z u­
ständigkeit zu, die A usführung des Vertrages in speziellen Fällen näher zu 
regeln, ohne den Begriff „Reglamento“ zu gebrauchen.
N ach Art. X II, f, 2. Prot, von M anagua8 kann der CEC innerhalb der 
Bandbreite zwischen Minimum- und Maximumzoll die genaue Zollhöhe 
durch Beschluß festsetzen. In K raft treten die Zölle durch ein Regierungs­
dekret in den nationalen Gesetzblättern.
D er CE setzt gem äß Art. 2, 2. Prot. Conv. Reg. Ind .9 die Glasklassen und 
Stärken fest, die im Rahmen der Integrationsindustrie zu produzieren sind. 
D ie Beschlüsse des CE sind in den nationalen Gesetzblättern zu veröffent­
lichen, damit sie im nationalen Recht Rechtsw irkung erlangen („. . . para 
los efectos legales correspondientes"). Im  1. Prot. Conv. Reg. Ind. fehlt bei 
ähnlichen Fällen ein ausdrücklicher Flinweis auf das Erfordernis der Über­
nahme. Gemäß Art. 25 dieses Protokolls setzt der CE die Preise für die
Produkte der Integrationsindustrie „GINSA“ fest. Aus dem W ortlau t des 
Art. könnte man schließen, daß m it dem Beschluß des CE die Preise 
in den Ländern verbindlich werden. Tatsächlich jedoch wurde die vom CE 
durch Resolution festgesetzte Preisliste10 in den Mitgliedsländern durch 
Regierungsdekrete in K raft gesetzt, die in den Gesetzblättern veröffentlicht 
w urden11.
N ach Art. 4, 1. Prot. Conv. Reg. Ind. bestim m t der CE in Zusamm enarbeit 
m it dem ICAITI die Q ualitätsnorm en, die die Produkte der Integrations­
industrie erfüllen müssen12. Auch hier fehlt ein Hinweis auf die N otw en­
digkeit zur Übernahme in das nationale Recht. Bisher hat der CE die 
Q ualitätsnorm  noch nicht festgesetzt. D och dürfte der Beschluß genau wie 
der Beschluß über die Preise durch D ekret innerstaatlich verwirklicht 
werden.
Schließlich hat man dieses Verfahren auch im Fall des Art. 33, 1. Prot. 
Conv. Reg. Ind .13 angewandt. D anach verifiziert die Sieca im Rahmen des 
Sondetsystems, ob 50% zentralamerikanische Produktion besteht. Bei 
positivem Ergebnis teilt sie dies in einer schriftlichen N o te  den Regierun­
gen mit. D er Schutzzoll für die Produkte des Sondersystems wird dann 
nach dem W ortlau t des Art. 33 . . 30 Tage nach dem D atum  der schrift­
lichen N otifizierung angewandt“. A uf Anfrage des Verfassers erklärten die 
Sachbearbeiter der Sieca, daß die entsprechenden Feststellungen der Sieca 
und die im Prot, für diese Produkte vorgesehenen Schutzzölle in jedem 
Land noch durch Regierungsdekrete veröffentlicht seien.
D ie Praxis der zentralamerikanischen Staaten geht also dahin, daß in allen 
Fällen, in denen Verträge sogenannte „Reglamentos“ vorsehen, die die 
Organe des MCCA zu erlassen haben, diese noch durch einen nachfol­
genden Akt der Staatsgewalt des jeweiligen Landes im nationalen Recht 
verwirklicht werden, und zwar unabhängig davon, ob der Vertrag einen 
solchen A kt ausdrücklich vorsieht oder nicht.
Bei den Entscheidungen der Organe, also in der Hauptsache Streitentschei­
dungen und Sanktionen, sehen einige Vorschriften in den Verträgen 
ausdrücklich vor, daß Entscheidungen eines Organs nach innerstaatlichem 
Recht zu verwirklichen sind.
So hat nach Art. VI, Abs. 2 c T G  ein Staat, wenn der CE die Unvereinbar­
keit einer Verbrauchssteuer m it dem Freihandelsprinzip festgestellt hat, diese 
Steuer nach den Vorschriften des innerstaatlichen Rechts zu beseitigen.
Im Fall der Stempelmarkensteuer in Guatemala (CE Resolution 72) erließ 
die Regierung Guatemalas eine W eisung an die zuständigen Behörden, die 
Steuer bei Freihandelswaren nicht m ehr zu erheben. Später wurde das Gesetz 
entsprechend geändert15. N ach der Entscheidung über die Verbrauchs­
steuer auf W aschm ittel in Nicaragua (CE Resolution 71)16 beschritt man
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einen etwas ungew öhnlichen W eg: die Regierungen von Nicaragua und 
H onduras einigten sich darauf, daß die Steuer stufenweise binnen sechs 
M onaten abgebaut wird. Danach wurde das Gesetz aufgehoben17.
N ach Art. XIV Prot. Conv. Equip, vom 31. Juli 196218 kann der CE bei 
unlauteren Handelspraktiken Sanktionen erlassen. Die Sanktionen sind
von den Regierungen anzuwenden (.......  la sanción será aplicada por el
G obierno del país . .
Bislang hat der CE keine derartige Sanktion verhängt.
In den meisten Entscheidungsfällen sehen die Verträge allerdings nicht 
ausdrücklich die Übernahme in das innerstaatliche Recht vor. Als wich­
tiges Beispiel unter vielen anderen seien hier die Entscheidungen des CE 
bei Zweifel über den U rsprung einer W are genannt. H at ein Land in sol­
chen Fällen den Freihandel unterbrochen und entscheidet der CE, daß die 
betreffende W are Freihandel genießt, so hat diese Entscheidung keine un­
m ittelbare W irkung  im innerstaatlichen Recht. Vielmehr verpflichtet sie 
die Regierung, die den Freihandel beeinträchtigende M aßnahm e aufzu­
heben. Das geschieht dadurch, daß die Regierung zum Beispiel den Zoll­
behörden die W eisung erteilt, in Z ukunft die betreffende W are nicht mehr 
m it Zoll zu belasten. N ich t in allen Fällen komm en die Regierungen 
dieser V erpflichtung nach. Trotz der Entscheidung des CE (Resolution 89 
und 98)19, daß die Produkte der Integrationsindustrien in Honduras Frei­
handel genießen, erhob Honduras, wie Sachbearbeiter der Sieca dem Ver­
fasser m itteilten, auch nach den Entscheidungen des CE weiterhin Im port­
zoll auf diese Produkte.
Auch die Entscheidungsakte der O rgane des MCCA entfalten keine u n ­
m ittelbare W irkung  im innerstaatlichen Recht. Rechtsw irkung im natio­
nalen Recht erlangen sie erst durch nachfolgende Akte der staatlichen 
O rgane20.
II • K O N Z E P T IO N  DES MCCA U N D  SEINE 
ZU K UN FTSAU SSICHTEN
Das K onzept der wirtschaftlichen Integration Zentralamerikas beruht auf 
der Priorität der industriellen Entwicklung. Dieses Ziel will man durch 
verschiedene M aßnahm en erreichen. D ie zentralamerikanische Produktion 
erhält durch Schaffung einer Freihandelszone einen erweiterten M arkt und 
wird durch einen gemeinsamen Außenzoll vor der K onkurrenz aus D ritt­
ländern geschützt. Diese allgemeinen Vorteile für die heimische Produktion 
begleiten spezielle Industrieförderungsm aßnahm en. Das Regime der In te­
grationsindustrien soll Industrien größeren Ausmaßes, die den gesamten regio­
nalen Markt benötigen, fördern. Das Sondersystem soll neue Industrien, 
die für die wirtschaftliche Entwicklung Zentralamerikas von besonderer 
Bedeutung sind, anziehen, und schließlich bietet das Abkommen über 
Steuervergünstigungen einen gestaffelten K atalog steuerlicher Anreize für 
Industriebetriebe, wobei man der Produktion von K apitalgütern und H alb­
fertigwaren die größten  Vorteile gewährt und die traditionelle zentral­
amerikanische Industrie (Getränke, Tabakwaren etc.) die geringsten Ver­
günstigungen erhält.
Infolge der wirtschaftlichen Integration etablierten sich verschiedene neue 
Industrien in Zentralamerika, die unter anderem auch zur Im portsubstitu­
tion beitrugen. D en spektakulärsten Erfolg erzielte die Integration auf dem 
Gebiet des intraregionalen Handelsaustauschs. Dieser wuchs von 8 Millio­
nen US $ im Jahre 1950 über 32 M illionen US $ im Jahre I960 auf 
260 Mill. US $ im Jahre 1970.
D ie wirtschaftliche Integration ist jedoch kein Selbstzweck. D ie Präambel 
zum T G  bezeichnet ihr Ziel: die Verbesserung der Lebensbedingungen der 
Bevölkerung Zentralamerikas. An diesem Anspruch m uß der Erfolg der 
bisherigen Integrationsm aßnahm en gemessen werden.
Zentralamerika ist vorwiegend agrarwirtschaftlich strukturiert. 63% aller 
Beschäftigten sind in der Landwirtschaft tätig21, etwa 12% in der Indu­
strie22. Von den in der Landwirtschaft Beschäftigten besitzen 80% kein 
eigenes Land23; der G rundbesitz ist -  m it Ausnahme Costa Ricas24 -  in 
Großgrundbesitz und M inifundien m it Subsistenzwirtschaft aufgeteilt. Z en­
tralamerika hat eine Analphabetenquote von 60%25.
Das jährliche Pro-Kopf-Einkommen ist von 264 US $ im Jahre 1961 auf 
346 US $ im Jahre 1967 gestiegen26. Diese summarische Zahl sagt jedoch 
wenig aus über das tatsächliche Einkommen der verschiedenen sozialen 
Klassen. D ie gemeinsame Mission für Zentralamerika der OEA, BID, 
CEPAL, BCIE und Sieca schätzte für 1964, daß etwa 7 Millionen Ein­
w ohner Zentralamerikas ein jährliches Pro-Kopf-Einkommen von etwa 
43 US $ hätten27.
Das bedeutet bei einer Gesamteinwohnerzahl von ca. 13 Millionen, daß 
weit über die Hälfte der Einwohner unter infrahumanen Bedingungen 
existieren muß.
Die Erfolge der Integration -  industrielles W achstum  und erweiterter 
Handelsaustausch -  berühren die überwiegende M ehrheit der Bevölkerung 
nicht. Sie ist n icht in die Volkswirtschaft integriert, sondern existiert als 
marginale Masse in reiner Subsistenzwirtschaft.
D ie gegenwärtige W irtschafts- und Sozialstruktur läßt eine Änderung 
dieser Lage nicht zu. Ein kleiner Sektor hat ein so hohes Einkommen, daß 
jede Erhöhung in K onsum  ausländischer G üter gesteckt wird, während die
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Masse ein so geringes Einkommen hat, daß ihre Nachfrage in der Volks­
wirtschaft keinen aktiven Faktor bildet28. D adurch wird wiederum eine 
weitere Industrialisierung gehemmt.
D ie wirtschaftliche Integration hat die G rundproblem e der wirtschaftlichen 
E ntw icklung Zentralamerikas, nämlich die Frage der Agrarreform (Bodenver­
teilung und Basiserziehungsprogramm für die unqualifizierten Landarbeiter), 
n ich t nur nicht gelöst, sondern nicht einmal in Angriff genomm en. D a­
durch, daß man die Integration bew ußt auf dem industriellen Sektor kon­
zipierte, machte man sie politisch sicher, das heißt, die Interessen des 
G roßgrundbesitzes wurden nicht angetastet.
D ie Probleme werden von den O rganisationen, die sich m it der Integra­
tion beschäftigen, klar gesehen. D ie CEPAL erklärt in ihrem letzten Be­
richt zur Lage der Integration in Zentralamerika29, die Erfahrung in Latein­
amerika lehre, daß bei der Industrialisierung in Ländern m it stagnierender 
Landwirtschaft diese letztlich zum H em m schuh werde. In  Zentralamerika 
müsse das Problem der Bodenverteilung und der fehlenden Ausbildung 
gelöst werden, ohne die eine Entwicklung am Ende unm öglich sei30.
Es bleibt die Frage, ob die Regierungen willens und in der Lage sind, diese 
Aufgaben zu lösen. D ie Zeit drängt. Jahr für Jahr steigt die Zahl der unge­
lernten Arbeitskräfte -  m it 3,5% hat Zentralamerika eine der höchsten 
Q uoten  des Bevölkerungswachstums der W elt - ,  die die Masse der Elenden 
vermehren. G elingt es n icht bald, auf friedlichem W ege Veränderungen zu 
schaffen, so ist die W ahrscheinlichkeit gegeben, daß die große Bevölke­
rungsm ehrheit einen anderen W eg zur Lösung sucht, einen W eg, den der 
kolumbianische Soziologe Camilo Torres m it folgenden W orten  beschrie­
ben hat:
„En las circunstancias actuales de América Latina, nosotros vemos, que no 
se puede dar de comer, ni vestir, ni alojar a las mayorías. Los que detentan 
el poder constituyen esa minoría económica que domina al poder político, 
al poder cultural, al m ilitar . . .  Se debe propiciar entonces, la toma del 
poder por parte de las mayorías, para que realicen las reformas estructurales 
económicas, sociales, políticas en favor de esas mismas mayorías. Esto se llama 
revolución . . ,31“
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El Gráfico", G uatem ala, vom  7. 8. 1969, S. 7.
61 Vgl. Sieca, Declaración C onjun ta  de los M inistros de Relaciones Exteriores 
de G uatem ala, El Salvador, H onduras, N icaragua y Costa Rica.
62 A. a. O.
63 Siehe Sieca, A cta de la R eunión de M inistros de Econom ía de C entro­
américa, 9. 1. 1970.
64 Sieca, Suplem ento de la Carta Inform ativa N o  106, A ugust 1970, S. 42.
65 Siehe Acta final de la Tercera R eunión de M inistros de Econom ía de C entro­
américa. In : IN TA L, Boletín de la Integración, N r. 61, Jan . 1971, S. 29 ff.
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Siehe Balassa, a. a. O ., S. 1 u. 6; W endel: D ie Zentralam . W irtsch. In tegra­
tion, S. 11.
Estado Actual de la Integración Centroam ericana, S. 123.
Teoría General del D erecho de la Integración . . ., S. 93 ff.
Necesidad de un  Sistema Institucional y Jurídico, S. 173 ff.
In I IE J I : D erecho de la Integración Latinoamericana, S. 10 Fußnote 8, ist 
ein weiterer Beitrag im „Anuario U ruguayo de Derecho Internacional“ IV, 
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(460).
Sieca, Acta CE N r. 4, S. 10.
Sieca, CE-IV /13 Add. 1, S. 7.
S ieca/C E -III/D .T . 6, S. 6.
Sieca, Acta CE N r. 4, S. 12.
Sieca, Acta CE N r. 8, S. 16.
Sieca/CE-IV /17, S. 6.
Sieca, Acta CE N r. 4, S. 16.
A. a. O ., S. 17.
Sieca, Acta CE N r. 6, S. 22.
S ieca/C E -IV /D T  4, S. 4.
Sieca, Acta CE N r. 6, S. 23.
Sieca, Acta CE N r. 19, S. 18.
Sieca, Acta CE N r. 23, S. 59.
Sieca/C E-X X IV /D .T . 15, S. 4.
Sieca, Acta CE N r. 24, S. 13.
Sieca/C E-X X IV /D .T . 22.
Sieca, Acta CE N r. 24, S. 22.
Sieca, Acta CE N r. 24, S. 36.
Sieca, Acta CE N r. 26, S. 19-
Sieca, Acta CE N r. 27, S. 53.
Sieca, C E -X X V II/D .T . 30, S. 4.
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A. a. O ., S. 17.
Sieca, Acta CE N r. 19, S. 14.
Im  einzelnen s. S ieca/CE-X V III/89- 
Sieca, Acta CE N r. 14, S. 13.
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Sieca, Acta CE N r. 27, S. 17.
Sieca, Acta CE N r. 26, S. 17.
S ieca/C E-X X X V III/D .T . 2, S. 13.
Sieca, Acta CE N r. 26, S. 16.
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Sieca, Acta CE N r. 19, S. 19- Vgl. auch oben S. 25 Ziff. 4.
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nächst en trich teten  Im portzölle später wieder zurückgezahlt. 
S ieca/C E -X X III/D .T . 8, S. 14.
A. a. O ., S. 18.
Sieca, Acta CE N r. 23, S. 13.
Sieca/C E-X X V /D .T. 6, S. 21.
Sieca, A cta CE N r. 24, S. 33.
Sieca, Acta de la R eunión de M inistros de Econom ía de CA, 1. 3 .-4 . 3. 69, 
S. 21.
Sieca, Acta CE N r. 37, S. 37.
Sieca, Convenios . . ., Bd. II, S. 9- 
Im  einzelnen siehe Sieca/L-2.
Sieca, Acta CE N r. 19, S. 25.
Sieca, A cta CE N r. 24, S. 22. Vgl. auch oben S. 26 Ziff. 7.
Sieca, Acta CE N r. 25, S. 26.
Siehe S. 33-
Sieca, Acta CE N r. 23, S. 9.
Sieca/L-2, S. 16.
Sieca, A cta CE N r. 1, S. 9.
Sieca, A cta CE N r. 24, S. 30.
S ieca/C E -X X V II/D .T . 39.
T ex t in : Sieca, Convenios . . ., Bd. III.
Sieca, Acta CE N r. 27, S. 37.
Vgl. auch S. 51.
Sieca/C E -X V I/D .T . 6.
Sieca, Acta CE N r. 17, S. 14.
Eine Übersicht über die W aren  im  A nnex „A“, die nach diesem Z eitpunk t 
Freihandel genießen, g ib t das D o k u m en t S ieca/SM C /D .J. 1 -6 6 .
Eine Ü bersicht über die noch verbleibenden Sonderregelungen nach A blauf 
des 5. Jahres g ib t das D ok u m en t S ieca/SM C /D .J. 13—66.
Ebenda.
Sieca/C E-IV /D .T . 3.
Sieca, A cta CE N r. 4, S. 19- 
Sieca, A cta CE N r. 5, S. 33.
Sieca, A cta CE N r. 15, S. 25.
CEPAL E /C N  12/A C  17/25.
Sieca, Res. del CCE, S. 21.
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Sieca, Convenios . . ., Bd. II, S. 9.
A. a. O ., S. 11.
Sieca, Convenios . . ., Bd. IV, S. 1.
A. a. O ., S. 3.
A. a. O ., S. 13.
A. a. O ., S. 25.
IIEJI, D erecho de la Integración, S. 152.
D ie Sieca g ib t für den am tlichen G ebrauch eine Loseblattsam m lung heraus, 
die alle für die fü n f Länder gü ltigen  Im portzölle en thält: Sieca, Arancel 
de A duanas Centroamericanas.
Villagrán-K ram er: Integración Económ ica Centroam ericana, S. 76 f.
D azu Sancho: En T orno  a la U nión Aduanera Centroam ericana.
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44 Convenio Centroam ericano de Incentivos Fiscales al Desarrollo Industrial, 
Sieca, Convenios . . ., Bd. II, S. 13.
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Fiscales al Desarrollo Industrial, Sieca, Acta CEC N r. 17, A nexo 2.
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brado en laln tegración  Centroam ericana. N achdruck i n : S ieca/C E C /X III/133 .
47 Protocolo sobre T rato  Preferencial de H onduras, Sieca, Convenios, Bd. IV, 
S. 17.
48 R eglam ento al Convenio Centroam ericano de Inc. Fisc. al Desarrollo In ­
dustrial (R EIFA LD I).
49 E ntw urf in: Sieca, Acta CE N r. 39, A nexo 1.
50 S ieca/R E G E A R /IN F  Rev. 1.
51 S ieca/C E -X IX /95 A.
52 Sieca, Acta CE N r. 39, S. 7.
53 S ieca/R E G E A R /IN F . Rev. 1.
54 S ieca/C E C -X V III-E /D T  2, S. 59.
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S. 54.
2 Verfassungen von : Guatem ala, Art. 189, Ziff. 11; El Salvador, Art. 78, 
Ziff. 12; H onduras, Art. 201, Ziff. 26; Nicaragua, Art. 195, Ziff. 8; Costa 
Rica, Art. 140, Ziff. 10.
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6 S. o. S. 74.
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9 S. o. S. 60.
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de la Integración Latinoamericana, S. 1001.
S. o. S. 65.
S. o. S. 70.
S. o. S. 34.
IIEJI, D erecho de la Integración Latinoamericana, S. 1000.
S. o. S. 36.
Siehe F ußnote 15, dort S. 1001.
S. o. S. 46.
S. o. S. 60 und  64.
Z um  Problem  der innerstaatlichen A nw endung von Völkerrechtsnorm en 
unter Berücksichtigung der Transform ations- und Vollzugslehre vgl. im ein­
zelnen Berichte der D eutschen Gesellschaft für V ölkerrecht, H eft 6: D ie 
A nw endung des V ölkerrechts im innerstaatlichen Recht, 
de León Schlotter: Condiciones del Trabajador Rural en América Central,
S. 255.
Sieca, A lgunos Aspectos Sociales . . ., S. 2.
G odines: Clases Sociales Rurales, S. 174.
Die politischen, sozialen und ökonom ischen Strukturen  in Costa Rica un ter­
scheiden sich w eitgehend von denen der übrigen Länder Zentralamerikas.
A. a. O ., S. 171.
Sieca, A lgunos Aspectos Sociales . . ., S. 3.
MCP, Lincam ientos de un Program a de Desarrollo A gropecuario para 
Centroamérica.
H an sen : Central A m erica: Regional In tegration  and Econom ic D evelop­
m ent, S. 67.
CEPAL, Evaluación . . ., S. 60.
A. a. O ., S. 70.
„W ir sehen, daß man un ter den heutigen U m ständen in Lateinamerika den 
M ehrheiten w eder N ah ru n g  noch K leidung, noch W o h n u n g  geben kann. 
D iejenigen, die diese M öglichkeit vorenthalten, bilden jene wirtschaftliche 
M inorität, die die politische, kulturelle und  m ilitärische M acht innehat . . . 
Man m uß also die M achtergreifung durch die M ehrheiten begünstigen, 
dam it sie zu ihren G unsten  die ökonom ischen, sozialen und politischen 
S trukturreform en durchführen. Das nennt man R evolution  . . . “
Colección „El Sentido de la H istoria“ N r. 3: Camilo Torres, El Cura que 
m urió en las Guerillas, S. 249.
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A N H A N G
T ex t des T G *
Generalvertrag über die wirtschaftliche Integration /Vfittelamerikas
Z u r U nterstreichung ihrer Absicht, die W irtschaftssystem e der vier Länder zu 
vereinigen und  gem einsam  die E ntw icklung M ittelam erikas voranzutreiben m it 
dem Ziel, die Lebensbedingungen seiner Bew ohner zu verbessern, in der Ü ber­
zeugung, daß es notw endig  ist, die In tegration  ihrer W irtschaftssystem e zu be­
schleunigen, die bereits bis jetzt erreichten R esultate zu festigen und  die G rundlage 
für zukünftige M aßnahm en zu schaffen,
in E rinnerung an die getätig ten  V ereinbarungen, w ie sie in den nachstehend 
aufgezählten O rganen der w irtschaftlichen In tegration  verankert s in d : 
im  m ultilateralen A bkom m en über den freien H andel und  die W irtschaftliche 
In tegration  M ittelam erikas;
im m ittelam erikanischen V ertrag über die A ngleichung der Einfuhrzölle und -abga- 
ben und  dessen P rotokoll über Vorzugszölle in M ittelam erika; 
in den bilateralen V erträgen über den freien H andel und die w irtschaftliche In te ­
gration , wie sie zwischen den m ittelam erikanischen Ländern vereinbart w u rd en ; 
im A bkom m en über den w irtschaftlichen Zusam m enschluß zwischen den Ländern 
G uatem ala, El Salvador und H onduras,
haben die Regierungen der R epubliken von G uatem ala, El Salvador, H onduras und 
N icaragua den vorliegenden V ertrag vereinbart und  zu dessen D urch führung  die 
folgenden entsprechenden Bevollm ächtigten ernann t:
die nach A ustausch ihrer entsprechenden, in gu te r und  gehöriger Form  befundenen 
V ollm achten, folgendes vereinbart haben:
K A PITEL I
Gemeinsamer Mittelamerikanischer M arkt 
A rtikel I
D ie vertragsschließenden Staaten kom m en überein, un ter sich einen gem einsam en 
M arkt einzuführen, der innerhalb eines Z eitraum s von höchstens fü n f Jahren  vom 
T ag des Inkrafttre tens dieses Vertrages ab voll w irksam  wird. D arüber hinaus be-
* In der Fassung der deutschen Ü bersetzung, die die Sieca 1962 un te r dem  T itel 
„D er Gem einsam e M arkt M ittelam erikas“ veröffentlicht hat. Diese Ü bersetzung ist 
außerdem  abgedruckt in : G iesecke: „Zentralam erika und  sein Gem einsam er 
M arkt“ , und in : Lateinamerikan. In stitu t H ochschule St. G allen: „Integration in 
Lateinamerika“.
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schließen sie, zwischen ihren Ländern eine Z o llun ion  zu bilden.
A rtikel II
Z u r D urch führung  des vorhergehenden Artikels verpflichten sich die V ertrags­
partner, eine Freihandelszone in M ittelam erika innerhalb eines Zeitraum s von fünf 
Jahren  voll wirksam werden zu lassen und  einen einheitlichen m ittelam erikanischen 
Z o lltarif einzuführen, der den Beschlüssen des m ittelam erikanischen Vertrages zur 
A ngleichung der Einfuhrzölle und -abgaben entspricht.
K A PITE L  II
Handelsregeln 
A rtikel III
D ie U nterzeichnerstaaten gewähren sich gegenseitig den freien Austausch aller 
W aren, die aus ihren Ländern stam m en, abgesehen von den Beschränkungen, die 
sich aus den Sonderbestim m ungen im  A nhang A des vorliegenden A bkom m ens 
ergeben.
D aher sind die N atu rp ro d u k te  der Partnerstaaten und die do rt hergestellten W aren 
frei von Einfuhr- und  A usfuhrabgaben, einschließlich K onsulargebühren und 
allen anderen Steuern, A bgaben und G ebühren, die bei der Ein- und A usfuhr an­
fallen oder dam it Zusammenhängen, g leichgültig , ob sie vom  Staat, von den G e­
m einden oder irgendeiner anderen Stelle erhoben werden.
D ie in diesem Artikel gew ährten Befreiungen beziehen sich n ich t au f die K osten 
oder G ebühren für U m ladung, Lagerung oder B ehandlung von W aren, auch nicht 
au f andere legale K osten, die aus D ienstle istungen im  Hafen oder bei der Lage­
rung  oder beim  Transport resultieren; n icht eingeschlossen sind auch K ursun ter­
schiede, die auf das Vorhandensein zweier oder m ehrerer Devisenkurse zurück­
zuführen sind oder von anderen D evisenbestim m ungen in irgendeinem  der Partner­
staaten herrühren.
W aren, die in irgendeinem  der U nterzeichnerstaaten hergestellt werden, werden in 
allen Staaten wie einheim ische Erzeugnisse behandelt und w erden von allen 
quantitativen  oder anderen Beschränkungen oder M aßnahm en befreit, abgesehen 
von den legalen K ontro llen , die in den T erritorien  der Signatarstaaten aus G ründen 
der Gesundheitspflege, der Sicherheit oder der polizeilichen Ü berw achung be­
stehen.
Artikel IV
D ie Vertragsstaaten vereinbaren für bestim m te P rodukte, daß auf sie für eine 
Übergangszeit die sofort einzuführenden Freihandelsbestim m ungen nach A r­
tikel III  dieses Vertrages noch nicht zutreffen. D ie P rodukte fallen spätestens nach 
A blauf von höchstens fü n f Jahren  un te r die Freihandelsbestim m ungen, es sei denn, 
au f sie treffen die Sonderbestim m ungen des A nhangs A zu.
D er A nhang A führt die P rodukte auf, die einer Sonderregelung unterliegen. Der 
H andel m it diesen W aren  unterliegt den in A nhang A genannten  Bestim m ungen. 
Diese Bestim m ungen dürfen nur durch m ultilaterale V erhandlungen im  Exekutivrat 
abgeändert werden. D er A nhang A ist ein integraler Bestandteil dieses A bkom ­
mens.
D ie Teilnehm erstaaten vereinbaren, daß das P ro tokoll über den m ittelam erikanischen
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V orzugstarif, der als A nhang zum  m ittelam erikanischen A bkom m en über die 
A ngleichung der Einfuhrzölle und -abgaben gehört, für diejenigen P rodukte nicht 
g ilt, die im  vorliegenden Artikel aufgeführt sind, und für die Sonderregelungen 
bestehen.
A rtikel V
W aren, die den Bestim m ungen dieses Vertrages unterliegen, müssen als solche im 
Zollform ular bezeichnet werden, das vom  Exporteur zu unterschreiben und m it 
einem  U rsprungszeugnis zu versehen ist. Dieses Form ular w ird den Zollbeam ten 
des Ursprungs- und  Bestim m ungslandes gem äß A nhang B dieses Vertrages zur 
K ontro lle  vorgelegt.
W en n  über die H erkunft eines Artikels U nklarheit besteht und  diese Frage nicht 
durch zweiseitige V erhandlungen geklärt w erden kann, so kann jede der betref­
fenden Parteien den Exekutivrat anrufen, um  den U rsprung der W are erm itteln  
zu lassen. D er R at darf P rodukte, die in einem dritten  Land hergestellt werden 
und im  A usfuhrland lediglich zusam m engestellt, verpackt, zerteilt oder verdünnt 
werden, n icht als in einem  der V ertragsstaaten erzeugte W aren  bezeichnen.
In  Fällen, au f die sich der vorhergehende Absatz bezieht, w ird die E infuhr der 
W are n icht untersagt, vorausgesetzt, daß dem E infuhrland die Z ah lung  der E infuhr­
zölle und anderer A bgaben, denen die W aren  unterliegen, garantiert wird. D ie 
geleistete Sicherheit verfällt oder w ird -  je nach Sachverhalt — nach A bw icklung 
der A ngelegenheit zurückgezahlt.
D er Exekutivrat erläßt die D urchführungsbestim m ungen über das bei der E rm itt­
lung des U rsprungs der W aren zu befolgende Verfahren.
A rtikel VI
W en n  die gehandelten W aren  im  Inland Steuern, Abgaben oder anderen Bela­
stungen irgendw elcher A rt unterw orfen sind, die sich au f die P roduktion , den 
Verkauf, die V erteilung oder den V erbrauch in einem der Signatarstaaten beziehen, 
so kann das betreffende Land ähnliche W aren, die von anderen Vertragsstaaten 
bezogen werden, m it einer gleich hohen Ausgleichsabgabe belasten. In diesem 
Fall m uß  das betreffende Land für die gleichen W aren, die es aus dritten  Ländern 
bezieht, m indestens den gleichen Betrag erheben.
D ie U nterzeichnerstaaten einigen sich au f folgende Bedingungen für die A n­
w endung von V erbrauchssteuern:
a) Solche Steuern können  in der für erforderlich angesehenen H öhe erhoben 
werden, w enn der betreffende Artikel im eigenen Land hergestellt w ird oder 
w enn der A rtikel n icht in einem der U nterzeichnerstaaten hergestellt wird.
b) W en n  der A rtikel n ich t in einem  der Signatarstaaten hergestellt wird, dies 
jedoch in einem  anderen dieser Länder der Fall ist, dann darf der erstgenannte 
Staat den Artikel n icht m it V erbrauchssteuern belasten, es sei denn, daß der 
Exekutivrat dies genehm igt.
c) W en n  einer der Signatarstaaten eine Verbrauchssteuer erhebt und  die Produk­
tion  des betreffenden Artikels später in irgendeinem  der Vertragsstaaten auf­
genom m en wird, n icht aber in dem betreffenden Lande, so w ird der Exekutiv­
rat, w enn der betreffende Staat es beantragt, diesen Fall beraten und entschei­
den, ob die Steuer sich m it dem freien H andel vereinbaren läßt. D ie Länder 
erklären sich bereit, diese V erbrauchssteuern nach Eingang einer entsprechenden 
A ufforderung des Exekutivrats un ter Beachtung ihrer gesetzlichen Vorschriften 
abzuschaffen.
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A rtikel V II
K einer der Signatarstaaten wird V orschriften über die V erteilung oder den Ver­
kauf von W aren, die in einem  anderen U nterzeichnerstaat hergestellt wurden, 
erlassen, wenn diese V orschriften die genannten  P rodukte gegenüber W aren eigener 
H erstellung oder aus der P roduktion  irgendeines anderen Landes benachteiligen 
oder benachteiligen könnten.
A rtikel V III
W aren, die nach den Gesetzen der V ertragsstaaten am T ag des Inkrafttre tens dieses 
Vertrages einem  staatlichen M onopol unterliegen, bleiben auch w eiterhin den ge­
setzlichen V orschriften der Länder und  -  falls zutreffend -  auch den dafür gelten­
den V orschriften des A nhangs A des vorliegenden Vertrages unterw orfen.
Bei der E rrichtung neuer M onopole oder der Ä nderung bestehender M onopole 
w erden sich die V ertragsstaaten konsultieren m it dem Ziel, den m ittelam erikani­
schen H andel m it diesen W aren besonderen V orschriften zu unterwerfen.
K A PITE L  III
Exportsubventionen und unlautere Handelsmethoden 
A rtikel IX
D ie Regierungen der Signatarstaaten werden für Artikel, die aus Ländern außerhalb 
M ittelam erikas eingeführt werden, keine Zollbefreiungen oder -erm äßigungen ge­
w ähren, wenn die betreffenden W aren in den V ertragsstaaten hinreichend erzeugt 
werden.
W en n  ein Signatarstaat sich durch E infuhrzollvorteile geschädigt fühlt, oder durch 
staatliche E infuhren, die n icht für die R egierung selbst oder für ih r untergeordnete 
Stellen getätig t werden, so kann er diesen Fall dem Exekutivrat zur Ü berprüfung 
und  Entscheidung vorlegen.
A rtikel X
D ie Z entralbanken der U nterzeichnerstaaten werden eng Zusammenarbeiten, um  
W ährungsspekulationen zu vermeiden, die auf die K urse einw irken könnten , und 
um  die K onvertierbarkeit der W ährungen  der entsprechenden Länder auf einer 
Basis zu halten, die un ter norm alen Verhältnissen die Freiheit, E inheitlichkeit und 
Stabilität des W ährungsaustausches garantiert.
E in Signatarstaat, der den internationalen G eldtransfer m engenm äßig beschränkt, 
m uß  die nötigen M aßnahm en treffen, die garantieren, daß solche Beschränkungen 
die anderen Staaten n icht diskrim inieren.
Bei ernsthaften Schwierigkeiten der Zahlungsbilanz, die die m onetären Bezie­
hungen  der Z ahlungen der Signatarstaaten untereinander beeinträchtigen oder 
beeinträchtigen könnten , w ird der Exekutivrat von sich aus oder au f A ntrag eines 
der V ertragspartner den Sachverhalt in Zusam m enarbeit m it den Z entralbanken p rü ­
fen, um  den Regierungen der Länder eine annehm bare Lösung vorzuschlagen, die m it 
der A ufrechterhaltung des m ultilateralen Freihandels vereinbar ist.
A rtikel XI
K einer der Signatarstaaten w ird direkte oder indirekte Subventionen für den 
E xport von W aren  begünstigen, die für andere Länder bestim m t sind, oder Systeme
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einführen oder beibehalten, die den V erkauf dieser A rtikel zum  Zwecke des Exports 
in irgendein Partnerland vorsehen, und zwar zu einem Preis, der un ter dem In land­
verkaufspreis liegt, w obei U nterschiede der Z ahlungsbedingungen und  Besteuerung, 
sowie andere Faktoren, die einen Preisvergleich beeinflussen, entsprechend zu be­
rücksichtigen sind.
Als indirekte Exportsubventionen gelten  auch Festsetzungen oder M anipulierungen 
von Preisen in einem  der V ertragsstaaten, die darauf abzielen, daß der Verkaufs­
preis für bestim m te P rodukte im  anderen V ertragsstaat un ter dem Preis liegt, der 
un ter norm alen M arktverhältnissen im  A usfuhrland zustande käme.
Falls die E infuhr von Produkten , die in einem  V ertragsland aus Rohstoffen her­
gestellt werden, die un ter M onopolbedingungen zu künstlich tie f gehaltenen Preisen 
eingekauft w urden, die bestehende P roduktion  in einem anderen V ertragsland be­
einträchtigen sollte, so w ird die betroffene Partei die A ngelegenheit dem Exekutivrat 
zur Ü berprüfung vorlegen, dam it dieser entscheidet, ob eine unfaire Handelsweise 
vorliegt. D er Exekutivrat w ird innerhalb von fü n f Tagen nach E ingang der Be­
schwerde entscheiden oder den freien H andel zeitweilig aufheben, wobei der 
H andel gegen H in terlegung  einer Sicherheit in H öhe der Zollgebühren w eiter­
läuft. Diese Ü bergangszeit dauert dreißig Tage. In  diesem Zeitraum  hat der Exekutiv­
rat seine Entscheidung zu fällen. Sollte innerhalb der erw ähnten fü n f Tage keine 
Entscheidung des Exekutivrates vorliegen, so kann die betreffende Partei eine 
Sicherheitsleistung bis zum  endgültigen  Entscheid des Exekutivrates verlangen. 
S teuererleichterungen allgem einer Art, die einer der Vertragsstaaten zur Förderung 
seiner P roduktion  gew ährt, gelten jedoch n icht als Exportsubventionen. Ebensowenig 
g ilt es als E xportsubvention, wenn die P roduktion , der V erkauf oder der Verbrauch 
von W aren steuerfrei sind, die exportiert werden. Norm alerw eise können  die U nter­
schiede, die beim  D evisenverkauf im  Freiverkehr durch A nw endung eines höheren 
als des am tlichen K urses entstehen, n ich t als Exportsubvention  gelten. Falls jedoch 
einer der V ertragspartner Zweifel hat, m uß  die A ngelegenheit dem Exekutivrat zur 
Prüfung  und  E inholung  eines G utachtens überwiesen werden.
Artikel X II
U m  Praktiken auszuschließen, die gegen die Ziele dieses Vertrages verstoßen, w ird 
jeder Signatarstaat alle ihm  zur V erfügung stehenden gesetzlichen Schritte un te r­
nehm en, um  zu verhindern, daß W are  zu einem  Preis, der un te r dem  N orm alw ert 
der W are liegt, in andere Staaten exportiert werden, w enn diese A usfuhr der P ro­
duktion  der übrigen Länder schadet oder un te r U m ständen schaden kann oder die 
Entw icklung der nationalen oder m ittelam erikanischen Industrie  hem m t.
Eine Handelsware w ird dann zu einem  Preis, der un ter dem  N orm alw ert liegt, 
exportiert, w enn der Preis niedriger ist als:
a) der vergleichbare Preis un te r norm alen H andelsbedingungen für eine ähn­
liche W are, die für den Inlandsverbrauch des A usfuhrlandes bestim m t ist; 
oder
b) der höchstm ögliche vergleichbare Preis einer ähnlichen W are, die un ter nor­
malen H andelsbedingungen an ein drittes Land exportiert w ird ;
oder
c) die P roduktionskosten  im H erstellungsland nebst einem  angemessenen A uf­
schlag für Verkaufskosten und G ew inn.
In  jedem Fall sollen die bestehenden U nterschiede berücksichtigt werden, die 
a u f Zahlungsbedingungen und au f Besteuerung zurückzuführen sind, sowie auf 
andere Faktoren, die den Preisvergleich erschweren.
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A rtikel X III
W en n  einer der V ertragspartner den Eindruck hat, daß unfaire H andelspraktiken 
bestehen, die n icht in Artikel XI aufgeführt sind, so kann er den H andel nicht 
durch einen einseitigen Beschluß behindern, sondern m u ß  die A ngelegenheit dem 
E xekutivrat vorlegen, dam it dieser feststellen kann, ob tatsächlich unfaire M ethoden 
vorliegen. D er Rat w ird seine Entscheidung innerhalb von höchstens 60 Tagen 
bekanntgeben, gerechnet vom  Tage des E ingangs der Beschwerde ab.
W en n  ein Partner der A nsicht ist, daß unlautere H andelspraktiken feststellbar sind, 
soll er beim Exekutivrat die Erlaubnis erbitten, eine Sicherheitsleistung in H öhe 
der Einfuhrzölle fordern zu dürfen.
Sollte der Exekutivrat innerhalb von acht Tagen keine Entscheidung treffen, kann 
der betreffende Staat eine solche Sicherheitsleistung bis zur endgültigen Entschei­
dun g  des Rats verlangen.
A rtikel X IV
Sobald der Exekutivrat seinen Beschluß über unlautere H andelsm ethoden gefaßt 
hat, soll er die V ertragspartner benachrichtigen, ob gem äß diesem V ertrag Schutz­
m aßnahm en gegen diese M ethoden getroffen werden sollen oder nicht.
K A PITE L  IV
Warenverkehr und Transport 
A rtikel XV
Jed er der V ertragspartner m uß den freien D urchgangsverkehr durch sein T erritorium  
sicherstellen für G üter, die sich au f dem W ege zu oder von einem anderen Signatar­
staat befinden. D as g ilt auch für die Fahrzeuge, die diese W aren befördern.
D ieser D urchgangsverkehr darf n icht gem indert oder diskrim iniert werden oder 
quantitativen  Beschränkungen unterliegen. Im  Falle einer V erkehrsstockung oder 
anderer B ehinderung durch höhere G ew alt w ird jeder Signararstaat die Beförderung 
der W aren, die für die Versorgung seiner eigenen Bevölkerung bestim m t sind, und 
die Beförderung derer, die au f der D urchreise nach anderen Staaten sind, gleich­
berechtigt behandeln.
D er Transitverkehr läuft au f den gesetzlich vorgeschriebenen R outen  ab und 
unterliegt den Zollvorschriften und Transitgesetzen und -bestim m ungen des Lan­
des, in dem der V erkehr sta ttfindet. W aren  im D urchgangsverkehr -  unabhängig 
von ihrem B estim m ungsort -  sind von allen Zöllen, Steuern und anderen Abgaben 
staatlichen, städtischen oder anderen Charakters befreit, m it denen D urchgangs­
verkehr normalerweise belastet w ird ; jedoch dürfen D ienstle istungen m it den 
tatsächlichen K osten berechnet werden, die also n icht de facto-Einfuhrzölle oder -ab- 
gaben darstellen dürfen.
K A PITEL V
Bauuntemehmen 
A rtikel XVI
D ie Signatarstaaten gew ähren U nternehm en anderer Partnerstaaten, die m it dem
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Bau von Straßen, Brücken, D äm m en, Bewässerungssystemen, m it E lektrifizierungen, 
W ohnungsbau  und anderen Projekten beschäftigt sind, die dem w eiteren Aufbau 
der w irtschaftlichen In frastruk tur M ittelam erikas dienen, die gleiche B ehandlung 
w ie U nternehm en ihres eigenen Landes.
K A PITEL VI
Industrielle Integration 
A rtikel X V II
D ie U nterzeichnerstaaten unterschreiben hierm it alle Bestim m ungen des Vertrages 
über die In tegration  der m ittelam erikanischen Industrie und  verpflichten sich, zum 
Zwecke der baldm öglichsten D urch füh rung  des Vorhabens innerhalb eines Z eit­
raum s von höchstens sechs M onaten nach Inkrafttre ten  dieses Vertrages zusätzliche 
Protokolle zu unterzeichnen, in denen die Industrieanlagen g enann t sind, die 
zunächst von diesem Ü bereinkom m en betroffen w erden,' sowie die Freihandels­
verordnungen, die auf ihre P rodukte zutreffen und die anderen Bestim m ungen 
nach Artikel III des Vertrages.
K A PITE L  V II
Mittelamerikanische Bank fü r  wirtschaftliche Integration 
Artikel X V III
D ie Signatarstaaten beschließen die G rün d u n g  der m ittelam erikanischen Bank für 
die w irtschaftliche In tegration , die eine juristische Person sein wird. D ie Bank 
dient der Finanzierung und Förderung eines regional ausgeglichenen, integrierten 
w irtschaftlichen W achstum s. Z u  diesem Zweck werden die V ertragspartner die 
G ründungsurkunde dieser Bank unterschreiben, die jedem anderen m ittelam erikani­
schen Staat, der M itglied dieser Bank sein m öchte, die U nterzeichnung oder den 
B eitritt gestattet.
Jedoch  bleibt es bei der A bm achung, daß die M itglieder der Bank keine G aran­
tien oder Anleihen von der Bank erhalten können, w enn sie vorher n icht die 
Ratifizierungsurkunden der nachstehenden internationalen A bkom m en h in ter­
legt h ab en :
D en vorliegenden Vertrag.
D en M ultilateralen V ertrag über den Freihandel und die W irtschaftliche Integration 
M ittelam erikas, unterzeichnet am 10. Ju n i 1958.
Das A bkom m en über die In tegration  der m ittelam erikanischen Industrien, un te r­
zeichnet am 10. Ju n i 1958.
Das m ittelam erikanische A bkom m en über die A ngleichung der Einfuhrzölle 
und -abgaben, unterzeichnet am 1. Septem ber 1959, und  das dazugehörende P ro to ­
koll, welches am gleichen Tag wie der vorliegende V ertrag unterzeichnet wurde.
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K A PITE L  V III
Steuerliche Maßnahmen zur Förderung des industriellen Aufhaus 
A rtikel X IX
U m  einheitliche steuerliche Anreize für die industrielle E ntw icklung zu schaffen, 
beschließen die V ertragsstaaten, sobald wie m öglich eine vernünftige A ngleichung 
der entsprechenden Gesetze u n d  V erordnungen sicherzustellen. Z u  diesem Zwecke 
w erden sie innerhalb von sechs M onaten vom  Tage des Inkrafttre tens dieses Ver­
trages ab ein besonderes. P rotokoll unterzeichnen, das die H öhe und  A rt der Steuer- 
begünstigungen enthält, sowie die D auer, die Bedingungen, un te r welchen sie 
gew ährt werden, die Systeme der industriellen Klassifikation und  die Prinzipien 
u n d  Verfahren der A nw endung. D er Exekutivrat w ird für die K oord in ierung  der 
steuerlichen Anreize für die industrielle E ntw icklung verantw ortlich sein.
K A PITE L  IX
Organe 
A rtikel X X
H ierm it w ird der m ittelam erikanische W irtschaftsrat ins Leben gerufen, der sich 
aus den W irtschaftsm inistern der Partnerstaaten zusam m ensetzt und die Aufgabe 
hat, die m ittelam erikanische W irtschaft zu integrieren und die W irtschaftspolitik  
der Vertragsstaaten zu koordinieren.
D er m ittelam erikanische W irtschaftsrat tr itt so o ft w ie nö tig  zusam m en oder 
w enn einer der V ertragspartner es beantragt. Er p rü ft die A rbeit des Exekutivrats 
u n d  faßt Beschlüsse, die er fü r angebracht hält. D er m ittelam erikanische W ir t­
schaftsrat ist das verantw ortliche O rgan für die D urch führung  der Beschlüsse über 
die wirtschaftliche In tegration , wie sie vom m ittelam erikanischen K om itee für 
w irtschaftliche Zusam m enarbeit gefaßt werden. Er kann G utach ten  m ittelam erikani­
scher und in ternationaler Fachleute einholen.
A rtikel X X I
U m  den vorliegenden V ertrag anzuw enden und  um  alle V erhandlungen und  A r­
beiten  zu erledigen, die die m ittelam erikanische W irtschaftsunion  praktisch wirksam 
w erden lassen, w ird h ierm it ein E xekutivrat gebildet, der sich aus je einem  D ele­
gierten  und einem Stellvertreter jedes U nterzeichnerstaates zusam m ensetzt.
D er Exekutivrat tr it t  so oft w ie nö tig  zusam m en, sowie au f A ntrag  eines der Ver- 
tragspartner oder nach E inberufung durch das ständige Sekretariat. Er fällt seine 
Entscheidungen durch M ehrheitsbeschluß. Falls keine Ü bereinstim m ung zustande 
kom m t, w ird die A ngelegenheit an den m ittelam erikanischen W irtschaftsrat ver­
wiesen, der endgültig  entscheidet.
V or einer Beschlußfassung entscheidet der W irtschaftsrat einstim m ig, ob die 
A ngelegenheit durch Ü bereinstim m ung aller M itglieder oder durch einfache M ehr­
h e it geregelt wird.
A rtikel X X II
D er Exekutivrat trifft die M aßnahm en, die notw endig  sind, um  die im  Rahm en 
dieses Vertrages eingegangenen V erpflichtungen zu erfüllen und  um  Problem e zu
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lösen, die bei der D urch führung  seiner B estim m ungen entstehen. Er kann gleicher­
m aßen den R egierungen die U nterzeichnung solcher m ultilateraler A bkom m en 
vorschlagen, die zusätzlich erforderlich sind, um  eine w irtschaftliche In tegration  
M ittelam erikas zu erreichen, einschließlich einer Zollunion.
D er Exekutivrat übern im m t im  N am en der V ertragspartner die Funktionen, die 
der m ittelam erikanischen H andelskom m ission im  m ultilateralen A bkom m en, über 
den Freihandel und die w irtschaftliche In tegration  M ittelam erikas sowie im m itte l­
am erikanischen A bkom m en über die A ngleichung von E infuhrzöllen und  -abgaben 
zugewiesen werden, ebenso auch die V ollm achten der m ittelam erikanischen K o m ­
mission für die industrielle In tegration  im  A bkom m en über die In tegration  der 
m ittelam erikanischen Industrie, und schließlich auch die Befugnisse und Pflichten 
der gem einsam en Ausschüsse, die im  R ahm en der zwischen den Signatarstaaten 
bestehenden bilateralen A bkom m en ins Leben gerufen werden.
H ierm it w ird ein ständiges Sekretariat als juristische Person geschaffen, das sow ohl 
fü r den m ittelam erikanischen W irtschaftsrat als auch für den Exekutivrat nach 
dem  vorliegenden V ertrag tätig  ist. D as Sekretariat ha t seinen Sitz und  sein H au p t­
büro  in G uatem ala City, der H auptstad t Guatem alas, und  w ird von einem  G ene­
ralsekretär geleitet, der vom  m ittelam erikanischen W irtschaftsrat au f drei Jahre  
ernann t wird. Das Sekretariat richtet alle die A bteilungen und  U nterabteilungen 
ein, die zur A usübung seiner F unktionen no tw endig  sind. D ie Ausgaben dieser 
D ienststelle w erden durch  ein B udget, das der m ittelam erikanische W irtschaftsrät 
jährlich bestim m t, bestritten, und  jedes der V ertragsländer w ird zu seinem U nter­
halt jährlich einen Betrag, der wenigstens US S 5 0 .0 0 0 - entspricht, beisteuern, 
zahlbar in der W äh ru n g  des Vertragslandes.
D ie M itglieder des Sekretariats genießen diplom atische Im m unitä t. Andere d ip lo­
m atische Privilegien erhalten nur der Generalsekretär und  das Sekretariat selbst.
A rtikel X X III
H ierm it w ird ein ständiges Sekretariat als juristische Person geschaffen, das sow ohl 
für den m ittelam erikanischen W irtschaftsrat als auch für den Exekutivrat nach dem 
vorliegenden V ertrag tätig  ist . . .
D ie M itglieder des Sekretariats genießen diplom atische Im m unität. A ndere diplom a­
tische Privilegien erhalten nur der Generalsekretär und das Sekretariat selbst.
A rtikel X X IV
D as Sekretariat ha t dafür zu sorgen, daß die nachstehend genannten  V erträge von 
den V ertragspartnern korrekt eingehalten w erden:
D as m ultilaterale A bkom m en über den Freihandel und die w irtschaftliche In tegra­
tion  M ittelamerikas.
D as A bkom m en über die In tegration  der Industrie.
D as m ittelam erikanische Ü bereinkom m en über die A ngleichung der Einfuhrzölle 
und  -abgaben.
D ie bilateralen und  m ultilateralen V erträge über den Freihandel und  die w irt­
schaftliche In tegration , wie sie zwischen den vertragschließenden Staaten bestehen, 
sowie alle übrigen unterschriebenen oder noch zu unterschreibenden V erträge über 
die m ittelam erikanische In tegration , deren In terpretation  noch n icht besonders 
einem  anderen O rgan zugewiesen wurde.
D as Sekretariat ist verantw ortlich für die D u rch führung  der Beschlüsse des M it­
telam erikanischen W irtschaftsrats und  des Exekutivrats, die durch diesen V ertrag 
zustande k am en ; es ü b t außerdem  alle die Funktionen  aus, die ihm  der Exekutivrat
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überträgt. Seine V erordnungen sind vom  W irtschaftsrat zu billigen.
D as Sekretariat übernim m t außerdem  solche A rbeiten und Aufgaben, die ihm 
vom  Exekutivrat und vom  m ittelam erikanischen W irtschaftsrat zugewiesen werden. 
Bei der Bearbeitung dieser A ufträge soll es a u f  die A rbeit und U ntersuchungen 
anderer m ittelam erikanischer oder in ternationaler O rgane zurückgreifen und, 
w enn es angemessen scheint, diese zur M itarbeit heranziehen.
K A PITE L  X
Allgemeine Bestimmungen 
A rtikel X XV
D ie Signatarstaaten verpflichten sich, keine neuen einseitigen Verträge, die die 
Prinzipien der w irtschaftlichen In tegration  M ittelam erikas berühren, m it nicht 
m ittelam erikanischen Ländern abzuschließen. Ebenso kom m en sie überein, die 
„M ittelam erikanische Ausnahm eklausel“ in allen H andelsverträgen beizubehalten, 
die sie auf der Basis der M eistbegünstigung m it Staaten eingehen, die n icht zu 
den V ertragspartnern zählen.
A rtikel X X V I
D ie Signatarstaaten kom m en überein, freundschaftlich im Sinne dieses Vertrages 
und  durch den Exekutivrat oder den m ittelam erikanischen W irtschaftsrat, je nach 
der Sachlage, Schwierigkeiten zu beseitigen, die sich bei der A uslegung oder 
A nw endung  irgendeiner seiner K lauseln ergeben. W en n  keine E inigung erzielt 
wird, w ird ein Schiedsgericht angerufen. Für das Schiedsgericht benennt jeder 
Vertragsstaat dem Generalsekretariat der O rganisation m ittelam erikanischer Staaten 
drei R ichter seines höchsten Gerichts. Aus der Gesam tliste der K andidaten be­
stim m en der Generalsekretär der O rganisation  der m ittelam erikanischen Staaten 
und  die Regierungsvertreter in dieser O rganisation  durch das Los je einen Schieds­
richter verschiedener N ationalitä t für jeden Vertragspartner. D er Schiedsspruch m uß 
von wenigstens drei M itgliedern des Schiedsgerichts gefällt werden. Er hat für 
alle V ertragspartner den Charakter einer „res judicata“ hinsichtlich all der Punkte, 
die sich auf die A uslegung und A nw endung der B estim m ungen dieses Vertrages 
beziehen.
A rtikel X X V II
D er vorliegende Vertrag steh t in seiner B edeutung für die V ertragspartner über 
dem  m ultilateralen A bkom m en über den Freihandel und  die w irtschaftliche In te ­
g ra tion  M ittelam erikas sowie über allen anderen bi- oder m ultilateralen Freihandels­
abkom m en zwischen den V ertragspartnern ; jedoch berührt er n icht die G ültigkeit 
dieser Verträge.
D ie Bestim m ungen der Handelsverträge und  der A bkom m en über die w irtschaft­
liche In tegration , au f die sich der vorhergehende Absatz bezieht, werden von den 
V ertragspartnern insoweit angew andt, als sie n icht im  vorliegenden V ertrag er­
scheinen.
Bis zur Ratifizierung des vorliegenden Vertrages oder im  Falle der A blehnung 
seitens eines der V ertragspartner werden die H andelsbeziehungen des betreffenden 
Staates m it den anderen Signatarstaaten durch die V ereinbarungen geregelt, die 
früher in den A bkom m en getroffen w urden, die in der Präambel dieses Vertrages 
g enann t sind.
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A rtikel X X V III
D ie V ertragsländer verpflichten sich, den Exekutivrat zu konsultieren, bevor sie 
m iteinander neue V erträge abschließen, die den Freihandel betreffen.
D er Exekutivrat p rü ft jeden einzelnen Fall und untersucht die A usw irkungen, die 
der A bschluß eines solchen Vertrages auf den Freihandel haben könnte, wie er 
in diesem V ertrag geregelt wird. N ach der P rüfung  durch den Exekutivrat kann der 
Staat, der sich durch den A bschluß dieser neuen V erträge beein trächtig t fühlt, jene 
M aßnahm en treffen, die der R at zum  Schutze seiner Interessen vorschlägt.
A rtikel X X IX
In  A nbetracht der A usw irkungen der Zollbestim m ungen au f den freien Handel, 
den W arenverkehr und  die A nw endung des m ittelam erikanischen E inheitszoll­
tarifs werden die verhandelnden Staaten innerhalb eines Jahres vom  Tage des In ­
krafttretens dieses Vertrages an besondere Protokolle unterzeichnen, die zur Ein­
führung  eines m ittelam erikanischen Einheits-Zollgesetzes und den nötigen  Verkehrs­
vorschriften führen.
K A PITEL XI
Schlußbestimmungen 
A rtikel X X X
Dieser V ertrag w ird un ter E inhaltung  der verfassungsm äßigen und gesetzlichen 
Vorschriften in jedem Lande zur Ratifizierung vorgelegt.
D ie Ratifizierungsurkunden werden im  Generalsekretariat der O rganisation der 
m ittelam erikanischen Staaten hinterlegt. D er V ertrag tr itt acht Tage nach H in ter­
legung der d ritten  U rkunde durch die ersten drei U nterzeichner in K raft und für 
die anderen Länder am Tage der H interlegung der entsprechenden U rkunden.
Artikel X X X I
D er V ertrag g ilt auf zwanzig Jahre, vom  Tage seines Inkrafttre tens an gerechnet, 
und  kann nach A blauf dieser Z eit unbegrenzt erneuert werden.
N ach A blauf der im  vorigen Absatz genann ten  Zwanzigjahresfrist kann der Ver­
trag von jedem der V ertragspartner g ekünd ig t werden. D ie K ü n d ig u n g  tr itt für 
den entsprechenden Staat fü n f Jah re  nach der K ü n d ig u n g  in K raft. D er Vertrag 
bleibt in diesem Fall für die restlichen Länder noch so lange gültig , w ie noch 
zwei von ihnen daran festhalten.
A rtikel X X X II
Das Generalsekretariat der O rganisation m ittelam erikanischer Staaten verwahrt 
diesen V ertrag und schickt eine beglaubigte A bschrift davon an die A ußenm iniste­
rien aller Vertragsländer, die sofort vom  E ingang jeder R atifizierungsurkunde verstän­
d ig t werden, ebenso auch von K ündigungen , falls solche erfolgen. W enn  der Ver­
trag in K raft tritt, w ird es auch eine beglaubigte K opie davon an den G eneral­
sekretär der V ereinten N ationen  senden zwecks R egistrierung nach Artikel 102 
der Charta der V ereinten N ationen.
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A rtikel X X X III
D er vorliegende V ertrag steh t offen für den B eitritt jedes m ittelam erikanischen 
Staates, der ursprünglich  kein V ertragspartner war.
Provisorischer A rtikel
Sobald die R egierung der R epublik  Costa Rica sich form ell m it den B estim m ungen 
dieses Vertrages einverstanden erklärt, werden die durch ihn zustande gekom m enen 
O rgane der O rganisation  der m ittelam erikanischen Staaten m ittels eines V inkula­
tionsvertrages einverleibt werden, und  die O rganisation der m ittelam erikanischen 
Staaten w ird in der Form  reorganisiert, daß die durch diesen V ertrag entstandenen 
O rgane alle ihre strukturellen und (unktionellen  A ttribu te  beibehalten.
Z um  Z eugnis dessen unterzeichnen die jeweiligen B evollm ächtigten den vorliegen­
den V ertrag in der S tadt M anagua, H auptstad t der Republik  N icaragua, am drei­
zehnten D ezem ber neunzehnhundertsechzig.
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A N H A N G  A*
Liste der W aren, die einer Sonderabfertigung unterliegen in Ü bereinstim m ung 
m it Artikel IV  dieses Vertrages.
Allgemeine Anmerkung
1. W en n  die Bezeichnung der Ü berschrift oder der W aren im m ittelam erikanischen 
E inheitszolltarif (N A U C A ) übereinstim m t m it der Bezeichnung der G ruppe 
(drei N u m m ern ), der A bteilung (fü n f N um m ern) oder der U nterabteilung 
(sieben N u m m ern ), die in der linken Spalte angegeben sind, um faßt dieser 
Titel oder diese W are alles das, was un te r besagter G ruppe, A bteilung oder 
U nterabteilung in dem  N A U C A  oder dessen Z ollhandbuch angeführt ist. 
W en n  die B enennung oder die Bezeichnung der W are kürzer gefaßt ist als 
die dem A bschnitt der G ruppe, A bteilung oder U nterabteilung der linken 
Spalte entsprechende, so um faß t die Bezeichnung nur jene Überschrift oder 
W are, die besonders genann t sind.
2. Im Falle von W aren, die im vorliegenden A nhang V orzugstarife genießen, 
versteht sich folgendes:
a) D ie bezeichneten Zolltarife verkörpern die G esam tsum m e der Abgaben, 
die auf den W arenaustausch zwischen den Partnern erhoben werden, ein­
schließlich der Zölle, K onsulargebühren und anderer E infuhrabgaben, K osten 
und Zuschläge, wie sie in den U nterzeichnerstaaten erhoben werden.
b) D ie spezifischen Zollsätze gelten für die S tandardeinheit von 1 K ilo 
b ru tto  (kg) und werden ausgedrückt in einer dem US-Dollar gleichw ertigen 
W ährungseinheit.
c) D ie W ertzölle basieren au f dem C IF-W ert der W aren, berechnet bis zum 
G renzort des Einfuhrlandes.
3. Bei W aren, die im vorstehenden A nhang Vorzugszöllen unterliegen, die in 
Prozenten der Einfuhrzölle aufgeführt sind, versteht sich folgendes:
a) V orzugsprozentsätze errechnen sich aui der Basis der zu zahlenden Zölle, 
K onsulargebühren und anderer E infuhrabgaben, K osten und Zuschläge, wie 
sie in den Signatarstaaten am Tage der U nterzeichnung des Vertrages erhoben 
werden.
b) In  den Fällen, wo die Zollangleichung von W aren, die progressiv abzu­
bauende Belastungen tragen, nach dem Inkrafttre ten  dieses Vertrages vorge­
nom m en w ird und in H öhe des vereinbarten Einheitszolls jederzeit niedriger 
ist als der Vorzugszollsatz, w ie er in diesem V ertrag aufgestellt wurde, werden
* V om  A bdruck der Ausnahm elisten und des A nhangs B wird abgesehen. Diese 
Teile sind in der oben zitierten Sieca-Broschüre veröffentlicht.
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die Vertragsstaaten den V orzugsprozentsatz nach dem niedrigsten Zollsatz be­
rechnen. D er Exekutivrat wird jeden Fall prüfen und durch erklärende Form u­
lare den betreffenden Parteien vorschlagen, wie sie die bisherigen B estim m ungen 
den neuen anpassen können.
4. K ontingen tierte  W aren unterliegen bis zur H öhe der K on tingen te  au f G egen­
seitigkeit den B estim m ungen des Freihandels. Das gleiche g ilt für eventuelle 
Zusatzkontingente. D arüber hinausgehende W arenm engen unterliegen dagegen 
den E infuhrzöllen und -abgaben, die in den Vertragsländern am Tage des 
Inkrafttre tens dieses Vertrages bestehen, w enn n icht die in der Liste A dieses 
Vertrages aufgeführten V orschriften zutreffen.
5. D ie A nw endung der in diesem A nhang verm erkten Export- und  Im port- 
K ontro llen  ist den Regierungen der U nterzeichnerstaaten freigestellt.
W enn  die E infuhrkontro lle durchgeführt wird, werden die W aren nur dann 
Freihandelsbedingungen genießen, w enn die entsprechende Lizenz dafür er­
teilt wurde. Falls die Lizenz n icht gegeben wurde, werden die W aren den be­
stehenden Zöllen, K osten, quantita tiven  Beschränkungen und den allgemeinen 
Zollvorschriften unterliegen, wie sie für den Im port gelten.
W aren, die A usfuhrkontrollen unterzogen werden, können n u r exportiert wer­
den, w enn die entsprechende Lizenz vorliegt.
6. D ie W aren, die M onopolbestim m ungen nach Artikel V III dieses Vertrages 
unterliegen, werden auf G egenseitigkeit behandelt.
W enn  eine der Parteien den H andel in einer oder m ehreren m onopolisierten 
W aren einschränkt, so können die betroffenen Partner ähnliche B eschränkungen 
auf dieselben A rtikel legen.
7. W enn  der freie H andel einer W are, die in der Tabelle dieses A nhangs ver­
zeichnet ist, h insichtlich der Im portzölle und  -auflagen vorher durch Zollanglei­
chung eingeleitet wird, so g ilt diese A ngleichung als erreicht, w enn zwischen 
beiden V ertragspartnern der gleiche Zollsatz gü ltig  ist.
D er Exekutivrat wird die Parteien von dem Z eitp u n k t in K enntn is setzen, an 




A. a. O . Am  angegebenen O rt
Art. Artikel
BCIE Banco Centroam ericano de Integración Económica
B ID  Banco Interam ericano de Desarrollo
BISO  Basic Instrum ents and Selected D ocum ents
$ CA Peso Centroam ericano
CAU CA C ódigo Aduanero U niform e Centroam ericano
CCE C om ité de Cooperación Económ ica del Istm o Centroam ericano
CE Consejo Ejecutivo
CEC Consejo Económ ico Centroam ericano
CEMLA C entro de Estudios M onetarios Latinoamericanos
CEPAL Com isión Económ ica para América Latina
CIES C om ité Interam ericano Económ ico y Social
CIF Cost Insurance Freight
C N P E  Consejo N acional de Planificación Económica
C O C ESN A  Corporación Centroam ericana de Servicios de N avegación Aérea
Conv. Convenio
Conv. Equip. Convenio Centroam ericano sobre Equiparación de Gravámenes a la 
Im portación
Conv. Inc. Convenio Centroam ericano de Incentivos Fiscales al Desarrollo
Industrial
Conv. Reg. Ind. Convenio sobre el R égim en de Industrias Centroam ericanas de 
Integración
CU CI Clasificación U niform e para el Com ercio Internacional
EFTA European Free Trade Assosiacion
ESAPAC Escuela Superior de A dm inistración Pública para A m érica Central
E W G  Europäische W irtschaftsgem einschaft
G A TT G eneral A greem ent on Tariffs and Trade
IC A IT I In s titu to  Centroam ericano de Investigación y Tecnología Industrial
IC A P In s titu to  Centroam ericano de A dm inistración Pública
IC D C  In stitu to  Centroam ericano de D erecho Com parado
IIE JI In stitu to  Interam ericano de Estutios Juríd icos Internacionales
IN F O P  In stitu to  de Fom ento de Producción
IN TA L  In stitu to  para la Integración de América Latina
M CCA M ercado C om ún Centroam ericano
M C P M isión C onjun ta  de Program ación para C entro América
N A U C A  N om enclatu ra Arancelaria U niform e Centroam ericana
O D E C A  O rganización de Estados Centroam ericanos
O EA  O rganización de Estados Americanos
o. J. ohne Jahresangabe
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o. O . ohne O rtsangabe
P ro t. P rotocolo
Prot. Conv. Inc. Protocolo al Convenio Centroam ericano de Incentivos Fiscales al 
Desarrollo Industrial 
RECA U C A  R eglam ento al C ódigo A duanero U niform e Centroam ericano
REIFA LD I R eglam ento al C onvenio C entroam ericano de Incentivos Fiscales
al D esarrollo Industrial 
Res. Resolución
Sieca Secretaría Perm anente del T ratado G eneral de Integración Eco­
nóm ica Centroam ericana 
SISG Seminario de Integración Social G uatem alteca
T G  Tratado General de Integración Económica Centroam ericana
U N  U nited  N ations
U N A M  Universidad N acional A utónom a de M éxico
US $ D ollar der V ereinigten Staaten
ZaöR V  Zeitschrift für ausländisches öffentliches R echt und  V ölkerrecht
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A bkom m ens 59
— Sitzung in M exiko 1951 9
— Studie über w irtschaftliches W achs­
tum  in H onduras 74
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-  Preisüberw achung im speziellen För­
derungssystem 71
-  Q ualitätsnorm en für In tegrations­
industrie 65, 87
-  W arenursprung, G utach ten  für CE 
(Deckenfall und  K ühlschränke­
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-  Fabrikgebäude, kostenlose Ü ber­
lassung oder Vorzugspreis in 
H onduras 80
-  G ew innabschreibung von E in­
kom m enssteuer bei N euinvesti­
tionen 80
-  Im portzollbefreiung für K apital­
güter, R ohstoffe etc. 77
-  Schaubild über A rt und H öhe 
der V ergünstigungen 77 f.
-  Schaubild über A rt und H öhe 
der V ergünstigungen für H o n ­
duras 78 f.
-  V erm ögenssteuerbefreiung 77
-  V erarbeitende Industrie als geför-
131
derte T ätigkeit 74
-  V oraussetzung der Förderungen 
durch Conv. Inc. 75
-  K riterien für „effektiven Bei­
trag“ 75
-  V erhältnis zu nationalen Förderungs­
gesetzen
-  G utach ten  der Sieca 81
-  Problem  der Reklassifizierung der 
G ruppe C 81
-  Verfahren zur E rlangung der Ver­
günstigungen
-  A ntrag m it M indestinform a­
tion 82
-  B indungsw irkung eines abge­
lehnten A ntrags für alle Län­
der 83
-  R egierungsdekret 83
-  V eröffentlichung des A ntrags 83
-  Zollbefreiung keine E x p o rtsu b v e n ­
tion  43
Subsistenzw irtschaft 89 
Supranationale G ew alt 57 
Synthetikgarne, Sonderabkom m en 
über 55
Textilindustrie  14, 23 
T G
-  Annex „A“ 50 ff.
-  Annex „B" 30
-  A usnahm en vom  Freihandelsprinzip 
für U rsprungsw aren, siehe dort
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Dabei hatte der Verfasser in Guatemala, 
dem Sitz des Generalsekretariats des 
Gemeinsamen Marktes, während eines 
einjährigen Studienaufenthaltes Gelegen­
heit, die Originaldokumente der Integra­
tionsorgane einzusehen. Dieses Material 
ist in Europa nicht erreichbar. Daneben 
wurde in der Arbeit eine Fülle von Se­
kundärliteratur hauptsädhlich lateiname­
rikanischer Autoren verwertet.
Der Versuch der fünf zentralamerikani­
schen Republiken, einen Gemeinsamen 
M arkt zu errichten, hat bisher einen von 
vielen lateinamerikanischen Experten 
nicht erwarteten Erfolg gezeigt. Die in 
den Verträgen gesetzten Ziele wurden 
weitgehend erreicht. Angesichts dieser 
Tatsache stellt sich die Frage, ob die 
wirtschaftliche Integration einen Beitrag 
zur — sei es auch nur teilweisen — 
Lösung der ökonomischen Probleme die­
ser Länder der D ritten Welt leisten 
konnte. Eine Antwort auf die Frage 
des cui bono des Zentralamerikanischen 
Gemeinsamen Marktes versucht der Ver­
fasser in der Schlußbetrachtung zu geben.

